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1. Vorwort 
Die Diplomarbeit von Franz Diboky, eingereicht an der Universität Wien im Juni 2000, 

Thema: „Die Ausbildung der Kandidaten für das höhere Lehramt in Mathematik in Öster-

reich, Deutschland und der Schweiz im 19. Jahrhundert“, hat sich ausführlich mit den 

schulischen Verhältnissen vor 1800, der Entwicklung in der LehrerInnenausbildung von 

der Einführung des Fachlehrersystems bis zu den Revolutionsjahren 1848/49, sowie den 

richtungsweisenden Erneuerungskonzepten bis zum ersten Weltkrieg beschäftigt. 

Die Berichte der Internationalen Mathematischen Unterrichtskommission (IMUK) am Vor-

abend des Ersten Weltkrieges setzen den zeitlichen Schlussstrich der Diplomarbeit von 

Franz Diboky. 

Diese Diplomarbeit soll den Anschluss an die bereits behandelte Zeitepoche darstellen 

und den Bogen bis ins 21. Jahrhundert zu den aktuellen Entwicklungen in der Lehreraus-

bildung spannen. Die lange Dauer von geltenden Rechtsordnungen und Gesetzen macht 

es erforderlich, dass immer wieder auf weiter zurückliegende Vorschriften verwiesen wird. 

Um ein zusammenhängendes Verständnis des Werdegangs zu vermitteln, ist auch die 

Einbeziehung des gesellschaftlichen, sozialen und politischen Umfeldes erforderlich. 

Aufgrund der verwendeten historischen Texte, in denen die männliche Form die vorherr-

schende ist, wird in dieser Diplomarbeit auf eine gendergerechte Schreibweise verzichtet. 

Mit der Verwendung der männlichen ist immer auch die weibliche Form gemeint.  
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2. Einleitung 
Eine ausschließlich fachliche Betrachtung des Unterrichtsfaches Mathematik ist schwer 

möglich und wenig zielführend, da die soziale und vor allem politische Entwicklung im 20. 

Jahrhundert wesentlich die Rahmenbedingungen für die gesamte Lehrerausbildung vor-

gegeben hat. Erst mit Einführung des Fachlehrersystems gegen 1900 kann das Fach  

Mathematik für sich betrachtet werden und dies nur in engem Kontext mit der pädagogi-

schen Ausbildung. 

Ein wichtiger Aspekt ist die mittlerweile Jahrhunderte lange Diskussion, wie viel universi-

täre und wie viel praktische Ausbildung für die Lehrerausbildung notwendig ist. Der erst 

drei Jahre zurückliegende Beginn der Kooperation der Universitäten mit den Pädagogi-

schen Hochschulen im Bereich der gesamten Lehrerausbildung zeigt die Brisanz des The-

mas auch im 21. Jahrhundert. 

Die Wortwahl hat sich mit der Zeit geändert, nicht jedoch die dahinterstehende Thematik. 

Das Lehramtsstudium hat in der Wahrnehmung der Bevölkerung und der Politik einen ho-

hen Stellenwert und steht damit im gesellschaftlichen Fokus, viel stärker als andere Stu-

dien der Universitäten und Fachhochschulen. 

Gesetzlichen Änderungen in diesen Bereichen gingen oft jahrzehntelange politische und 

fachliche Diskussionen voraus, die die langen Gesetzesperioden und Umsetzungsinter-

valle erklären. 

So gehört das Lehramtsstudium an den Universitäten zu den letzten Diplomstudien, die 

entsprechend der Bologna-Reform in die Bachelor- und Masterstruktur überführt wurden. 

Ein fünfzehnjähriger Diskussionsprozess ging dieser Umstellung voraus. Die notwendigen 

dienstrechtlichen Regelungen sind immer noch nicht vollständig abgeschlossen. 

In dieser Arbeit wird die Ausbildung der Lehramtskandidaten im Unterrichtsfach Mathema-

tik an der Universität Wien untersucht, die Entwicklung beschrieben, wobei die Abschluss-

prüfung, früher Lehramtsprüfung, im Fokus stehen soll. 
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3. Die universitäre Ausbildung im Spannungsfeld 
der Politik 

Definition Universität: 

„lat. Universitas = Gesamtheit der Lehrenden und Lernenden, ranghöchste und älteste 

Form der wissenschaftlichen Hochschule, nach dem Papsttum die zweitälteste Institution 

des Abendlandes. Keimzellen der ersten Universitäten waren Kathedralschulen (Paris) o-

der Stadtschulen (Bologna). Schüler und Lehrer bilden eine eigene Körperschaft, denen 

Papst und Kaiser bedeutende Privilegien (eigene Gerichtsbarkeit, Selbstverwaltung) ge-

währen. Bis ins 19. Jahrhundert verstanden sich die Universitäten als reine Lehranstalten, 

die gemäß ihrer Aufteilung in die vier Fakultäten, Mediziner, Juristen, Theologen und Leh-

rer ausbildeten. Erst durch die von Humboldt in Deutschland angestoßenen Reformen 

verschrieben sich die Universitäten der Einheit von Forschung und Lehre.“ [HEUREKA, 

Heft 4/02] 

 

3.1. Die Monarchie (bis 1914) 

In den Märztagen des Jahres 1848 forderten Professoren und Studentenschaft der Wiener 

Universität die Lehr- und Lernfreiheit, welche ihnen vom damaligen Unterrichtsminister 

Franz Freiherr von Sommaruga zugesichert wurde. 1849 trat das „Provisorische Gesetz 

über die Organisation der akademischen Behörden“ in Kraft (Erlaß des Ministeriums des 

Cultus und Unterrichts, Datum der Kundmachung 30.09.1849 ist zugleich Datum des „In-

krafttretens“) [ORGANISATIONSGESETZ 1849], auf dessen Grundlage das heutige Uni-

versitätswesen Österreichs basiert [DIBOKY, S 30]. 

„In den Anstellungsdekreten der Universitätsprofessoren wurde festgelegt, dass diese ihre 

Vorlesungen zwar „frei, aber immer nach Maßgabe der Vorschriften“ abzuhalten hatten. 

Der Prüfungsstoff für die neue Gymnasiallehrerprüfung musste in den Lehrveranstaltun-

gen behandelt werden, obwohl die Lehramtsprüfung offiziell in keinerlei Verbindung mit 

den Hochschulen stand. Dazu dienten sogenannte Hauptkollegien, die in der Regel aus 

einem drei- bis vierjährigen Vorlesungszyklus bestanden und jährliche Vorlesungen für 

Studienanfänger beinhalten sollten.“ [DIBOKY, S 31] 

Durch die Reformen der Jahre 1849 / 50 wurde der Charakter der philosophischen Fakul-

tät der Universität Wien völlig umgestaltet. Die zwei „philosophischen“ Jahrgänge, die bis 

dahin für alle Studierenden verpflichtend vorgeschrieben waren, wurden aufgehoben und 
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den Gymnasien als 7. und 8. Klasse zugeteilt. Eine Entfaltung der wissenschaftlichen For-

schung und Lehre konnte sich nur in den sogenannten freien Vorlesungen, die von Pro-

fessoren und Dozenten neben den Pflichtgegenständen gelesen wurden, durchsetzen. 

[MEISTER, S 7] 

1849 wurde das „Provisorische Gesetz über die Prüfung der Candidaten des Gymnasial-

Lehramtes“ beschlossen, es stellte die erste einheitliche Prüfungsordnung für Lehrer an 

Mittelschulen dar und war aus organisatorischer und inhaltlicher Sicht richtungsweisend 

für die weitere Entwicklung der Lehramtsausbildung. [DIBOKY, S 7] 

Die nachfolgenden Prüfungsordnungen für Lehramtskandidaten stellten Weiterentwicklun-

gen dieses Gesetzes im Rahmen ihrer jeweiligen Epoche dar. 

 

3.2. Erste Republik (1919 - 1933) 

Die Geschichte des österreichischen Bildungswesens nach dem Ersten Weltkrieg ist un-

trennbar mit dem Namen Otto Glöckel verbunden, der als Unterstaatssekretär für Unter-

richt seit 1919 die gesamte oberste Unterrichtsverwaltung innerhalb des Staatsamtes für 

Inneres und Unterricht innehatte. Durch einen seiner Erlässe 1919 ermöglichte er Frauen 

den freien Zugang zu den Universitäten. 1920 übernahm Glöckel die Stelle des Vorsitzen-

den des Bezirksschulrates von Wien und initiierte die Schaffung des Stadtschulrats für 

Wien. [SEEBAUER, S 8] 

Glöckel hatte in dieser Zeit „Leitsätze zur Neugestaltung der Lehrerbildung“ erarbeiten 

lassen. Diese Leitsätze gingen von dem Grundsatz aus, dass „die durch Berufsinhalt und 

Berufsausübung geforderte Einheitlichkeit des Lehrerstandes ein ihren Grundsätzen ein-

heitliche Ausbildung der Lehrer aller Schulstufen und Schulgattungen verlangt.“ Richt-

schnur für die Reform der Lehrerbildung war einerseits mehr Wissenschaftlichkeit für die 

Volksschullehrer, andererseits mehr Pädagogik für die Lehrer der Mittelschulen. [SEE-

BAUER, S 8] 

Er gilt damit als Initiator der Reformpädagogik der Zwischenkriegszeit, deren Ideen in die 

„Wiener Schulreform“ eingeflossen sind. Diese verfolgte als übergeordnetes Ziel eine De-

mokratisierung des gesamten Schulbereichs und sollte durch organisatorische und inhalt-

liche Mitbestimmung der Lehrer, Eltern und Schüler der reinen Lernschule ein Ende be-

reiten. Umgesetzt sollte dies im Rahmen einer Gesamtschule werden, deren Verfechter 

Glöckel war. [SEEBAUER, S 8]  

1922 verkündete der Sozialdemokrat Glöckel: „Aufrechte, lebensfrohe, arbeitsfreudige, 

sittlich gefestigte Republikaner müssen wir erziehen“. [NUSSBAUMER, S 80] 
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Zwei Ziele standen dabei im Zentrum: die Verbesserung und Anhebung der Bildung für 

alle Kinder sowie eine sozial gerechte Auswahl jener Kinder, die höhere Lehranstalten 

besuchen konnten. Der „Glöckel-Erlaß“ 1919, der den Zwang zur Teilnahme an religiösen 

Übungen abschaffte, war eine der ersten Maßnahmen, die Glöckel setzte. Das bis heute 

andauernde schwierige Verhältnis zwischen Sozialdemokratie und Kirche hat wohl hier 

eine ihrer Wurzeln. [NUSSBAUMER, S 81] 

Die von Glöckel eingeleitete Schulreform mit der Forderung einer kindgerechten „Lebens- 

und Arbeitsschule“ schloss damit an alte Ideale liberaler Erziehung an und konnte auch 

nach seinem Ausscheiden aus der Regierung zumindest in Wien teilweise umgesetzt wer-

den. Ein weiteres Kernstück der sozialdemokratischen Bildungsreform konnte nicht reali-

siert werden: Die Etablierung einer „Allgemeinen Mittelschule“ für alle Zehn- bis Vierzehn-

jährigen, in zwei Leistungsgruppen pro Schulstufe unter dem Motto „Einheitlichkeit so weit 

wie möglich, Differenzierung soweit notwendig“. [NUSSBAUMER, S 81] 

Die Christlichsozialen wiederum sprachen sich 1926 für eine „konfessionelle Schule“ als 

oberstes Ziel aus, „ein in seinen Abstufungen dem Bildungsbedürfnisse der verschiedenen 

Berufsstände und der Eigenart der verschiedenen Gebiete angepaßtes, im Geiste jedoch 

einheitliches, auf Religion und Volkstum aufgebautes Schulwesen“. [NUSSBAUMER, S 

82] 

In den Jahren 1926 und 1927 erreichten die Auseinandersetzungen ihren Höhepunkt, der 

erzielte Kompromiss war die Einführung der vierklassigen obligatorischen, unentgeltlichen 

Hauptschule, mit zwei Klassenzügen. Sie löste die dreiklassige Bürgerschule ab, die tra-

ditionellen Mittelschulen blieben bestehen. Die neue Hauptschule hob zwar die Allgemein-

bildung breiter Kreise der Bevölkerung an, Chancengleichheit schuf sie jedoch nicht, der 

Übertritt von der Hauptschule in die Mittelschule war schwierig, der zweite Klassenzug 

entwickelte sich zur Bildungssackgasse. [NUSSBAUMER, S 82] 

1927 stellte das Ende der Österreichischen Schulreform dar. Erst im Jahr 2014, fast neun-

zig Jahre später, sollte eine weitere Forderung dieser Zeit, die Vereinheitlichung der Leh-

rerausbildung an den Hochschulen, durch das gemeinsame Bachelor- und Masterstudium 

für die Sekundarstufe, Realität werden. 

 

3.3. Ständestaat und Austrofaschismus (1933 - 1937) 

Parallel zur fortschreitenden wirtschaftlichen Krise spitzten sich auch die politischen 

Schwierigkeiten in den dreißiger Jahren immer mehr zu. An der Universität Wien führte 

die Einführung der ständestaatlichen Verfassung im Jahre 1934 zu einer Entlassungswelle 
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bei den Professoren. Massive Studentenkrawalle, die mehrmals zur Schließung der Uni-

versität führten, waren die Begleiterscheinungen dieser Manifestation des beginnenden 

Nationalsozialismus und eines immer stärker spürbaren Antisemitismus. [GALL, S 22] 

Nach der Niederschlagung der Februarkämpfe 1934 begann die ständestaatliche Diktatur 

auch im Schulbereich hart durchzugreifen, so war ein vordringlichstes Ziel die Rückgän-

gigmachung der „Glöckel’schen Schulreform“. Schulreformer wurden entlassen, Lehreror-

ganisationen, die im Sinne der Reform tätig waren, wurden aufgelöst, Religionsunterricht 

wurde wieder Pflicht, der Übertritt von der Haupt- in die Mittelschule wurde noch schwieri-

ger. Die Wiedereinführung der Volksschule bis zum 14. Lebensjahr für „Minderbegabte“ 

stellte eine Totalrevision des Reformwerks Glöckels dar. [NUSSBAUMER, S 85] 

Ziel schulischer Bildung war es, junge Menschen „zu sittlich-religiösen, vaterländischem 

und sozial-volkstreuem Fühlen, Denken und Handeln zu erziehen“, dies schloss vormilitä-

risches Training für Knaben im Turnunterricht mit ein. [NUSSBAUMER, S 86] 

In diese Zeit fielen z. B. eine Verordnung über die „Lehrverpflichtungen der Bundeslehrer 

an Hochschulen (30.09.1933)“, eine Verordnung über „vorübergehende besondere Dis-

ziplinarvorschriften für die Studierenden (16.10.1933)“, ein Bundesgesetz über die „Auf-

rechterhaltung der Disziplin unter den Studierenden (17.09.1934)“ und weitere Bundesge-

setze wie das „Hochschulermächtigungsgesetz (01.07.1935)“ und das „Hochschul-

erziehungsgesetz (01.07.1935)“. 

 

3.4. Nationalsozialismus (1938 - 1945) 

Mit dem Gesetz über die „Wiedervereinigung Österreichs mit dem Deutschen Reich 

(13.03.1938)“ begann auch für den universitären Bereich eine dunkle Zeit. Die Ausschal-

tung aller politischen Parteien und Errichtung einer brutalen totalitären Diktatur mündete 

im Zweiten Weltkrieg mit Millionen ermordeten Juden, Menschen anderer Ethnien sowie 

geistig behinderter Menschen.  

An der Universität Wien vollzog sich die „Machtübernahme“ im März 1938, ein neuer Rek-

tor übernahm die Amtsgeschäfte, Dekanestellen und Professuren wurden neu besetzt, die 

Vereidigung erfolgte ab nun auf den „Führer“. Das bis dahin geltende „österreichische 

Hochschulerziehungsgesetz“ wurde aufgehoben und neue akademische Funktionäre ein-

gesetzt. Generell erfolgte eine „Reinigung“ des Lehrkörpers von Juden und politisch „un-

tragbaren“ Personen, die Bewahrung der Hochschulen vor der „Überfremdung“ durch Ju-

den wurde verfügt. Das damals zuständige Unterrichtsministerium wurde aufgelöst und 
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ein deutscher Professor übernahm das Amt eines Staatskommissars des österreichischen 

Ministeriums für innere und kulturelle Angelegenheiten. [GALL, S 23] 

Die fortschreitenden Kriegsjahre erschwerten den Universitätsbetrieb zusehends, Leh-

rende und Studierende wurden zum Kriegsdienst eingezogen, das Hauptgebäude am 

Ring wurde von Bomben schwer beschädigt, der Universitätsbetrieb kam fast vollständig 

zum Erliegen. [GALL, S 25] 

In diesen Jahren wurden nur einige Gesetze, Verordnungen und Kundmachungen erlas-

sen, die die Universitäten betrafen. Die meisten davon waren Aufhebungen und Abände-

rungen und einige Durchführungsbestimmungen, das Gesetz über die „Führung akademi-

scher Grade (10.08.1939)“, fiel ebenfalls in diese Zeit.  

Mit der „Militärischen Kapitulationsurkunde (08.05.1945)“ endete der Zweite Weltkrieg. Die 

Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei wurde verboten und jede nationalsozialisti-

sche Wiederbetätigung untersagt. 

 

3.5. Zweite Republik unter alliierter Kontrolle (1945 - 1955) 

Nach Beendigung des Zweiten Weltkrieges wurde von der Provisorischen Staatsregierung 

das „Verfassungsgesetz vom 1. Mai 1945 über die Wiederherstellung des Rechtslebens 

in Österreich (Rechts-Überleitungsgesetz - R-ÜG) StF: StGBl. Nr. 6/1945“ beschlossen: 

§ 1. (1) Alle nach dem 13. März 1938 erlassenen Gesetze und Verordnungen sowie 

alle einzelnen Bestimmungen in solchen Rechtsvorschriften, die mit dem Bestand eines 

freien und unabhängigen Staates Österreich oder mit den Grundsätzen einer echten 

Demokratie unvereinbar sind, die dem Rechtsempfinden des österreichischen Volkes 

widersprechen oder typisches Gedankengut des Nationalsozialismus enthalten, wer-

den aufgehoben. 

Bereits im April 1945 erreichten Studierende und Professoren, dass das Hauptgebäude 

geräumt wurde und einer Neukonstituierung der Universität wurde zugestimmt. Ludwig 

Adamovic und Richard Meister hatten als Rektor und Prorektor die schwierige Aufgabe, 

den Studienbetrieb wieder in Gang zu bringen. Am 29. Mai 1945 nahm die Wiener Univer-

sität, als erste Unterrichtsanstalt Österreichs, den Studienbetrieb wieder auf. [GALL, S 26] 

Es erfolgte eine Kundmachung über die „Aufhebung der deutschen Rechtsvorschriften im 

Hochschulwesen (19.07.1945)“ und etliche Verordnungen, darunter die Verordnung über 

den „Erwerb, Führung und Verlust inländischer akademischer Grade (19.07.1945)“ und 

https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1945_6_0/1945_6_0.pdf
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über eine „Allgemeine Studienordnung für die wissenschaftlichen Hochschulen 

(27.09.1945)“. 

Akuter Personalmangel, die schwer beschädigten Gebäude, genereller Mangel an allen 

alltäglichen Erfordernissen wie Nahrung, elektrischem Licht, Gas, Telefon, Heizungsma-

terial, um nur einige Beispiele zu nennen, setzten den verantwortlichen Funktionsträgern 

schwer zu und prägten die ersten Jahre nach Kriegsende. Nach Beendigung der großen 

Wiederaufbaumaßnahmen am Hauptgebäude und den Instituten der Universität Wien, lie-

ßen zahlreiche Neugründungen von Instituten, den Aufschwung von Wissenschaft und 

Unterricht erkennen. [GALL, S 28] 

Am 05.03.1952 wurde mit dem Bundesgesetz „Doktorat unter den Auspizien des Bundes-

präsidenten (promotio sub auspiciis praesidentis rei publicae)“ eine Ehrung von besonders 

fleißigen und begabten Studierenden eingeführt. 

Dieses Gesetz ist bis zum heutigen Tage unverändert in Kraft. Am 12. März jeden Jahres 

feiert die Universität Wien die Wiederkehr des Jahrestages der Gründung der Alma Mater 

Rudolphina Vindobonensis mit dem Dies Academicus in dessen Rahmen die Promotion 

in Anwesenheit des Bundespräsidenten, mit Überreichung eines Ehrenrings der Republik 

als besondere Auszeichnung, erfolgt. 

 

3.6. Zweite Republik (1955 - dato) 

Mit dem „Staatsvertrag betreffend die Wiederherstellung eines unabhängigen und demo-

kratischen Österreich, gegeben zu Wien am 15. Mai 1955“, erhielt Österreich seine Unab-

hängigkeit. 

„Das Hochschulorganisationsgesetz von 1955 [HOCHSCHUL-ORGANISATIONSGE-

SETZ] war das bedeutendste Ereignis in der Hochschulgesetzgebung seit 1873, es regelte 

das gesamte Verfassungs- und Verwaltungsrecht der wissenschaftlichen Hochschulen. 

Insbesondere wurden darin die Grenzen zwischen staatlichem und autonomem Wirkungs-

bereich, die Kategorien der Lehrkräfte, eine einheitliche akademische Terminologie, die 

Titelverleihungen der Hochschulen, die Verankerung der Rektorenkonferenz und die 

Schaffung des Akademischen Rates festgelegt.“ [GALL, S 30] 

Gleichzeitig war eine Tendenz erkennbar, dass die Hochschulautonomie einer starken 

Aufsicht des Bundesministeriums für Unterricht unterworfen war (Anstaltsuniversität). [ER-

MACORA 1975, S III] 
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Das 1963 veröffentlichte Studienförderungsgesetz regelte das staatliche Stipendienwesen 

und ermögliche damit auch sozial mittellosen, begabten Menschen ein Studium. 

Das Universitäts-Organisationsgesetz (UOG 75), welches am 01.10.1975 veröffentlicht 

wurde, war das Ergebnis von einschneidenden politischen Diskussionen, ausgelöst durch 

Studentenrevolten 1968, die neben gesellschaftlichen Strukturänderungen eine Neuord-

nung der Hochschulen forderten. 

„Es verwandelte die auf die Habilitierten abgestellte Hochschulautonomie in die Autonomie 

der an der Hochschule tätigen Gruppen und begründete damit die „Gruppenuniversität“. 

Andererseits hat das UOG eine seit 1850 nicht dagewesene enge Verknüpfung der Ver-

waltung an der Hochschule mit der Ministerialverwaltung des Bundes begründet.“ [ERMA-

CORA 1994, S VI] 

Die dritte einschneidende Strukturänderung erfolgte 1993 mit dem Bundesgesetz über die 

Organisation der Universitäten (UOG 1993), welches an der Gruppenuniversität festhielt 

und die Universitätsverwaltung in eine bisher nicht bekannte Verwaltungsautonomie über-

führte (Managementuniversität). [ERMACORA 1994, S III] 

„Einen der einschneidendsten Paradigmenwechsel in der Geschichte des österreichi-

schen Universitätswesens stellte das Universitätsgesetz 2002 (UG 2002) dar: Mit 1. Jän-

ner 2004 werden die Universitäten aus dem Verband der staatlichen Verwaltung ausge-

gliedert – aus autonomen, aber rechtlich im Wesentlichen unselbständigen Einrichtungen 

des Bundes werden selbständige juristische Personen öffentlichen Rechts […]“ [BAST 

2003, S V] 

Diese rechtliche Änderung hatte neben der Neuorientierung der Beziehung zum Bund 

auch eine grundlegende nachhaltige Umstrukturierung der inneren Organisation zur 

Folge. 

Parallel zur universitären Ausbildung unterlag auch das österreichische Schulwesen einer 

Gesetzgebung, die vor 1962 in wesentlichen Zügen auf die Gesetzgebung der zweiten 

Hälfte des 19. Jahrhunderts zurückging: 

• Organisationsstatut für die Gymnasien aus 1849 

• Reichsvolksschulgesetz 1869 

• Provisorisches Gesetz über den Privatunterricht aus 1850 und 

• Schul-Kirchen-Gesetz aus 1868 

In Österreich ist das Schulwesen Bundessache. Die verfassungsgesetzlichen Regelungen 

sind in Artikel 14 und 14a Bundes-Schulaufsichtsgesetz [BUNDES-SCHULAUFSICHTS-

GESETZ 1962] zu finden. 1962 wurde das Schulrecht in Österreich reformiert, erstmals 
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wurde ein Verfahren vorgesehen, das eine Berufungsmöglichkeit an die Schulbehörden 

zuließ.  

„Die Lehrerbildung in Österreich stand – wie das gesamte Schulwesen – seit jeher im 

Spannungsfeld weltlicher und geistlicher Interessen. In den zahlreichen gesetzlichen Re-

gelungen tritt jeweils das eine oder andere Element stärker in den Vordergrund. Die ge-

sellschaftspolitisch und pädagogisch umstrittene Zweigliedrigkeit im Schulbereich der 

10 - 15 jährigen (Hauptschule und Polytechnischer Lehrgang bzw. allgemeinbildende hö-

here Schule) findet ihre Parallele in der Lehrerausbildung (Pädagogische Akademien bzw. 

Universitäten). Der Ruf nach Vollakademisierung des Lehrberufs (nicht gleiche, sondern 

gleichwertige Ausbildung) ist fast so alt wie die institutionalisierte Lehrerausbildung in Ös-

terreich.“ [SEEBAUER, S14] 

 

4. Das Lehramtsstudium Mathematik 
Ziel dieser Arbeit ist es, zu untersuchen, wie sich die Ausbildung von Mathematiklehrern 

für Gymnasien, Realgymnasien bzw. berufsbildenden höheren Schulen an der Universität 

Wien im 20. Jahrhundert bis heute gewandelt hat. Von einer punktuell am Ende des Stu-

diums zentrierten, umfangreichen schriftlichen und mündlichen Lehramtsprüfung hin zu 

einer kompetenzorientierten Ausbildung, aufgeteilt in ein Bachelor- und Masterstudium, 

war es ein langer Weg. Viele gesellschaftspolitische Strömungen flossen in die Diskussion 

ein und gaben der Ausbildung immer wieder neue Impulse. Umso erstaunlicher ist es, 

dass die gesetzlichen Regelungen von 1884 „Verordnung des Ministers für Cultus und 

Unterricht betreffend die Prüfung der Candidaten des Gymnasial- und des Realschullehr-

amtes“ [Verordnung 1884] bis zur vollständigen Umsetzung des Allgemeinen Hochschul-

studiengesetzes [AHStG], welches 1983 in der Veröffentlichung eines Studienplans für die 

Studienrichtung Mathematik, Studienzweig Mathematik an höheren Schulen mündete, in 

ihren Kernaussagen unverändert blieben. 

Erst die Einführung eines völlig neu strukturierten Diplomstudiums, mit detaillierten inhalt-

lichen Vorgaben der zu absolvierenden Lehrveranstaltungen, der Abfassung einer Diplo-

marbeit und einer einstündigen mündlichen kommissionellen Abschlussprüfung über 

beide Unterrichtsfächer, brachte nach hundert Jahren ein völlig neues Ausbildungskon-

zept für zukünftige Lehrer an Gymnasien, Realgymnasien sowie berufsbildenden höheren 

Schulen. 
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Das Probejahr, später dann Unterrichtspraktikum genannt, blieb weiterhin dem Studium 

nachgelagert und erst eine positive Absolvierung berechtigte zum eigenständigen Unter-

richten. 

Mit Einführung der Masterstudien Lehramt im Oktober 2015 löste eine Induktionsphase 

das Unterrichtspraktikum ab. 

Mit 30. April 2020 laufen die Diplomstudien Lehramt, eingerichtet nach dem Universitäts-

studiengesetz [UniStG] aus, damit endet für das Unterrichtsfach Mathematik nach 37 Jah-

ren die Zeit der Diplomstudien. Seit 01. Oktober 2014 werden zukünftige Lehrer in einem 

Bachelorstudium und seit 01. Oktober 2015 in einem aufbauenden Masterstudium ausge-

bildet. 

Die nachfolgenden Kapitel beschäftigen sich mit den einzelnen Gesetzeslagen und Rah-

menbedingungen in ihrer Zeit. Es sollen die Unterschiede sowie Veränderungen zu vori-

gen Regelungen aufgezeigt werden. 

Die verwendete Literatur sind die veröffentlichten Rechtstexte, vielfältige Kommentare zu 

den Rechtstexten (z. B. „Österreichisches Hochschulrecht“, Ermacora), die wertvolle Er-

kenntnisse und Interpretationen aus dem jeweiligen zeitlichen Kontext liefern, sowie Auf-

sätze und Festschriften zu Jubiläen (z. B. „Kleiner Führer durch die Universität Wien“, 

Franz Gall anlässlich der 600-Jahrfeier der Universität Wien). 

Eine besonders ergiebige Literaturquelle stellen Studienführer aus den verschiedenen 

Epochen dar [Fuchs, 1907]; [Morsch, 1910]; [Maros, 1930]. 

Anlässlich der 650-Jahrfeier der Universität Wien wurden zahlreiche Aufsätze und Schrif-

ten veröffentlicht, die für die Erstellung dieser Arbeit ebenfalls sehr hilfreich waren. Auch 

lieferten Artikel in Zeitschriften und Zeitungen interessante Aspekte zu dem immer aktuel-

len Thema Lehrerausbildung. 
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5. Gesetzliche Regelungen für Lehramtsstudie-
rende Ende des 19. und Beginn des 20. Jahr-
hunderts 

Die Regelungen in Österreich waren im 19. Jahrhundert geprägt von den Vorgaben in den 

süddeutschen Königreichen. 

Die Prüfungsordnung aus 1884 schuf erstmals eine gemeinsame Norm für Gymnasien 

und Realschulen, ersetzte die bisher gültigen Ordnungen von 1856 (Gymnasium) und 

1870 (Realschulen), wobei diese beiden wiederum auf das noch recht rückständige Ge-

setz von 1849 zurückgingen. Es ist dies auch der Beginn der Vereinheitlichung der Aus-

bildung von Lehrern an allen Mittelschulen. Diese neue Verordnung setzte Maßstäbe und 

Richtlinien für die Universitäten und die an ihnen angebotenen Fachstudien und wirkte 

weit in das 20. Jahrhundert hinein. [DIBOKY, S 47] 

Die Entwicklung der universitären Lehramtsausbildung im 19. Jahrhundert ging auch un-

trennbar mit der Erneuerung des Schulwesens einher.  
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5.1. Prüfungsordnungen 

Prüfungsordnung für Lehramtskandidaten an Gymnasien und Realschulen des 
Jahres 1884 (Abb. 1): 
„26. Verordnung des Ministers für Cultus und Unterricht vom 07.02.1884, betreffend die 

Prüfungen der Candidaten des Gymnasial- und des Realschullehramts. Ausgegeben im 

Reichsgesetzblatt für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder. Jahrgang 

1884, VI. Stück, ausgegeben und versendet am 23.02.1884.“2 

 

 

 

                                                 
2 Volltext siehe Anhang 5 

Abb. 1 - Copyright © 2011 Österreichische Nationalbibliothek 
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Prüfungsordnung für Lehramtskandidaten an Gymnasien und Realschulen des 
Jahres 1897 (Abb. 2):  
„220. Verordnung des Ministers für Cultus und Unterricht vom 30. August 1897, betref-

fend die Prüfung der Candidaten des Gymnasial- und Realschul-Lehramtes. Ausgege-

ben im Reichsgesetzblatt für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder. 

Jahrgang 1897, LXXXVII. Stück, ausgegeben und versendet am 18.09.1897.“ 3 

 

Abb. 2 - Copyright © 2011 Österreichische Nationalbibliothek 
 
 
 

Übergangsbestimmungen: 

Diese Verordnung trat mit dem Studienjahre 1897/98 in Kraft. Für diejenigen Kandidaten, 

welche vor Erscheinen dieser Prüfungsvorschrift ihre Studien begonnen hatten, blieben 

die Bestimmungen der Prüfungsvorschrift vom 07. Februar 1884 aufrecht. 

[VERORDNUNG 1897, Artikel XXVIII] 

                                                 
3 Volltext siehe Anhang 6 

http://www.onb.ac.at/
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Prüfungsordnung für Lehramtskandidaten an Mittelschulen (mit Einschluß der 
Mädchenlyzeen) des Jahres 1911 (Abb. 3): 
„117. Verordnung des Ministers für Kultus und Unterricht vom 15. Juni 1911, betreffend 

die Erwerbung der Befähigung für das Lehramt an Mittelschulen (mit Einschluß der Mäd-

chenlyzeen). Ausgegeben im Reichsgesetzblatt für die im Reichsrathe vertretenen Kö-

nigreiche und Länder. Jahrgang 1911, LI. Stück, ausgegeben und versendet am 23. Juni 

1911.“ 4 

 

Abb. 3 - Copyright © 2011 Österreichische Nationalbibliothek 

Übergangsbestimmungen: 

Diese Verordnung trat mit dem Studienjahre 1911/12 in Kraft. Bis zum Ende des Studi-

enjahres 1913/14 war es gestattet, die Lehramtsprüfung nach der Prüfungsvorschrift 

vom 30. August 1897 abzulegen. Die neue Prüfungsvorschrift fand auch für Frauen 

Anwendung, sofern diese in jeder Beziehung den Bedingungen für die Zulassung zur 

Lehramtsprüfung entsprochen haben. Die Probepraxis konnten sie jedoch nur an für 

die weibl iche Jugend bestimmten Mittelschulen ablegen. [VERORDNUNG 

1911, Artikel XXXIV] 

                                                 
4 Volltext siehe Anhang 7 

http://www.onb.ac.at/
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5.1.1. Kommentare zu den drei Gesetzestexten 

Der Unterschied zwischen den ersten beiden Gesetzestexten ist sehr gering, so entfiel 

z. B. im Jahr 1897 im Artikel XIX, „Hausarbeiten“, der Punkt 3., der besagt, dass zusätzlich 

zu den Hauptfächern auch „ein Thema allgemeineren philosophischen, pädagogischen 

oder didaktischen Inhaltes zur häuslichen Bearbeitung gegeben wird, […]“. 

Bei den schriftlichen „Clausurarbeiten“, Artikel XX, wurde die Dauer der schriftlichen Prü-

fung für Hauptfächer von zehn auf acht Stunden pro Hauptfach, für Nebenfächer von fünf 

auf vier Stunden reduziert. 

Im Artikel XXIII. „Inhalt des Zeugnisses“, ist unter 1. (b) erstmals eine Notenskala vorge-

geben: „vorzüglich, befriedigend, genügend, nicht genügend“. Diese Noten sind im Ab-

schlusszeugnis für die Clausurarbeiten und für die gesamte mündliche Prüfung anzufüh-

ren. 

Eine entscheidende Änderung in den Gesetzen gab es für das Probejahr (Artikel XXV), so 

wurde mit Ministerialerlaß vom 21. Juni 1893, Z. 13839, „zum Zwecke einer vertieften pä-

dagogischen Ausbildung der Candidaten“ das erweiterte Probejahr eingerichtet. 

Das Realschulmaturitätszeugnis ließ später den Absolventen bloß für das Lehramt an Re-

alschulen zu und hier mit der Beschränkung auf die mathematisch-naturwissenschaftli-

chen Fächer (Art. II, 3) [MORSCH, S 18]. 

Auch wenn eine unverkennbare Vereinheitlichung der Ausbildung der Lehrer an Universi-

täten ersichtlich war, gibt es doch erhebliche Unterschiede in den Detailregelungen der 

Voraussetzungen, Anmeldeformalitäten und Ablauf der Abschlussprüfungen zwischen 

Ländern des deutschen Kaiserreichs, der deutschen Königreiche sowie des österreichi-

schen Kaiserreichs. 

Der Fächerkanon, der an Universitäten für Lehramtskandidaten gelehrt wurde, stand in 

unmittelbarem gesetzlichen Kontext mit den Gegenständen des Gymnasial- und Real-

schulunterrichtes.  

„So waren die Gegenstände des Gymnasialunterrichtes: Religion, Latein, Griechisch, 

deutsche Sprache (Unterrichtssprache), Geographie und Geschichte, Mathematik, Phy-

sik, Naturgeschichte, philosophische Propädeutik, (Zeichnen, Turnen). Die Gegenstände 

des Realschulunterrichtes waren: Religion, zwei moderne Sprachen (Französisch, Eng-

lisch, Italienisch), Unterrichtssprache, Geographie, Geschichte, Mathematik, Physik, Na-

turgeschichte, Chemie, geometrisches Zeichnen, darstellende Geometrie, Zeichnen, Tur-

nen.“ [VERORDNUNG 1897, S 1295] 
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Die Verordnung aus 1911 ist wesentlich detaillierter im Vergleich zur Verordnung aus 

1897, so hat sie einen Umfang von 23 Seiten (im Vergleich dazu die Verordnung aus 1897 

mit 14 Seiten). Sie schloss erstmals explizit Mädchenlyzeen mit ein, es wird mehr Bezug 

auf das Universitätsstudium während der verpflichtenden sieben Semester genommen, so 

wird eine, ungefähr eine halbe Stunde dauernde, „Philosophisch-pädagogische Vorprü-

fung“ eingeführt, die bereits am Ende des fünften Semesters absolviert werden durfte. 

Die „Anforderungen hinsichtlich der Universitätsstudien“ [VERORDNUNG 1911, Artikel IV, 

Abs. 1] wurde weiter konkretisiert, so wurde je eine vierstündige Vorlesung über Philoso-

phie (insbesondere Psychologie) und über Pädagogik (allgemeine Erziehungs- und Un-

terrichtslehre), über Geschichte der Pädagogik seit dem 16. Jahrhundert, weitere Vorle-

sungen über die Methodik der Fächer, Vorlesungen über Schulhygiene (hygienische 

Pädagogik), körperliche Erziehung, die gewählte Unterrichtssprache und eventuell über 

die deutsche Sprache vorgeschrieben.  

Die Abschlussprüfung hatte nach wie vor einen sehr hohen Stellenwert und nimmt einen 

wesentlichen Teil der Verordnung aus 1911 ein. Die Bestellung der Mitglieder der Prü-

fungskommission wurde von einem auf drei Jahre verlängert, aus dem Artikel II, Abs. 4 

geht eindeutig hervor, dass die Prüfungskommission unmittelbar dem Ministerium für Kul-

tus und Unterricht untersteht. Neu ist, dass am Ende eines jeden Studienjahres an das 

Ministerium ein Tätigkeitsbericht sowie eine Absolventenstatistik, geordnet nach Fach-

gruppen, gemäß Artikel IX der Verordnung, zu schicken ist. 

Die schriftliche und mündliche Prüfung aus der Unterrichtssprache blieb in den Verord-

nungen von 1897 und 1911 unverändert, ebenso die Kombinationsmöglichkeiten der Fä-

cher (siehe 5.2.). 

Erkennbar ist, dass den Studierenden mehr Rechte eingeräumt wurden, so werden z. B. 

Anerkennungsregelungen für Hausarbeiten vorgesehen, die Wiederholungsmöglichkeiten 

der schriftlichen und mündlichen Prüfungen werden ausgeweitet und die strikte Verpflich-

tung für die sofortige Absolvierung der mündlichen Abschlussprüfung nach bestandener 

schriftlichen Prüfung wird durch Zusatzbestimmungen gelockert.  

 

5.2. Gesetzliche Regelung im Unterrichtsfach Mathematik  

Da die Verordnungen aus 1884 und 1897 in diesem Bereich fast wortident sind, wird nur 

die Verordnung aus 1897 zum Vergleich mit der Verordnung aus 1911 herangezogen. 
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5.2.1. Die Verordnung aus 1897 

Die oben genannten Verordnung „des Ministers für Cultus und Unterricht, betreffend die 

Prüfung der Candidaten des Gymnasial- und Realschul-Lehramtes, kundgemacht im 

Reichs-, Staats- und Bundesgesetzblatt vom 18.09.1897, Nr. 220“ gab die Vorbedingun-

gen für die Anmeldung zur Lehramtsprüfung, den kompletten Ablauf der Prüfung (Haus-

arbeiten, schriftliche und mündliche Prüfungen, Zusammensetzung der Prüfungskommis-

sion, Inhalt und Wirkung des Zeugnisses, den Ablauf des Probejahres bis zur 

Unterrichtsberechtigung, zu entrichtende Gebühren und Übergangsbestimmungen vor. 

Spezielle Regelungen / eigenständige Gesetze zum Unterrichtsfach Mathematik gab es 

zu diesem Zeitpunkt nicht, gegenüber etlichen deutschen Ländern war der „Studiengang 

in Österreich jedoch genauer vorgezeichnet: Zahl und Art der Vorlesungen und Übungen 

war teilweise fixiert.“ [MORSCH, S 19] 

Das Bestehen der Prüfung aus einem Hauptfach befähigte zum Lehren des betreffenden 

Faches im ganzen Gymnasium oder der Realschule, das Bestehen der Prüfung aus einem 

Nebenfach zum Unterrichte im Untergymnasium oder in der Unterrealschule. [VERORD-

NUNG 1897, Artikel IV, Abs. 2] 

So wurde im Artikel XII für das Hauptfach (HF) Mathematik Folgendes gefordert: 

• Kenntnis der allgemeinen Arithmetik, der synthetischen und der analytischen Geo-

metrie. 

• Kenntnis der Differential- und Integralrechnung und deren Anwendung auf die Geo-

metrie, ferner der Elemente der Variationsrechnung. 

• Vertrautheit mit den Grundzügen der neueren Funktionentheorie. 

Für das Nebenfach (NF) Mathematik: 
Kenntnis der Elementar-Mathematik, insbesondere derjenigen Theile, welche am Gym-

nasium und an der Realschule zu lehren sind; vollkommene Sicherheit und Fertigkeit 

in der Anwendung der auf diesem Gebiete vorkommenden Methoden der Rechnung 

und Construction. 

In Österreich gab es u. a. folgende Gruppen der Prüfungsgegenstände (Tabelle 1): 
[MORSCH, S 26] 

a) Klassische Philologie, d.i. lateinische und griechische Sprache als Hauptfächer 

(HF), dazu die Unterrichtssprache als Nebenfach (NF) 

b) Deutsche Sprache oder irgendeine andere Landessprache (Unterrichtssprache) 

als HF, dazu Lateinisch und Griechisch als NF 

c) Geographie und Geschichte als HF 
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d) Mathematik und Physik als HF 

e) Naturgeschichte als HF, Mathematik und Physik als NF 

f) Philosophie in Verbindung entweder mit Griechisch als HF und Latein als NF oder 

mit Mathematik als HF und Physik als NF 

Dann folgende Kombinationen mit Beschränkung auf Realschulen: Außer der Gruppe d) 

noch folgende: 

g) Eine der modernen Sprachen, Französisch, Italienisch, Englisch … in Verbindung 

mit Deutsch als HF 

h) Die englische Sprache als HF, dazu Französisch und Deutsch als NF 

i) Mathematik als HF mit darstellender Geometrie als HF 

j) Mathematik als HF mit 2 NF (geometrisches Zeichnen und Physik) 

k) Naturgeschichte und Chemie als HF, oder Naturgeschichte oder Chemie als HF 

mit 2 NF (Mathematik, Physik, Chemie, Naturgeschichte und Geographie), geo-

metrisches Zeichnen konnte nur mit Mathematik verbunden werden 

d) e) f) i) j) k) 

Mathematik HF Naturgeschichte HF Philosophie HF Mathematik HF Mathematik HF Naturgeschichte HF 
oder Chemie HF 

Physik HF Mathematik NF Mathematik HF darstellende  
Geometrie HF 

geometrisches 
Zeichnen NF Mathematik NF 

 Physik NF Physik NF  Physik NF 

Physik NF oder           
Chemie NF oder       
Geographie NF oder   
geometrisches Zeich-
nen NF 

Tabelle 1: Kombinationen der Prüfungsgegenstände mit Mathematik Hauptfach und Nebenfach 

 

In Österreich war die Verbindung zweier Hauptfächer in sehr vielen Fällen Pflicht, generell 

waren vorgegebene Kombinationen von Lehramtsfächern möglich, die auch in den Nach-

barstaaten mit leichten Variationen galten. 

Eine Änderung dieser Gruppen war nicht zulässig, es war jedoch möglich, zusätzlich aus 

der gewählten Gruppe, anstelle der Anforderungen für ein Nebenfach, die Anforderungen 

für das Hauptfach zu erfüllen und diese Prüfungen zu absolvieren und es war auch zuläs-

sig die Anforderungen für das Hauptfach aus einer anderen Gruppe (mit Einschränkungen 

bei der Wahl des Faches) zu erfüllen und sich dieser Prüfung zu unterziehen. [VERORD-

NUNG 1897, Artikel VI, Abs. 2.] 

Bei Wechsel der Universitäten gab es bereits Regelungen über die Anerkennung von Vor-

studien. 
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5.2.2. Die Verordnung aus 1911 

Die Anforderungen wurden detaillierter und umfangreicher, so wurde im Artikel XV für das 

Hauptfach Mathematik zusätzlich zu den Anforderungen, die es bereits seit 1897 gab 

(siehe 5.2.1.), Folgendes gefordert: 

• Kenntnis der Grundbegriffe der höheren Algebra und Zahlentheorie und ihre Be-

deutung für die Elementarmathematik. 

• Kenntnis der elementaren Geometrie, ferner der synthetischen und der analyti-

schen Geometrie der Ebene und des Raumes. 

• Grundzüge der Darstellenden Geometrie. 

• Bekanntschaft mit den Hauptergebnissen der Forschung über die Grundlagen der 

Mathematik. 

Für das Nebenfach Mathematik galt zusätzlich zu den Anforderungen von 1897 

(siehe 5.2.1.): 

• Kenntnis der elementaren Arithmetik. 

• Einsicht in den Aufbau des Gebietes der reellen Zahlen und der Rechnungsope-

rationen mit ihnen. 

• Kenntnis der elementaren Geometrie im Umfang des Lehrstoffes der Mittelschule 

und einige Übungen in der räumlichen Anschauung. 

• Sicherheit und Geläufigkeit in der Auflösung einfacher Aufgaben. 

• Den Funktionsbegriff und die Elemente der Differential- und Integralrechnung soll 

der Kandidat auf die im Mittelschullehrstoff vorkommenden Funktionen anwenden 

und für deren graphische Behandlung verwerten können. 

5.3. Die Abschlussprüfung 

Die Lehramtsprüfung war zentraler Bestandteil der Ausbildung und so wurden die gene-

rellen Bedingungen für die Zulassung zur Lehramtsprüfung genau geregelt. 

Die „Form der Prüfung“ war detailliert geregelt, sie umfasste drei „Abtheilungen; die 

Hausarbeiten, die Clausurarbeiten, die mündliche Prüfung“. [VERORDNUNG 

1897, Artikel XIX] 

Über jeden gewählten Gegenstand war eine Klausur zu schreiben, mündliche Prüfungen 

zu absolvieren und es mussten Probelektionen in allen Fächern absolviert werden. Im An-

schluss an die Abschlussprüfung folgte ein Probejahr. 



24 

Eine „Allgemeine Bildung“ war ein wesentlicher Teil der Lehrerausbildung und musste be-

reits in Form von Kolloquien während der Studien nachgewiesen werden. Die österreichi-

sche Regelung fordert, dass „jeder Kandidat sich diejenige allgemeine philosophische und 

pädagogische Bildung aneigne, die jedem Mittelschullehrer unentbehrlich sei“, ferner 

wurde der korrekte Gebrauch der Unterrichtssprache sowie der Grammatik verlangt, dar-

über hinaus musste „die Bekanntschaft mit den Hauptwerken ihrer schönen Literatur“ 

nachgewiesen werden. [MORSCH, S 22]  

5.3.1. Voraussetzungen für die Abschlussprüfung 

Bevor sich Kandidaten zur Prüfung melden durften, wurde in Österreich ein Studium von 

sieben Semestern verlangt (Art. II, 2, b) [MORSCH, S 16] und es war Bedingung, dass die 

Kandidaten Zeugnisse ganz bestimmter Collegia und Colloquia beibringen mussten. Da-

mit war die Zahl und Art der Vorlesungen und Übungen teilweise vorgegeben. 

„In Österreich: Kolloquienzeugnisse über ein mindestens dreistündiges philosophisches 

und pädagogisches Kolleg oder Zeugnisse, daß sie sich an einem philosophischen oder 

pädagogischen Seminare tätig beteiligt haben, Zeugnisse, für welche besondere Formu-

larien existieren.“ [MORSCH, S 26] 

Die „Philosophisch-pädagogische Vorprüfung“, geregelt im Artikel VII der Verord-

nung aus 1911, durfte nicht vor dem Ende des fünften Semesters absolviert werden. Sie 

umfasste die Hauptbegriffe und Hauptsätze der Erziehungs- und Unterrichtslehre und ihre 

theoretischen Grundlagen in Psychologie und Logik sowie einen Überblick über die Haupt-

momente der Geschichte der Pädagogik des höheren Schulwesens seit dem 16. Jahrhun-

dert. 

Die Prüfung wurde vom Fachexaminator für Philosophie und Pädagogik unter der Leitung 

des Direktors der Prüfungskommission vorgenommen und dauerte ungefähr eine halbe 

Stunde. Das Zeugnis dieser Prüfung ist für die Zulassung zur Lehramtsprüfung erforder-

lich. [VERORDNUNG 1911, Artikel VII] 

Über Vorgaben, dass bestimmte mathematische Zeugnisse vorzulegen waren, gibt es 

keine Aufzeichnungen. Durch die Prüfungsgegenstände der schriftlichen und mündlichen 

Prüfungen waren jedoch die Fachgebiete vorgegeben, auf die sich die Studierenden wäh-

rend ihres Studiums vorzubereiten hatten. 

Darüber hinaus musste ein Gesuch an die zuständige Prüfungskommission gerichtet wer-

den, es musste die Stufe des Gymnasiums oder der Realschule angegeben werden, in 

der unterrichtet werden sollte, sowie die Unterrichtssprache. 
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Ordnungsgemäßes sittliches Verhalten während des Universitätsstudiums war ebenso 

Voraussetzung für die Zulassung zur Abschlussprüfung. 

In letzter Instanz entschied das Ministerium über die Zulassung zur Prüfung.  [VERORD-

NUNG 1911, Artikel III] 

 

5.3.2. Die Hausarbeiten 

Erst wenn alle Anmeldeerfordernisse erfüllt waren, erhielt der Kandidat die Aufgaben zur 

häuslichen Bearbeitung. Es war die Befähigung zur wissenschaftlichen Bearbeitung des 

Themas zu beweisen. 

In Österreich war für jedes Hauptfach eine schriftliche Hausarbeit zu verfassen, für die 

jeweils drei Monate vorgesehen waren, insgesamt 24 Wochen. Freiheit bei der Wahl der 

Themen gab es nicht. 

Für Nebenfächer gab es gesonderte Regelungen, die von der Wahl der anderen Fächer 

abhängig waren. So musste ab 1911 nur mehr in einem Nebenfach eine Hausarbeit ver-

fasst werden, wenn zwei Nebenfächer mit einem Hauptfach verbunden waren. 

Beide Verordnungen sahen vor, dass alle Hilfsmittel anzugeben, alle verwendeten Werke 

zu zitieren und verwendete „Figuren und Zeichnungen“ zu kennzeichnen waren. 

Die Hausarbeit hatte eine Erklärung zu beinhalten, dass diese Arbeit vom Kandidaten 

selbst ohne unerlaubte Beihilfe verfasst wurde und dass außer den angegebenen Quellen 

und Hilfsmitteln nichts benützt wurde. 

Die Beurteilung hat die Selbständigkeit der Bearbeitung, die Gründlichkeit der Kenntnisse, 

Klarheit in Gedanken und Darstellung, schriftliche Korrektheit und Gewandtheit zu bewer-

ten. In einem charakterisierenden Gutachten ist zu befinden ob der „Wert der Leistungen 

des Kandidaten“ der Anmeldung zum Hauptfach oder Nebenfach in sehr guter, guter 

oder in genügender Weise entspricht. [VERORDNUNG 1911, Artikel XXI, Abs. 6] 

Es gab bereits Anerkennungsmöglichkeiten für Hausarbeiten, sofern eine approbierte Dis-

sertation oder wissenschaftliche Publikation vorlagen. 

Auch im Bereich der Wiederholungsmöglichkeit von Hausarbeiten ist in der Verordnung 

von 1911 eine gewisse Liberalisierung zu erkennen. So konnte die Prüfungskommission 

auch einer zweiten Wiederholung nach negativer Beurteilung zustimmen.  

Neu in der Verordnung aus 1911 ist eine Sanktionsmöglichkeit für Plagiate. Bei Vergehen 

gegen die Bestimmungen ist der Kandidat von der Prüfungskommission für sechs Monate, 
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im Wiederholungsfall für ein ganzes Jahr und bei nochmaliger Wiederholung auf immer 

zurückzuweisen. [VERORDNUNG 1911, Artikel XXI, Abs. 8] 

Die Hausarbeiten mussten der Prüfungskommission gesamt übergeben werden. 

Die Gültigkeit der Hausarbeiten erlosch, wenn der Kandidat nicht innerhalb der nächsten 

zwei Jahre die Klausurprüfung und die mündliche Prüfung absolvierte. Ab 1911 konnte 

durch eine glaubwürdige Begründung die Frist verlängert werden. 

 

5.3.3. Die Prüfungskommission 

Der Prüfungskommission wurde eine zentrale Rolle zugeschrieben, so regelte die Verord-

nung exakt die Zusammensetzung, die Rechte und Pflichten sowie den Vorsitz der Prü-

fungskommission. „Die Prüfungskommission wird aus Professoren der philosophischen 

und theologischen Fakultät zusammengesetzt. Außer diesen können auch einzelne 

Schulmänner in die Prüfungskommission berufen werden.“ [MORSCH, S 20] 

Der Vorsitz der Prüfungskommission ist in Österreich wie folgt geregelt: Art. I, 5: „Zum 

Direktor der Prüfungskommission und zum Stellvertreter desselben ernennt das Ministe-

rium in der Regel nur ein Mitglied der Kommission“, Art. I, 6 bestimmt: „Die mit der didak-

tischen Oberleitung der Gymnasien und Realschulen beauftragten Landesschulinspekto-

ren in den Orten der Prüfungskommissionen sind berechtigt, den mündlichen Prüfungen 

beizuwohnen, um die den Gymnasien und Realschulen zuwachsenden Lehrkräfte kennen 

zu lernen. […] die bezeichneten Landesschulinspektoren sind von der Vornahme solcher 

Prüfungen in Kenntnis zu setzen.“ [MORSCH, S 20] 

Meist gehörten zwei Mitglieder der Prüfungskommission an, mit dem Vorsitzenden drei. 

Alle Mitglieder mussten während der Prüfung ununterbrochen anwesend sein. Jedes Mit-

glied der Prüfungskommission gab ein eigenständiges Urteil ab, bei Stimmengleichheit 

entschied der Vorsitzende, die Entscheidungen erfolgen durch Mehrheitsbeschluss. Wäh-

rend der Prüfung war ein Protokoll zu führen. 

Die Mitglieder der Prüfungskommission hatten das Recht Einsicht in die Hausarbeiten zu 

nehmen. 

5.3.4. Verlauf der Abschlussprüfung 

Die Abschlussprüfung dauerte für ein Hauptfach zehn bzw. ab 1897 acht Stunden sie 

wurde nach fünf bzw. vier Stunden durch eine Pause unterbrochen. Es waren zwei Prü-

fungsteile zu absolvieren, die voneinander unabhängig zu bearbeiten waren und getrennt 
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ausgehändigt wurden. Für ein Nebenfach dauerte die Prüfung ab 1897 vier Stunden (siehe 

5.1.1.). Während der Prüfung durfte das Zimmer nicht verlassen werden. 

Gegenstände der schriftlichen Prüfung für Mathematik waren Algebraische Analysis und 

Algebra, einschließlich der Gleichungen 3. und 4. Grades, Planimetrie, Stereometrie, 

ebene und sphärische Trigonometrie, Elemente der Differential- und Integralrechnung, 

analytische und synthetische Geometrie der Kegelschnitte sowie Elemente der Darstel-

lenden Geometrie. [MORSCH, S 27] 

Die Beurteilung der schriftlichen Klausuren mussten einen Tag vor der mündlichen Prü-

fung bekannt gegeben werden. Nur wenn alle Klausurarbeiten zumindest genügend be-

funden wurden, erfolgte eine Zulassung zur mündlichen Prüfung. Die Gültigkeit der Prü-

fung erlosch, wenn der Kandidat nicht unmittelbar zu den mündlichen Prüfungen antrat. 

Die mündliche Prüfung erfolgte über die Gegenstände, für die der Kandidat die Lehrbe-

fähigung erwerben wollte, sowie über die Unterrichtssprache. Für Kandidaten mit nicht 

deutscher Unterrichtssprache, war auch eine Prüfung über die deutsche Sprache zu ab-

solvieren. Für das Fach Mathematik wurden dem Kandidaten Fragen aus den mathema-

tischen Gegenständen der schriftlichen Prüfung gestellt. [MORSCH, S 27]  

Ebenso wurde die Ausführung und Art der mündlichen Prüfung (Zeitdauer, Zahl der Prüf-

linge, Öffentlichkeit) geregelt. In Artikel XXI, 3 heißt es: „wo es nur immer angeht, sollen 

die Kandidaten einzeln geprüft werden“. Die Prüfungskommissionen konnten entscheiden, 

die Prüfungen öffentlich abzuhalten (Artikel XX, 5), Studierende konnten vom Vorsitzen-

den der Prüfungskommission eine auf den Namen lautende Eintrittskarte erhalten. Die 

Dauer der Prüfung war in Österreich nicht geregelt. [MORSCH, S 27] 

Änderungen in der Verordnung aus 1911: 

Besonders im Bereich der schriftlichen und mündlichen Abschlussprüfung gab es umfang-

reichere Änderungen zur Verordnung aus 1897, die generell den Kandidaten mehr Rechte 

und mehr Freiheiten einräumten. 

So konnte eine Teilung der Prüfung beantragt werden, jede Teilprüfung musste jedoch 

einen ganzen Prüfungsgegenstand für das Hauptfach umfassen. [VERORDNUNG 1911, 

Artikel XXII] Der Forderung, dass der Kandidat bei den Klausurarbeiten ein promptes und 

sicheres Wissen besitzen muss, wurde hinzugefügt, dass es nicht so sehr auf detailliertes 

Einzelwissen ankam, als vielmehr auf die allgemeine Vertrautheit mit dem Gegenstand 

und die Fähigkeit, das erworbene Fachwissen auch praktisch anzuwenden. [VERORD-

NUNG 1911, Artikel XXIII] 
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Bei gewissen Fächerkombinationen, z. B. zwei Hauptfächern und einem Nebenfach, re-

duzierte sich die Prüfungszeit in einem Hauptfach auf vier Stunden. Auf Ansuchen konnte 

die achtstündige Arbeitszeit auf zwei aufeinanderfolgende Tage verteilt werden. Während 

der Prüfung durfte der Raum unter Aufsicht verlassen werden. 

Für die Wiederholung der Klausurarbeiten galten dieselbe Bestimmungen wie für die 

Hausarbeiten. Bei Nichtbestehen der mündlichen Prüfung aus einem Gegenstand, be-

stimmte die Prüfungskommission, ob die Klausurarbeiten ihre Gültigkeit behielten. 

Neu war die Regelung über die Verwendung nichtgestatteter Hilfsmittel bei den schriftli-

chen Klausurprüfungen. Hier galt wie für die Hausarbeiten eine sechsmonatige Sperre, 

beim ersten Wiederholungfall eine Sperre für ein Jahr und beim zweiten Wiederholungsfall 

die Sperre für immer. [VERORDNUNG 1911, Artikel XXIII, Abs. 7] 

Neu war die Regelung der Dauer der mündlichen Prüfung, die für ein Hauptfach mit durch-

schnittlich einer Stunde und für ein Nebenfach mit ungefähr einer halben Stunde festge-

setzt wurde. Die Landesschulinspektoren durften bei den mündlichen Prüfungen anwe-

send sein, um die zukünftigen Lehrkräfte kennen zu lernen. Die Direktoren der 

Prüfungskommissionen hatten die Landesschulräte von Prüfungen zu informieren (siehe 

auch 5.1.1.). 

5.3.5. Bestehen der Prüfung - Inhalt des Zeugnisses 

„Die Prüfung ist für bestanden zu erachten, wenn der Examinand den Forderungen für 

jeden der zu seinem Prüfungsgebiete gehörigen Gegenstand genügt hat. In keinem der 

Prüfungsstadien können vorzügliche Leistungen in einem Gegenstande als Ersatz für 

Mängel in einem anderen betrachtet werden.“ [MORSCH, S 33] Damit gibt es in Österreich 

keine Möglichkeit der Kompensation innerhalb der Prüfungsfächer. 

Die Prüfungskommission entschied, ob die Wiederholungsmöglichkeit nach einem Jahr 

oder in besonders berücksichtigungswürdigen Fällen bereits nach einem halben Jahr statt-

finden durfte. Über eine zweite Wiederholung entschied das Ministerium, eine dritte Wie-

derholungsmöglichkeit gab es nicht. Ebenso verfügte die Prüfungskommission, ob die 

Hausarbeiten ganz oder teilweise erlassen werden konnten; von der „Clausur- und der 

mündlichen Prüfung wird in keinem Falle Dispens ertheilt“. [VERORDNUNG 1897, Artikel 

XXII, Abs. 3] 

Die Prüfungskommission konnte aufgrund der ungenügenden Leistungen auch entschei-

den, dass eine Wiederholungsmöglichkeit nicht mehr zulässig war. In diesem Fall bestand 

die Möglichkeit des „Recurses“ an das Unterrichtsministerium. [VERORDNUNG 1897, Ar-

tikel XXII, Abs. 4] 
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Ebenso wurde dem Kandidaten solange die Ausstellung des Zeugnisses der Approbation 

verweigert, bis er auch den Anforderungen hinsichtlich der Unterrichtssprache entsprach. 

Die Termine der Wiederholungsprüfungen legte die Prüfungskommission „nach eigenem 

Ermessen“ fest. [VERORDNUNG 1897, Artikel XXII, Abs. 5] 

Es wurden für die gesamten mündlichen Prüfungen die Prädikate: vorzüglich, befriedi-
gend, genügend, nicht genügend vergeben. Als Gesamturteil der Kommission wurde 

festgestellt, ob der Kandidat lehrfähig war oder nicht, zusätzlich für welche Gegenstände 

und für Gymnasium oder Realschule. [MORSCH, S 33] 

Inhalt und Form der Zeugnisse waren exakt vorgegeben. Duplikate durften nur nach Ge-

nehmigung des Ministeriums für Cultus und Unterricht ausgestellt werden. 

Die Gültigkeit des Zeugnisses erlosch, wenn der „Candidat“ nicht während der nächsten 

fünf Jahre den Probedienst antrat, oder auch wenn die Lehrtätigkeit an einer öffentlichen 

Schule durch mehr als fünf Jahre unterbrochen war. [VERORDNUNG 1897, Artikel XXIV, 

Abs. 3] 

Die Abschlussprüfungen waren gemäß den Verordnungen zu dokumentieren. Für jeden 

Studierenden, der einen Antrag auf Zulassung zur Abschlussprüfung stellte, wurde eine 

laufende Protokollzahl vergeben, die jeweils mit Beginn des Jahres mit „1“ begann. Es 

wurden alle approbierten, reprobierten Kandidaten erfasst, als auch jene, die den Prü-

fungstermin versäumt hatten, auch wurden alle Wiederholungstermine erfasst. 

In den Protokollbüchern5 der Lehramtsprüfungskommissionen finden sich zum Beispiel: 

• Für das Jahr 1900: 170 Einträge, von denen 19 Absolventen für Mathematik als 

Haupt- oder Nebenfach approbiert wurden. In den Protokollbüchern wurde jeder 

Antrag auf Zulassung zur Abschlussprüfung eingetragen und mit einer laufenden 

Protokollnummer pro Kalenderjahr versehen. Neben den Anträgen auf Zulassung 

zur Abschlussprüfung wurden auch alle Prüfungswiederholungen sowie Anträge 

auf Ausstellung von Duplikaten eingetragen. 

• Für das Jahr 1901: 207 Einträge, von denen 25 Absolventen für Mathematik als 

Haupt- oder Nebenfach approbiert wurden. 

 

 

                                                 
5 Die Protokollbücher der Lehramtsprüfungskommissionen befinden sich im Archiv der Universität 
Wien. 
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5.3.6. Beispiele von Absolventen nach der Prüfungsvorschrift von 1897 

Elisabeth Leitner6 – Protokollbuch Z. 321 – 1912 (Dokumente siehe Anhang 1) 

Elisabeth Leitner bestand die Maturitätsprüfung am k. k. akademischen Gymnasium zu 

Wien als Externe, sie studierte an der philosophischen Fakultät an den k. k. Universitäten 

in Graz und Wien und absolvierte die Lehramtsprüfung vor der k. k. Prüfungskommission 

für das Lehramt an Mittelschulen in Wien am 1. Februar 1917. 

Ablauf Lehramtsprüfung: 

o Anmeldung zur Lehramtsprüfung aus den Hauptfächern Mathematik und Physik 

am 16. Dezember 1912 

o Vergabe der Hausaufgaben für Mathematik und Physik am 14. Jänner 1913 

o Beurteilung der Hausarbeiten Mathematik am 7. Oktober 1914 mit der Note „genü-

gend“ 

o Beurteilung der Hausarbeiten Physik am 7. Oktober 1914 mit der Note „vorzüglich“ 

o Schriftliche Klausur Physik am 16. Jänner 1916 

o Beurteilung schriftliche Klausur Physik am 24. Jänner 1916 mit der Note „genü-

gend“ 

o Mündliche Prüfung Physik am 25. Jänner 1916 mit der Note „befriedigend“ 

o Schriftliche Klausur Mathematik am 23. Mai 1916  

o Beurteilung schriftliche Klausur Mathematik am 24. Jänner 1917 mit der Note „ge-

nügend“ 

o Mündliche Prüfung Mathematik am 30. Jänner 1917 mit der Note „genügend“ 

o Mündliche Prüfung Deutsch als Unterrichtssprache am 1. Februar 1917 mit der 

Note „befriedigend“ 

Otto Fritsch – Protokollbuch Z. 93 – 1920 (Dokumente siehe Anhang 2) 

Otto Fritsch bestand die Maturitätsprüfung an der Staats- Realschule zu Leitmeritz7, er 

studierte an der technischen Hochschule in Prag und an der philosophischen Fakultät der 

                                                 
6 Die Schutzfristen zur Einsichtnahme in Archivalien werden im Falle des Archivs der Universität 
Wien durch §§ 8 und 11 des österreichischen Bundesarchivgesetzes geregelt 
(https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnum-
mer=10010143). Die Veröffentlichung personenbezogener Daten in Werken ist im Sinne des § 11 
Abs. 1 Bundesarchivgesetz ohne Einverständnis der Betroffenen erst 10 Jahre nach dem Tod bzw. 
dem Untergang der juristischen Person zulässig. Ist das Todesjahr unbekannt, endet die Schutzfrist 
110 Jahre nach der Geburt der Betroffenen. 
 
7 Leitmeritz (Litoměřice) ist eine Stadt in Tschechien und liegt in der Region Nordböhmen. 

https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10010143
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10010143
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Universität in Prag, die Lehramtsprüfung wurde vor der Lehramtsprüfungskommission in 

Prag begonnen und vor der Lehramtsprüfungskommission in Wien fortgesetzt. 

Ablauf Lehramtsprüfung: 

o Vergabe der „Themata zur häuslichen Bearbeitung“ für Mathematik am 3. Dezem-

ber 1909 und für Darstellende Geometrie am 6. Dezember 1909 

o Beurteilung der Hausarbeit Mathematik am 9. Jänner 1912 mit der Note „ungenü-

gend“ 

o Beurteilung der Hausarbeit Darstellende Geometrie am 15. Jänner 1912 mit der 

Note „genügend“ 

o Wiederholung der Hausarbeit Mathematik (neues Thema) am 30. August 1912 

o Beurteilung der Hausarbeit Mathematik am 19. Oktober 1912 mit der Note „genü-

gend“ 

o Schriftliche Klausur Darstellende Geometrie am 2. Mai 1913 

o Beurteilung schriftliche Klausur Darstellende Geometrie am 29. Mai 1913 mit der 

Note „genügend“ 

o Mündliche Prüfung Darstellende Geometrie am 30. Mai 1913 mit der Note „unge-

nügend“ – die Erlassung der Hausarbeit und der schriftlichen Klausurarbeit wird 

beantragt 

o Erste Wiederholung der mündlichen Prüfung Darstellende Geometrie am 17. No-

vember 1913 mit der Note „ungenügend“ – die Erlassung der Hausarbeit und der 

schriftlichen Klausurarbeit wird wieder beantragt 

o Wiederholung schriftliche Klausur Darstellende Geometrie am 5. November 1918 

– es wurde lediglich die Erlassung der Hausarbeit genehmigt, die schriftliche Klau-

sur musste nochmals absolviert werden 

o Beurteilung schriftliche Klausur Darstellende Geometrie am 9. November 1918 mit 

der Note „genügend“ 

o Mündliche Prüfung Darstellende Geometrie am 11. Dezember 1918 mit der Note 

„befriedigend“ 

o Anmeldung zur Fortsetzung der Lehramtsprüfung aus den Hauptfächern Mathe-

matik und Darstellende Geometrie am 14. Dezember 1920 

o Schriftliche Klausur Mathematik am 14. Dezember 1920 

o Beurteilung schriftliche Klausur Mathematik am 14. Dezember 1920 mit der Note 

„genügend“ 

o Mündliche Prüfung Mathematik 17. Dezember 1920 mit der Note „genügend“ 

o Mündliche Prüfung Deutsch als Unterrichtssprache konnte aufgrund eines Erlas-

ses vom 5. Februar 1919 entfallen 
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5.3.7. Beispiele von Absolventen nach der Prüfungsvorschrift von 1911 

Dr. phil. Maria Galambos – Protokollbuch Z. 69 – 1926 (Dokumente siehe Anhang 3) 

Maria Galambos bestand die Maturitätsprüfung am Mädchen-Real-Gymnasium in Öden-

burg8. Sie studierte an der philosophischen Fakultät der Universität Wien und absolvierte 

die Lehramtsprüfung vor der Prüfungskommission für das Lehramt an Mittelschulen in 

Wien am 15. Juni 1927. Am 8. Juni 1926 promovierte sie zum „Doctor philosophiae“. 

Ablauf Lehramtsprüfung: 

o Anmeldung zur Lehramtsprüfung aus den Hauptfächern Mathematik und Physik 

am 28. Juni 1926 

o Vergabe der Hausaufgaben für Mathematik am 10. Juli 1926, anstelle der Hausar-

beit in Physik wurde die Dissertation angerechnet 

o Beurteilung der Hausarbeiten Mathematik am 10. Jänner 1927 mit der Note „gut“ 

o Schriftliche Klausur Physik am 11. Jänner 1927 

o Beurteilung schriftliche Klausur Physik am 22. Jänner 1927 mit der Note „sehr gut“ 

o Mündliche Prüfung Physik am 24. Jänner 1927 mit der Note „sehr gut“ 

o Schriftliche Klausur Mathematik am 27. Mai 1927  

o Beurteilung schriftliche Klausur Mathematik am 4. Juni 1927 mit der Note „gut“  

o Mündliche Prüfung Mathematik am 15. Juni 1927 mit der Note „gut“ 

o Mündliche Prüfung Deutsch als Unterrichtssprache erlassen  

Dr. phil. Adolf Topritzhofer – Protokollbuch Z. 3 – 1931 

Adolf Topritzhofer bestand die Maturitätsprüfung am Bundes-Reform-Real-Gymnasium in 

Wien, VIII. Bezirk, er studierte an der philosophischen Fakultät der Universität Wien und 

absolvierte die Lehramtsprüfung vor der Prüfungskommission für das Lehramt an Mittel-

schulen in Wien am 12. Jänner 1932. Am 15. Juli 1930 promovierte er zum „Doctor philo-

sophiae“. 

Ablauf Lehramtsprüfung: 

o Anmeldung zur Lehramtsprüfung aus den Hauptfächern Mathematik und Physik 

am 17. Jänner 1931 

o Vergabe der Hausaufgaben für Mathematik am 29. Jänner 1931, anstelle der 

Hausarbeit in Physik wurde die Dissertation angerechnet 

o Beurteilung der Hausarbeiten Mathematik am 25. April 1931 mit der Note „genü-

gend“ 

                                                 
8 Ödenburg – heute Sopron (Stadt in Ungarn) 
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o Schriftliche Klausur Physik am 15. Mai 1931 

o Beurteilung schriftliche Klausur Physik am 8. Juni 1931 mit der Note „genügend“ 

o Mündliche Prüfung Physik am 15. Juni 1931 mit der Note „gut“ 

o Schriftliche Klausur Mathematik am 23. und 24. Oktober 1931 

o Fortsetzung mündliche Prüfung Psychologie am 9. November 1931 mit der Note 

„sehr gut“ 

o Beurteilung schriftliche Klausur Mathematik am 13. November 1931 mit der Note 

„genügend“  

o Fortsetzung mündliche Prüfung Mathematik am 27. November 1931 mit der Note 

„genügend“ 

o Fortsetzung mündliche Prüfung Pädagogik am 12. Jänner 1932 mit der Note „ge-

nügend“ 

o Mündliche Prüfung Deutsch als Unterrichtssprache erlassen 

Änderungen in der Verordnung aus 1911: 

Die Beratung der Prüfungskommission hatte unmittelbar nach der Prüfung zu erfolgen und 

die Entscheidung war dem Kandidaten sofort mitzuteilen. Es war nun zulässig, dass leich-

tere Mängel in einem Prüfungsgegenstand oder einem Teilgebiet durch gute Leistungen 

in einem anderen ausgeglichen wurden. Neu war auch, dass der Gesamteindruck der 

Leistungsfähigkeit zu berücksichtigen war. [VERORDNUNG 1911, Artikel XXV, Abs. 1] 

Wurde die Abschlussprüfung nicht bestanden, so legte die Prüfungskommission eine Re-

probationsfrist fest, im Gesetz gab es keine festgeschriebenen Zeiten mehr. Auch hinsicht-

lich der zu wiederholenden Prüfungsgegenstände, beziehungsweise Teilfächer gab es 

mehr Flexibilität, so musste nicht mehr zwingend in jedem Fach auch die Klausurarbeit 

wiederholt werden, dies galt auch für die Prüfung der Unterrichtssprache. [VERORD-

NUNG 1911, Artikel XXV, Abs. 2, 3] 

Es lag nun im Ermessen der Prüfungskommission dem Kandidaten die zweimalige Wie-

derholung der mündlichen Prüfung zu gestatten. Nach wie vor konnte die Kommission 

jedoch entscheiden, dass der Kandidat keine Wiederholungsmöglichkeit der Prüfung be-

kam. Hier gab es wie auch schon in der Verordnung aus 1897 die Möglichkeit des Rekur-

ses an das Ministerium für Kultus und Unterricht. Die Verordnung aus 1911 legte auch 

fest, dass die Wiederholung der Lehramtsprüfung vor derselben Prüfungskommission 

stattzufinden hatte, auf Antrag konnte der Kandidat vom Ministerium eine Ausnahmege-

nehmigung von dieser Regelung erhalten. [VERORDNUNG 1911, Artikel XXV, Abs. 6] 

Die Ausstellung und die Inhalte des Zeugnisses blieben gleich, auch blieb die Einschrän-

kung der Gültigkeit unverändert. Eine Änderung fällt jedoch auf: so wurde nicht mehr die 
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„Lehrfähigkeit“ beurkundet, es wurde die „Approbation“ ausgesprochen, für welche Ge-

genstände, welche Stufe (Haupt- oder Nebenfach) und mit welcher Unterrichtssprache sie 

erfolgte. Als Neuerung kam auch hinzu, dass neben der gesetzlich vorgesehenen Beur-

teilung (sehr gut, gut, genügend, nicht genügend), besonders gute Leistungen in einzelnen 

Gebieten eigens hervorgehoben werden konnten. [VERORDNUNG 1911, Artikel XXVII, 

Abs. 1] 

5.4. Der Vorbereitungsdienst – das Probejahr 

„Der Zweck des in Österreich einjährigen Vorbereitungsdienstes ist die theoretische, wie 

praktische Einführung in das Lehramt: (Art. XXV) praktische Ausbildung seiner Lehrfähig-

keit“. [MORSCH, S 39] 

Die österreichischen Verordnungen über das erweiterte Probejahr vom 21. Juni 1893 

wies eine detaillierte Gliederung der praktischen Tätigkeiten auf, welche unter Leitung des 

Direktors und Fachprofessors zu erfolgen hatte. Unterschieden wurden Lehrbesuche, 

Lehrversuche, selbständiger Unterr icht,  Konferenzen und Besprechungen. 

Erkennbar war eine genauere Abgrenzung der Rechte des Kandidaten, sowie die Forde-

rung eines regelmäßigen Besuches der Lehrerkonferenzen. [MORSCH, S 43] 

In der Verordnung aus 1911 wurde im Artikel XXX „Pädagogisches Mittelschulseminar. 

(Das sogenannte erweiterte Probejahr.)“ in einem noch höheren Detaillierungsgrad die 

Einführung der Kandidaten ins praktische Lehramt beschrieben. 

Das „einfache Probejahr“, geregelt im Artikel XXXI der Verordnung aus 1911, konnten 

jene Kandidaten absolvieren, die an Orten wohnten, wo keine Mittelschulseminare bestan-

den. Das Regelwerk war ähnlich komplex wie jenes für das erweiterte Probejahr. 

Obwohl in der Verordnung aus 1911 den Kandidaten bereits generell mehr Rechte und 

liberalere Wiederholungsmöglichkeiten eingeräumt wurden, sind doch sehr restriktive Vor-

gaben erkennbar. So steht im Artikel XXXI „Das einfache Probejahr“, Abs. 2 der Verord-

nung aus 1911: 

„Der Kandidat kann das Kronland dazu selbst wählen, die Lehranstalt aber wird von 

der Landesschulbehörde des betreffenden Kronlandes bestimmt. Diese hat dabei 

vor allem den pädagogischen Zweck des Probejahres – die praktische Ausbildung 

des Kandidaten – zu beachten; nur nebenbei können die Bedürfnisse der einzelnen 

Lehranstalten und billige Wünsche des Kandidaten Berücksichtigung finden.“ 

Am Ende des Probejahres wird durch die Ausstellung eines Zeugnisses die volle Befähi-

gung zur Anstellung im Mittelschullehramt erworben. 
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5.5. Diskussion 

Professor Theodor Fuchs schrieb 1907 in einem Spezialabdruck aus der „Neuen freien 

Presse“ am 12. Jänner 1907 – „Die Ausbildung der Gymnasiallehrer und die philosophi-

sche Fakultät“ 

„Sind denn nun aber die Bedürfnisse eines jungen Mannes, der sich ganz der Wissen-

schaft widmen, der dereinst an ihrer Fortbildung teilnehmen will, identisch mit jenen eines 

angehenden Gymnasiallehrers? 

[…] Ganz anders gestalten sich diese Verhältnisse bei einem Lehramtskandidaten für 

Gymnasien. Seine Aufgabe ist es nicht, die einzelnen Wissenschaften in allen ihren Teilen 

kennen zu lernen, sondern die Elemente derselben klar und sicher und in ihren gegensei-

tigen Beziehungen zu erfassen. Das Schwergewicht seiner Studien betrifft nicht die kont-

roversen Grenzgebiete der Wissenschaften, sondern jene Teile, welche den feststehen-

den gesicherten Kern der Wissenschaften bilden. Er soll das Demonstrieren und 

Vortragen lernen und soll einen Einblick in die geschichtliche Entwicklung der Wissen-

schaft besitzen.“  [FUCHS, S 5] 

Die Weiterentwicklung und Spezialisierung der einzelnen Wissenschaften stellte die Aus-

bildung an den Universitäten und damit auch die Ausbildung an den Gymnasien in Frage. 

Der Umfang der Wissenschaften um 1900 stand in krassem Gegensatz zu der Lehre an 

den Universitäten, wo eine entsprechende Ausweitung der Lehre nicht stattfand. So wurde 

versucht, dies auf die Mittelschulen auszulagern. Fuchs forderte daher eine „zeitentspre-

chende Reform des Hochschulunterrichtes, die eine unerlässliche Voraussetzung einer 

zeitgemäßen Reform der Mittelschulen ist“. [FUCHS, S 9] 

Im Jahr 1920 erhielt die Republik Österreich eine eigenständige Verfassung, damit ging 

das Zeitalter der Monarchie endgültig zu Ende, doch viele Gesetze des 19. Jahrhunderts 

blieben bestehen und behielten ihre Gültigkeit. 

Extrem lange Gesetzgebungsperioden werden die Ausbildung der Lehrer an den Univer-

sitäten in Österreich die nächsten hundert Jahre begleiten. 
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6. Gesetzliche Regelungen für Lehramtsstudie-
rende in den zwanziger Jahren 

Die Lehramtsausbildung war an der philosophischen Fakultät der Universität Wien veran-

kert, zu der in dieser Zeit die philosophisch-historischen und die mathematisch-naturwis-

senschaftlichen Disziplinen angehörten.9  

Das Studienjahr wurde in zwei Semester geteilt, das Wintersemester begann am 1. Okto-

ber und endete am Mittwoch vor dem Palmsonntag. Das Sommersemester begann am 

ersten Donnerstag nach den Osterfeiertagen und dauerte bis zum 31. Juli. [MAROS, S 40] 

Die akademischen Studien beruhten auf dem Grundsatz der „Lehr- und Lernfreiheit“ und 

ließen den Studierenden in der Einteilung der Studien an der philosophischen Fakultät 

einen ziemlich weiten Spielraum offen. [MAROS, S 44] 

Studieren war, wie auch die Jahre davor, kostenpflichtig, so wurden Studiengebühren für 

sämtliche administrative Leistungen eingehoben, es gab Immatrikulationstaxe, Biblio-

theksbeitrag, Regiebeitrag für Kanzleierfordernisse, Auditoriengeld, Kollegiengeld, Taxen 

für Absolutorium. Die Prüfungstaxe für die Lehramtsprüfung betrug 60 Schilling10 und war 

detailliert geregelt, eine generelle Befreiung von dieser Taxe gab es nicht. Umfangreiche 

Verordnungen regelten das Taxenwesen, unter bestimmten Voraussetzungen konnten 

Studenten von manchen Taxen teilweise oder sogar vollständig befreit werden. [MAROS, 

S 46] 

  

                                                 
9 Erst mit dem UOG 1975 (Universitätsorganisationsgesetz 1975) zerfiel die philosophische Fakul-
tät in drei Fakultäten; Grund- und Integrativwissenschaften, Geisteswissenschaften und Formal- 
und Naturwissenschaften. 
10 1 Schilling (0,21172086 g Feingold; 1 Schilling zu 100 Groschen), heutiger Wert ~ 2,8 Euro 
Die Kaufkraft des Gulden und der Krone zum Euro https://www.1133.at/document/view/id/475 



37 

6.1. Prüfungsvorschrift für das Lehramt an Mittelschulen 

Prüfungsvorschrift für das Lehramt an Mittelschulen: „Volkserziehung“, amtlicher Teil, 

Stück VII, Nr. 27 vom 1. April 1928 (Erlaß des Bundesministeriums für Unterricht vom 17. 

März 1928, Z. 32.572 aus 1927).11 [VERORDNUNG 1928] (siehe Abb. 4) 

 

Abb. 4 - Sonderabdruck aus der „Volkserziehung“. Nachrichten des Bundesministeriums für Unterricht, Stück 
VII, 1928. Amtlicher Teil. Seite 59 – 81. Österreichischer Bundesverlag, Wien I., Schwarzenbergstrasse 5-7 

 

6.1.1. Übergangsbestimmungen 

Die Übergangsbestimmungen sind im Artikel XXXV der Verordnung aus 1928 geregelt. 

Diese Verordnung ist sofort in Kraft getreten. Lehramtsanwärter, die ihre Studien spätes-

tens im Wintersemester 1926/27 begonnen haben, konnten die Lehramtsprüfung noch 

nach der Vorschrift von 1911 und den dazu ergangenen Abänderungsvorschriften able-

gen. 

Mit dieser Verordnung ging auch eine Abänderung der Verordnung betreffend Taxen für 

die Verleihung akademischer Grade und für die Staats- und Lehramtsprüfungen an den 

                                                 
11 Volltext siehe Anhang 8 
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Hochschulen einher. Taxen waren nach wie vor für alle Prüfungen, Kolloquien, Vorprüfun-

gen, für die Zulassung zur Lehramtsprüfung, für alle Teilbereiche der Lehramtsprüfung 

sowie für etwaige Wiederholungen zu entrichten.  

6.1.2. Kommentar 

Zu erkennen ist, dass der Verordnungstext gestrafft und durchgehend strukturiert wurde, 

die Formulierungen wurden angepasst, so wird zum Beispiel nicht mehr von „Kandida-

ten“, sondern „Lehramtsanwärtern“ gesprochen. Im Artikel III Abs. a) der Verordnung 

wird geregelt, dass die Berechtigung, welche die Reifezeugnisse der einzelnen Mittel-

schularten für die Zulassung zur Lehrbefähigungsprüfung aus den vorgesehenen Fach-

gruppen, in einer besonderen Vorschrift festgelegt werden. Die Gruppen der Prüfungsge-

genstände (Unterrichtsfächer im heutigen Sinn) hat sich vergrößert und ist damit 

komplexer geworden (vgl. 5.2.), es erfolgte eine Zusammenfassung in Fachgruppen, aus 

denen die Studierenden vorgegebene Kombinationen wählen konnten (siehe Tabelle 2). 

Mathematik HF Physik HF  
Mathematik HF Darstellende Geometrie HF  
Mathematik HF Chemie HF  
Mathematik HF Philosophie HF Physik NF 
Mathematik HF Turnen HF  
Chemie HF Mathematik NF Physik NF 
Philosophie HF Physik HF Mathematik NF 
Turnen HF Physik HF Mathematik NF 

Tabelle 2: mögliche Kombinationen mit dem Fach Mathematik 

Zu bemerken ist, dass 1911 von der „Wissenschaft l ichen Lehramtsprüfung für Mittel-

schulen“ gesprochen wird, 1928 heißt es „Lehramtsprüfung für Mittelschulen“, das Wort 

„wissenschaftlich“ kommt hier nicht mehr vor. 

 

6.2. Pflichtprüfungen während der Studienzeit 

Alle Studierenden hatten Vorprüfungen zu absolvieren, die mit der Verordnung aus 

1928 konkreter formuliert wurden. 

So hatte jeder Lehramtsanwärter zu hören: 

a) Je eine mindestens dreistündige Vorlesung aus dem Gebiete der allgemeinen The-

orie und der Geschichte der Pädagogik; 

b) zwei mindestens je dreistündige Vorlesungen aus Philosophie, darunter eine aus 

dem Gebiete der Psychologie (unter Berücksichtigung der jugendlichen Probleme); 

c) Vorlesungen über die besondere Unterrichtslehre seiner Fächer; 
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d) eine Vorlesung über körperliche Erziehung und Schulhygiene (hygienische Päda-

gogik); und 

e) eine Vorlesung über deutsche Sprache. 

Aus Schulhygiene (Hygienischer Pädagogik) sowie aus „Besonderer Unterrichtslehre“ der 

gewählten Fächer waren Kolloquienzeugnisse vorzulegen. 

Nachdrücklich empfohlen wurde den Studienanfängern der Besuch einer einführenden 

Vorlesung über die Aufgaben des Mittelschullehrberufes. [VERORDNUNG 1928, Artikel 

V, Abs. 2] 

Zur „Anrechnung eines Semesters“ für die gesetzliche Studienzeit war die Inskription 

von mindestens zehn Wochenstunden an der philosophischen Fakultät erforderlich, in 

diese Zahl wurden die Seminar-, Proseminar- und verwandten Übungen, Kolloquien, Kon-

versatorien und Exkursionen nicht eingerechnet. Hingegen werden die Vorbereitungs-

kurse für Ergänzungsprüfungen (Latein, Griechisch, Philosophische Propädeutik), die 

Übungen der Turnlehrerausbildung, sowie alle Kurse der Lektoren, sowie Instituts- und 

Laboratoriumsübungen im Ausmaß der im Vorlesungsverzeichnis angegebenen Stunden-

zahl eingerechnet. [MEISTER, S 10] Das Vorlesungsverzeichnis gab genaue Auskunft 

über die „Anrechenbarkeit“ von Lehrveranstaltungen. 

Konkrete Studienvorschriften, die die Absolvierung von ganz bestimmten Lehrveranstal-

tungen vorsahen, gab es nicht. Ausdifferenzierte Anforderungen für die Lehramtsprüfung 

gaben indirekt den Rahmen für das Studium vor. So waren die verpflichtend zu absolvie-

renden Übungen und Seminare auf zwei Semester beschränkt, die restliche Studienzeit 

war dem Eigenstudium unter Einhaltung der administrativen Vorgaben vorbehalten. 

Diese administrativen Vorgaben regelten den Universitätsalltag strikt, Vorlesungen und 

Übungen wurden durch Anschlag am schwarzen Brett der Fakultät und an der Tür des 

Hörsaals, wo sie stattfanden, bekanntgegeben. Das Meldungsbuch der Bestätigung der 

Inskription musste nach dem Beginn der Vorlesung dem Dozenten vorgelegt werden und 

ein Belegschein war abzugeben, am Ende des Semesters hatten die Studierenden eine 

Bestätigung der Frequenz persönlich einzuholen, im Meldebuch einen Stempel von 

25 g12 einzukleben und das Meldebuch im Dekanat zur Bestätigung des Semesters 

durch den Dekan einzureichen. [MEISTER, S 12] 

Ebenso konnten am Ende des Semesters Kolloquien über gehörte Vorlesungen absolviert 

werden. Ein Zeugnis, ausgestellt vom Dozenten, dokumentierte den Erfolg der Prüfung. 

                                                 
12 Amtshandlungen wurden mittels Stempelmarken bezahlt. 
1 Schilling (0,21172086 g Feingold; 1 Schilling zu 100 Groschen), heutiger Wert ~ 2,8 Euro 
https://www.1133.at/document/view/id/475 
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Zeugnisse konnten ebenso für die erfolgreiche Teilnahme an Übungen, Seminaren, Pro-

seminaren, Laboratorien etc. ausgestellt werden. Jedes Zeugnis musste mit einem 25 g-

Stempel versehen und im Dekanat abgestempelt werden. [MEISTER, S. 12] 

6.3. Gesetzliche Regelungen im Unterrichtsfach Mathematik 

Lehramtsanwärter für Mathematik als Hauptfach mussten über zwei Semester an 

Seminarübungen, am Proseminar oder an gleichwertigen Übungen erfolgreich teilnehmen 

und ein Zeugnis erlangen. 

Lehramtsanwärter für Mathematik als Nebenfach mussten die erfolgreiche Teilnahme 

am Proseminar oder an gleichwertigen Übungen nachweisen. 

Sämtliche Anwärter (sowohl HF wie NF) hatten „einige Fertigkeit im geometrischen Zeich-

nen durch Zeugnisse darzutun“ [MEISTER, S 37] 

Die Anforderungen bei der Klausur- und mündlichen Prüfung waren:  

a) Als Hauptfach: „Grundbegriffe der höheren Algebra und Zahlentheorie und ihre 

Bedeutung für die Elementarmathematik, Differential- und Integralrechnung (ein-

schließlich der einfachsten Differentialgleichungen). Elemente der Variationsrech-

nung. Grundzüge der Funktionentheorie. Elemente der Wahrscheinlichkeitsrech-

nung. Elementargeometrie. Analytische und synthetische Geometrie der Ebene 

und des Raumes. Grundzüge der Darstellenden Geometrie. Grundzüge der Diffe-

rentialgeometrie. Bekanntschaft mit den Hauptergebnissen der Forschungen über 

die Grundlagen der Arithmetik und Geometrie.“ [MEISTER, S 74] 

b) Als Nebenfach: „Elementarmathematik, Differential- und Integralrechnung. Ele-

mente der analytischen Geometrie der Ebene und des Raumes.“ [MEISTER, S 74] 

Im Vergleich zur Verordnung aus 1911 sind in der Verordnung aus 1928 beim Hauptfach 

Anforderungen hinsichtlich der Funktionentheorie (auch 1897 vorgesehen) sowie der 

Wahrscheinl ichkeitstheorie dazugekommen, darüber hinaus gab es keine inhaltli-

chen Unterschiede. 

 

6.4. Die Abschlussprüfung - Lehramtsprüfung 

Die Prüfung umfasste vier Teile: Die Hausarbeiten, die Klausurarbeiten, die mündliche 

Prüfung aus den gewählten Fächern und die pädagogische Prüfung. Die beiden Hausar-

beiten mussten gesamt zur Approbation abgegeben werden, die übrigen Teile der Lehr-

amtsprüfung konnte an zwei verschiedenen Terminen abgelegt werden, wobei die Klau-

sur- und die mündliche Prüfung jedes einzelnen Faches im selben Termin zu absolvieren 

waren.  
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6.4.1. Voraussetzungen für die Lehramtsprüfung 

Es wurde unterschieden zwischen der Zulassung zum ersten Teil  der Lehramtsprüfung, 

der zum Verfassen der Hausarbeiten berechtigte, dazu mussten Lehramtsanwärter sieben 

anrechenbare Semester an einer philosophischen Fakultät zugebracht haben. Für die An-

meldung zum zweiten Teil  (Klausurprüfungen) und dri t ten Tei l  (mündliche Prüfungen) 

waren acht anrechenbare Semester erforderlich. [MAROS, S 47] 

6.4.2. Die Hausarbeiten 

Es war für jedes Hauptfach und jedes Nebenfach eine Hausarbeit innerhalb von drei Mo-

naten zu erstellen, Sonderregelungen gab es bei Kombinationen mit mehreren Fächern. 

Die Prüfungskommission hatte bei Vorliegen einer wissenschaftlichen Dissertation oder 

Publikation die Möglichkeit der Anrechnung einer Hausarbeit. 

Die Hausarbeiten sollten dem Anwärter Gelegenheit bieten, seine Befähigung zu wissen-

schaftlicher Bearbeitung eines Themas seines Faches zu beweisen. Die Benützung von 

Hilfsmitteln (ein genaues Verzeichnis derselben war jeder Hausarbeit voranzustellen) war 

gestattet. Nach Approbation der Hausarbeiten war der Kandidat berechtigt sich zu den 

Klausurarbeiten anzumelden. [MAROS, S 49] 

Die Verwendung unerlaubter Hilfsmittel wurde sanktioniert, es erfolgte eine Sperre von 

sechs Monaten, bei Wiederholung eine Sperre von einem Jahr und bei nochmaliger Wie-

derholung eine Sperre für immer. 

Die Gültigkeit der Hausarbeiten erlosch, wenn sich der Anwärter nicht innerhalb von zwei 

Jahren (vom Tag der Verständigung der Approbation an gerechnet) zur Klausur- und zur 

mündlichen Prüfung gemeldet hatte. Besondere Gründe für die Überschreitung konnten 

von der Prüfungskommission berücksichtigt werden. [VERORDNUNG 1928, Artikel XIX] 

6.4.3. Die Prüfungskommission 

Der Bundesminister für Unterricht ernannt in den Universitätsstädten „Prüfungskom-

missionen für das Lehramt an Mittelschulen“ (1911 hießen diese „K. & k. wissen-

schaftliche Prüfungskommission für das Lehramt an Mittelschulen“). 

Zu Mitgliedern der Prüfungskommission wurden vom Bundesminister für Unterricht Hoch-

schulprofessoren der zu prüfenden Fächer ernannt, sowie bei Bedarf hervorragende 

„Schulmänner“. Die Ernennung erfolgte auf fünf Jahre und konnte nach Ablauf verlängert 

werden. Die Prüfungskommissionen unterstanden unmittelbar dem Bundesminister für 

Unterricht, sie hatten einmal jährlich einen Bericht über alle „befähigt erklärten“ und „zu-

rückgewiesenen“ Lehramtsanwärter zu übermitteln. [VERORDNUNG 1928, Artikel II] 
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Das Amtslokal der Wiener Prüfungskommission befand sich im Hauptgebäude der Uni-

versität (Rechtes Seitentor, Tiefparterre). Verlautbarungen der Prüfungskommission wur-

den in einem eigenen Anschlagkasten (Hauptgebäude, Universitätsstraßentrakt, I. Stock) 

bekanntgegeben. [MEISTER, S 37] 

6.4.4. Prüfung aus der Unterrichtssprache 

Diese umfasste eine zweistündige Klausurarbeit und eine mündliche Prüfung. Sie konnte 

nach der Approbation der Hausarbeiten abgelegt werden. Zu erkennen ist, dass dem Ge-

brauch der Unterrichtssprache nach wie vor große Bedeutung beigemessen wurde. 

Diese Regelung war inhaltlich nahezu ident zur Regelung in der Verordnung aus 1911. 

6.4.5. Klausurarbeiten (schriftliche Abschlussprüfungen) 

In allen Fachgruppen war aus jedem Fach (sowohl Haupt- wie Nebenfach) eine Klausur-

arbeit zu schreiben. Die Arbeitszeit für das Hauptfach war mit acht Stunden (außer für 

Philosophie und Turnen je vier Stunden), für ein Nebenfach vier Stunden festgelegt. 

„Die Klausurarbeiten haben zu ermitteln, wie weit ein Anwärter in seinem Studienkreise 

auch ohne Hilfsmittel ein sicheres Wissen besitzt, sie sind unter unausgesetzter Aufsicht 

durchzuführen.“ [MAROS, S 49] 

6.4.6. Pädagogische Prüfung 

Im Gegensatz zur Verordnung aus 1911, wo die „Pädagogische Prüfung“ als Vorprüfung 

nach dem fünften Semester absolviert werden konnte, wird sie in der Verordnung aus 

1928 Teil der Abschlussprüfung. [VERORDNUNG 1928, Artikel XXIV] 

Diese pädagogische Prüfung war mündlich zu absolvieren, umfasste zwei getrennt zu prü-

fende Fächer und dauerte pro Fach ca. eine halbe Stunde. Damit ist sie umfangreicher 

geworden und die Dauer der Prüfung hatte sich von einer halben Stunde auf eine Stunde 

verdoppelt. Sie konnte nach Abgabe der Hausarbeiten zugleich mit der mündlichen Prü-

fung aus den gewählten Unterrichtsfächern oder getrennt von ihr abgelegt werden. Die 

beiden Fächer wurden getrennt beurteilt. 

Inhalt der beiden Fächer waren: 

1. Al lgemeine Pädagogik, Geschichte der Erziehung und der Erziehungswissen-

schaft; Grundbegriffe und Hauptprobleme der Theorie der Erziehung und des Unter-

richtes; Einsicht in die Bedeutung dieser Erkenntnisse für die praktische Erziehungs- 

und Unterrichtsarbeit; Aufbau des Bildungswesens Österreichs und des Deutsche Rei-

ches im Umriß;  
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2. Psychologie und Jugendkunde: Gründliche Kenntnis der allgemeinen Psycholo-

gie sowie Psychologie des Kindes und des Jugendlichen; Einsicht in die Bedeutung 

dieser Erkenntnisse für die praktische Erziehungs- und Unterrichtsarbeit, insbeson-

dere auch für die Erfassung der Persönlichkeit des Schülers. [VERORDNUNG 1928, 

Artikel XXIV] 

6.4.7. Mündliche Prüfung aus den gewählten Lehrfächern 

Voraussetzung für die Zulassung zur mündlichen Prüfung war der „zumindest genügende 

Erfolg“ sämtlicher Klausurarbeiten. Es war über alle Fächer eine mündliche Prüfung abzu-

legen, über die der Kandidat die Lehrbefähigung erwerben wollte. Die Prüfung aus einem 

Hauptfach dauerte ca. eine Stunde, die aus dem Nebenfach ungefähr eine halbe Stunde. 

[MAROS, S 49] 

Über jede mündliche Prüfung eines Anwärters musste eine „Niederschrif t “  geführt wer-

den, die den Gang und das Ergebnis der Prüfung zu beinhalten hatte. Es wurden die Noten 

sehr gut,  gut,  genügend oder nicht genügend vergeben. Das Ergebnis der münd-

lichen Prüfung wurde dem Anwärter vom Vorsitzenden der Prüfungskommission sofort 

mündlich mitgeteilt. 

Mündliche Prüfungen waren nicht öffentlich, der Direktor der Prüfungskommission konnte 

jedoch Studierenden der philosophischen Fakultät und Lehramtsanwärtern den Zutritt ge-

statten. Landesschulinspektoren für Mittelschulen waren generell berechtigt den mündli-

chen Prüfungen beizuwohnen. [VERORDNUNG 1928, Artikel XXII] 

Der Artikel XXII. „Mündliche Prüfung aus den gewählten Lehrfächern“ aus der Verordnung 

aus 1928 unterscheidet sich lediglich durch eine stilistische Straffung des Artikels XXIV 

„Mündliche Prüfung“, der Verordnung aus 1911. 

6.4.8. Bestehen der Prüfung – Inhalt des Zeugnisses 

Die bestandene Prüfung wurde mit einem Lehramtsprüfungszeugnis beurkundet und be-

rechtigte zum Lehren eines Faches entweder auf der Unterstufe und Oberstufe (als Haupt-

fach) der Mittelschulen aller Art oder nur auf der Unterstufe (als Nebenfach). 

Die Gültigkeit des Zeugnisses erlosch, wenn der Anwärter nicht innerhalb von fünf Jahren 

in den Probedienst oder den Schuldienst eintrat oder wenn seine Lehrtätigkeit länger als 

fünf Jahre unterbrochen war. In diesem Fall waren die Klausurarbeiten und die mündliche 

Prüfung erneut vor der Prüfungskommission abzulegen. [MEISTER, S 51] 
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Beispiele einer Absolventin nach der Prüfungsvorschrift vom 17. März 1928 

Hertha Müller – Protokollbuch Z. 289 – 1932 (Dokumente siehe Anhang 4) 

Hertha Müller bestand die Maturitätsprüfung am Mariahilfer Mädchen-Reformreal-Gymna-

sium in Wien, VI. Bezirk. Sie studierte an der philosophischen Fakultät der Universität 

Wien und absolvierte die Lehramtsprüfung vor der Prüfungskommission für das Lehramt 

an Mittelschulen in Wien am 22. Juni 1934. 

Ablauf Lehramtsprüfung: 

o Anmeldung zur Lehramtsprüfung aus den Hauptfächern Physik und Turnen und 

dem Nebenfach Mathematik am 9. Dezember 1932 

o Vergabe der Hausaufgabe für Physik am 7. Dezember 1932 

o Vergabe der Hausaufgabe für Turnen am 20. Dezember 1932 

o Beurteilung der Hausarbeit Physik am 25. April 1933 mit der Note „sehr gut“ 

o Beurteilung der Hausarbeit Turnen mit der Note „gut“ (kein Datum vorhanden) 

o Schriftliche Klausur Turnen am 18. Mai 1933 

o Beurteilung schriftliche Klausur Turnen am 6. Juni 1933 mit der Note „gut“ 

o Mündliche Prüfung Turnen am 12. Juni 1933 mit der Note „sehr gut“ 

o Fortsetzung mündliche Prüfung Psychologie am 10. Juli 1933 mit der Note „nicht 

genügend“ 

o Fortsetzung mündliche Prüfung Pädagogik am 11. Juli 1933 mit der Note „sehr gut“ 

o Fortsetzung mündliche Prüfung Wiederholung Psychologie am 13. November 

1933 mit der Note „genügend“ 

o Schriftliche Klausur Physik am 10. Jänner 1934 

o Beurteilung schriftliche Klausur Physik am 29. Jänner 1934 mit der Note „gut“ 

o Fortsetzung mündliche Prüfung Physik am 9. Februar 1934 mit der Note „sehr gut“ 

o Fortsetzung mündliche Prüfung Mathematik am 22. Juni 1934 mit der Note „genü-

gend“ 
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6.5. Das Probejahr 

Zum Zwecke der praktisch-pädagogischen Ausbildung hatte jeder Lehramtsanwärter das 

Probejahr zu absolvieren. Es wurde zwischen dem erweiterten und dem einfachen 

Probejahr unterschieden, der Unterschied lag im Besuch eines pädagogischen Mittel-

schulseminars, welches im erweiterten Probejahr verpflichtend zu absolvieren war. 

Für die Aufnahme zum Probejahr musste neben dem Lehramtsprüfungszeugnis der Nach-

weis der österreichischen Bundesbürgerschaft und ein Zeugnis über die erforderliche Ge-

sundheit und Körperbeschaffenheit vorgelegt werden. [MEISTER, S 51] 

Im Probejahr hatten die zukünftigen Mittelschullehrer Referate mit Diskussionen, Lehrbe-

suche, Lehrauftritte und selbständigen Unterricht zu absolvieren, der Seminarleiter und 

die Fachprofessoren an den Schulen waren für die Einführung der Probelehrer zuständig. 

[MAROS, S 50] 

Die Regelungen für die „Einführung in das praktische Lehramt“ wurden in der Ver-

ordnung aus 1928, Artikel XXX. Das pädagogische Mittelschulseminar (Das erweiterte 

Probejahr.) gestrafft, neu strukturiert und die Sprache wurde angepasst. Kleine Änderun-

gen sind erkennbar, so dürfen in Ausnahmefällen drei bis höchstens vier Probelehrer 

gleichzeitig einem Fachlehrer zugeteilt werden, es wird von „Probelehrern“ gesprochen, 

1911 hießen die angehenden Lehrer „Kandidaten“. Es wurde ein eigenständiger Absatz 

über mögliches Fehlverhalten von Probelehrern und die Konsequenzen eingefügt. [VER-

ORDNUNG 1928, Artikel XXX, Abs. 11] Ebenso wurde Artikel XXXI. Das einfache Probe-

jahr übersichtlicher gegliedert und die gesetzlichen Zuständigkeiten wurden dem Stand 

von 1928 angepasst. 

Als Beispiele können Absatz 1 und Absatz 5 aus der Verordnung aus 1928 genannt wer-

den. 

Artikel XXXI, Abs. 1 Dieses Probejahr kann nur an einer der in § 3 des Bundesgesetzes 

vom 2. August 1927, B. G. Bl. Nr. 244 (Mittelschulgesetz), bezeichneten (bundesstaatli-

chen oder mit dem Öffentlichkeitsrechte beliehenen nichtstaatlichen) Mittelschulen, die 

voll ausgebaut ist, abgelegt werden. 

Artikel XXXI, Abs. 5 Weibliche Lehramtsanwärter haben den Probedienst grundsätzlich 

an Mädchen-Mittelschulen abzulegen […]. Auf die besonderen Bedürfnisse der Mäd-

chen-Mittelschulen ist bei der Probedienstleistung der Lehramtsanwärterinnen in allen 

Fällen Bedacht zu nehmen. 

Über den abgelegten Probedienst erhielt jeder Probelehrer ein Zeugnis. Erst jetzt wurde 

die volle Befähigung zur Anstellung im Mittelschullehramt erworben.  
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6.6. Diskussion 

Im Vergleich zu den Prüfungsordnungen 1897 und 1911 war jene aus 1928 straffer, der 

Zeit entsprechend formuliert und den gesetzlich geänderten Gegebenheiten angepasst. 

Die inhaltlichen Adaptierungen waren jedoch nicht in dem Ausmaß erkennbar, wie die po-

litischen und gesellschaftlichen Veränderungen hätten vermuten lassen. 

Zum Fächerkanon ist das Fach Turnen dazukommen und damit auch die (erlaubten) Kom-

binationsmöglichkeiten. Der Schwerpunkt lag mehr denn je beim Abschluss des Studiums 

mit der Abfassung von Hausarbeiten in allen gewählten Fächern, stundenlangen schriftli-

chen Klausuren sowie mündlichen Prüfungen. Erkennbar ist eine Stärkung der Pädagogik, 

so gibt es eine eigenständige mündliche pädagogische Prüfung im Rahmen der Ab-

schlussprüfungen. 

Die Notenskala hat sich geändert, anstelle der „Urtheile“ vorzügl ich, befr iedigend, 

genügend, nicht genügend, werden die Noten sehr gut,  gut,  genügend oder 

nicht genügend vergeben. 

Neu ist laut Gesetz die Absolvierung von Pflichtprüfungen zu pädagogischer Hygiene und 

besonderer Unterrichtslehre der gewählten Fächer. 

Eine nach wie vor eigenständige schriftliche und mündliche Prüfung in der Unterrichts-

sprache lässt erkennen, dass neben einer fundierten fachlichen und pädagogischen Aus-

bildung, großer Wert auf Allgemeinbildung gelegt wurde. Die Anforderungen an Lehrer 

waren sowohl in fachlicher als auch in persönlicher Hinsicht groß, wie ein Ausschnitt aus 

dem Studienführer von Emmerich Maros aus 1930 zeigt.  

Maros schrieb 1930 in seinem Studienführer über die Eignung zum Lehrberuf: 

„Der höhere Lehrberuf (Mittelschullehrer) erfordert: 

Gesundheit der Atmungs- und Sprechorgane (geschlossene Räume, große Schüler-

zahl, andauerndes und lautes Sprechen). Keine Sprachfehler, normales Gehör […]. 

Gute Nerven (nicht nervös, keine schnelle Übermüdung). Einfühlungsvermögen (sich 

hineinzudenken und einzufühlen in das Seelenleben des Schülers). Strenge Gerech-

tigkeit (Lob und Tadel; Beurteilung schriftlicher und mündlicher Prüfungen; Zeugnisse; 

Kinder haben ein feines Gefühl für erlittenes Unrecht!). Verständnis für der Jugend 

Sturm und Drang (Pubertät). Fähigkeit zur Gewinnung eines vertrauten Verhältnisses 

zu Schülern, Eltern und Kollegen (Schülergemeinschaft; Elternvereinigung; Lehrerkon-

ferenzen). Fachliche Tüchtigkeit (Schüler sind scharfe Kritiker!). Pädagogisches Ge-

schick (Lehrertalent). Fördernder Wille. Geduld. Güte und Heiterkeit im Gemüt. Hinge-

bende und nie ermüdende Liebe zur Jugend. Sonne im Herzen!“ [MAROS, S 51] 



47 

7. Gesetzliche Regelung für Lehramtsstudierende 
1937-1965 

1937 erschien eine neue Prüfungsvorschrift für das Lehramt an Mittelschulen, die eine 

weitere Konkretisierung des Lehramtsstudiums mit sich brachte. Diese Prüfungsvorschrift 

sollte bis zur vollständigen Anwendung des Allgemeinen Hochschulstudiengesetzes 

(AHStG) und seinen „Begleitgesetzen“ Mitte der 1980er Jahre die maßgebliche gesetzli-

che Grundlage sein und somit für fünf Jahrzehnte die Lehrerausbildung an den Universi-

täten in Österreich prägen. Erst am 30. September 2002 ist die Prüfungsvorschrift von 

1937 endgültig ausgelaufen. 

7.1. Prüfungsvorschrift für das Lehramt 

Verordnung des Bundesministeriums für Unterricht, BGBl. Nr. 271/1937, über die Erwer-

bung der Befähigung für das Lehramt an Mittelschulen (Prüfungsvorschrift für das Lehramt 

an Mittelschulen), kundgemacht am 6. August 1937, 66. Stück.13 [VERORDNUNG 1937] 

(siehe Abb. 5) 

Abb. 5 - Copyright © 2011 Österreichische Nationalbibliothek 

 

 

                                                 
13 Volltext siehe Anhang 9 

http://www.onb.ac.at/
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7.1.1. Übergangsbestimmungen 

Diese Prüfungsvorschrift ist sofort in Kraft getreten. Lehramtsanwärter, die ihre Studien 

vor dem Wintersemester 1936 / 37 begonnen hatten, konnten die Lehramtsprüfung nach 

der bisher gültigen Prüfungsvorschrift ablegen. Lediglich die §§ 16 bis 18 sowie der §§ 20 

bis 23 fanden sofort für alle Lehramtsanwärter Anwendung. [VERORDNUNG 1937, § 24] 

7.1.2. Kommentar 

Erkennbar ist ein höherer Grad an Kontrolle, so hatte jeder Akt, der über jeden Lehramts-

anwärter angelegt wurde, nun auch das Religionsbekenntnis zu beinhalten. Der jährliche 

Bericht der Prüfungskommission über approbierte und reprobierte Prüf l inge hatte 

zusätzlich zu den bereits bestehenden Berichtspunkten über besondere Wahrneh-

mungen und Erfahrungen zu berichten. [VERORDNUNG 1937, § 2] 

Neu war auch, dass der Bundesminister für Unterricht Beamte des Bundesministeriums 

zu den Prüfungen der „Bundesstaatlichen Prüfungskommission für das Lehramt an Mittel-

schulen“ entsenden konnte. Diese Beamten hatten kein Stimmrecht. [VERORDNUNG 

1937, § 2] Die „Einführung in das praktische Lehramt an Mittelschulen“ (Pro-

bedienst) wurde neu und umfangreich geregelt. [VERORDNUNG 1937, §§ 20] 

Die Gruppe der Prüfungsgegenstände hatte sich im Vergleich zur Verordnung aus 1928 

erheblich verändert, so ist Englisch als Hauptfach dazugekommen, Naturgeschichte 

konnte nur mehr als alleiniges Hauptfach absolviert werden, Einschränkungen der Fächer-

kombinationen erfolgten bei Mathematik, so war Mathematik in Kombination mit Chemie 

oder Philosophie als Hauptfach nicht mehr möglich (siehe Tabelle 3). Einschränkungen 

der Fächerkombinationen gab es auch für Turnen. [VERORDNUNG 1937, § 3] 

Eine Änderung dieser Fachgruppen war nicht zulässig, es konnte zusätzlich eine Erwei-

terungsprüfung für jedes gewünschte Fach absolviert werden. 

Neu hinzugekommen ist „Lebenswirtschaftskunde (Kinderpf lege und Fürsorge, 

Kochen und Hauswirtschaftskunde)“, dieses Fach konnte ausschließlich von Lehr-

amtsanwärterinnen zu jeder Fachgruppe als Erweiterungsfach gewählt werden. [VER-

ORDNUNG 1937, § 3] 

Mathematik HF Physik HF  
Mathematik HF Darstellende Geometrie HF  
Mathematik HF Turnen HF  
Chemie HF Mathematik NF Physik NF 
Philosophie HF Physik HF Mathematik NF 
Turnen HF Physik HF Mathematik NF 

Tabelle 3: mögliche Kombinationen mit dem Fach Mathematik 
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Neu hingegen war auch die Regelung, dass mit der Approbation von definierten Prüfungs-

gegenständen zusätzlich die wissenschaftliche Eignung zur Unterrichtserteilung auf ver-

wandten Gebieten erfolgte. Mit der Lehramtsprüfung für das Fach Mathematik erlangte 

man gleichzeitig die Lehrbefähigung für geometrisches Zeichnen auf dem Niveau der Un-

terstufe. [VERORDNUNG 1937, § 3] 

In den Abb. 6 und 7 sind alle zulässigen Fächergruppen des Lehramtes an Mittelschulen 

aufgelistet. 
 

Abb. 6 - Dokument aus Privatbesitz 

 

Abb. 7 - Dokument aus Privatbesitz 

 

 



50 

7.2. Das Lehramtsstudium – allgemeine Regelungen 

Das Lehramtsstudium wurde weiter strukturiert, so wurden Studienabschnitte einge-

führt, der erste Studienabschnitt wurde durch die Vorprüfung abgeschlossen, über die ein 

Zeugnis auszustellen war. 

Die Prüfung aus der Unterrichtssprache war nur mehr für Lehramtsanwärter mit nicht deut-

scher Muttersprache verpflichtend. 

Die Abschlussprüfung war nach wie vor die entscheidende Prüfung des gesamten Studi-

ums und unterschied sich zu den vorigen gesetzlichen Regelungen kaum. 

Der § 4 der Verordnung regelte die Einteilung des Hochschulstudiums der Lehr-
amtsanwärter. 

1. Das Hochschulstudium für die Lehramtsprüfung umfasst acht anrechenbare Se-

mester, in zwei Studienabschnitten zu je vier Semester. 

2. Der erste Studienabschnitt wird durch die Vorprüfung abgeschlossen – Erbringung 

von Einzelnachweisen über vorgeschriebene Pflichtkolloquien und Übungen 

(siehe § 5. und Abb. 8). Nachweise sind bis zum Ende des vierten, spätestens 

innerhalb der ersten vier Wochen des fünften Semesters zu erbringen. 

3. Der Direktor der Prüfungskommission stellt auf Grund der Nachweise ein Zeugnis 

über die abgelegte Vorprüfung der Fachgruppe aus. 

4. Nach weiteren drei anrechenbaren Semestern kann der Studierende um die Zu-

lassung zur Lehramtsprüfung einreichen (siehe § 7.). 

Der § 5 der Verordnung regelte Anforderungen hinsichtlich der Universitätsstudien 
und der Vorprüfung. 

Diese Anforderungen sind wortident zu den Anforderungen der Verordnung aus 1928 

(siehe unter 6.2.). Ferner musste jeder Lehramtsanwärter Vorlesungen und Übungen sei-

ner Fächer in ausreichendem Maße besucht haben. Die näheren Bestimmungen hierüber 

setzte unter genauer Einhaltung der im § 5. Punkt 3 gestellten Anforderungen jede Prü-

fungskommission nach Maßgabe der örtlichen Verhältnisse fest. 

Wenn Lehramtsanwärter die Lehrbefähigung für eine der möglichen Kombinationen er-

worben hatten, konnten sie sich zu einer Ausdehnung der Lehrbefähigung von einem Ne-

benfach auf ein Hauptfach oder zur Erwerbung der Lehrbefähigung in anderen Gegen-

ständen (sowohl als Hauptfach wie als Nebenfach) anmelden. Für die Zulassung zur 
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Erweiterungsprüfung galten die Regelungen der jeweiligen Fächer, Hausarbeiten wa-

ren auch für jedes Nebenfach zu erstellen, die besondere Unterrichtslehre des Erweite-

rungsfaches war durch eine Prüfung nachzuweisen. [VERORDNUNG 1937, § 16] 

 

Abb. 8 - Auszug aus einem Studienbuch – Dokument aus Privatbesitz 
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7.3. Gesetzliche Regelungen im Unterrichtsfach Mathematik 

Die allgemeinen Anforderungen während des Studiums waren nach wie vor nur sehr rudi-

mentär geregelt.  

Für Mathematik (als Hauptfach) waren folgende Nachweise für die Vorprüfung zu er-

bringen: 

• Zeugnisse über die erfolgreiche Teilnahme an den Übungen des Proseminars oder 

an gleichwertigen Übungen durch zwei Semester mit abschließender Prüfung 

• Übungen mit geometrischem Zeichnen durch zwei Semester mit abschließender 

Prüfung. 

• Pflichtkolloquium aus der Jahresvorlesung über Differential- und Integralrechnung. 

Während der Studienzeit waren noch weitere Zeugnisse über die erfolgreiche Teilnahme 

an den Übungen des Seminars oder an gleichwertigen Übungen durch zwei Semester zu 

erwerben. 

Für Mathematik (als Nebenfach) waren folgende Nachweise für die Vorprüfung zu er-

bringen: 

• Zeugnisse über die erfolgreiche Teilnahme an den Übungen des Proseminars oder 

an gleichwertigen Übungen durch zwei Semester mit abschließender Prüfung 

• Übungen mit geometrischem Zeichnen durch zwei Semester mit abschließender 

Prüfung. 

Generell musste der Nachweis einer gründlichen Kenntnis des Mittelschullehrstoffes auf 

Grund einer vom Fachprüfer vorgenommenen Prüfung nachgewiesen werden. 

[VERORDNUNG 1937, § 5, h)] 

In der Praxis bedeutete dies für das Hauptfach Mathematik verpflichtend zu kolloquierende 

Stunden (Vorlesungen und Übungen) von ungefähr 30 Semesterwochenstunden. 

Wesentlich war zu dieser Zeit die Inskription einer bestimmten Anzahl an Semestern / 

Lehrveranstaltungen, denn die anrechenbaren Semester waren gesetzlich vorgeschrie-

ben. Ein relativ geringer Teil dieser Lehrveranstaltungen musste nachweislich kolloquiert 

werden. 

Die Anforderungen bei der Klausur- und mündlichen Prüfung waren:  

a) Als Hauptfach: Grundbegriffe der höheren Algebra und Zahlentheorie und ihre 

Bedeutung für die Elementarmathematik, Differential- und Integralrechnung (ein-

schließlich der einfachsten Differentialgleichungen). Elemente der Variationsrech-

nung. Grundzüge der Funktionentheorie. Elemente der Wahrscheinlichkeitsrech-

nung; Elementargeometrie. Analytische und synthetische Geometrie der Ebene 
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und des Raumes. Grundzüge der Darstellenden Geometrie. Grundzüge der Diffe-

rentialgeometrie. Bekanntschaft mit den Hauptergebnissen der Forschungen über 

die Grundlagen der Arithmetik und Geometrie. Zusätzlich wird neu gefordert „Si-

cherheit und Gewandtheit im geometrischen Zeichnen“. [VERORDNUNG 1937, § 

6, g) Mathematik] 

b) Als Nebenfach: Elementarmathematik, Differential- und Integralrechnung. Ele-

mente der analytischen Geometrie, der Ebene und des Raumes. 

Neu gefordert wird „Grundzüge der Darstellenden Geometrie; Sicherheit und Ge-

wandtheit im geometrischen Zeichnen.“ [VERORDNUNG 1937, § 6, g) Mathema-

tik] 

7.4. Die Lehramtsprüfung 

Die Abschlussprüfung vor der Lehramtsprüfungskommission hatte nach wie vor einen ho-

hen Stellenwert und war die zentrale Prüfung im Studium. Sie war im § 8 wortident geregelt 

wie in der Verordnung aus 1928. Die Prüfung umfasste weiterhin vier Teile: Die Haus-

arbeiten, die Klausurarbeiten, die mündliche Prüfung aus den gewählten 

Fächern und die pädagogische Prüfung. Die Prüfungstermine wurden am Beginn 

des Studienjahres vom Direktor der Prüfungskommission festgesetzt. 

7.4.1. Voraussetzungen für die Lehramtsprüfung 

Die Bedingungen für die Zulassung zur Lehramtsprüfung (geregelt im § 7), haben sich 

kaum geändert. Dem „vorschri f tsmäßig gestempelten Gesuch“ an die Direktion 

der Prüfungskommission musste zusätzlich zu den Erfordernissen der Verordnung aus 

1928 der Tauf- beziehungsweise Geburtsschein, sowie das Zeugnis über die mindestens 

vor drei Semestern vollendete Vorprüfung beigelegt werden. Die Möglichkeiten der Anre-

chenbarkeit von Semestern, die Anwärter an anderen Universitäten zugebracht haben, 

blieben weiterhin bestehen und waren hinsichtlich der gewählten Fächer sehr spezifisch 

geregelt. [VERORDNUNG 1937, § 7, Abs. 3 G)] 

Gemäß der Verordnung 1928 konnten Ausländer deutscher Muttersprache ohne weiteres 

zur Lehramtsprüfung zugelassen werden, laut der Verordnung 1937 war dies für alle Aus-

länder nur mehr mit Genehmigung des Bundesministers für Unterricht möglich. Die Ge-

bühr für die Ablegung der Lehramtsprüfung betrug 80 Schilling14, für jede Erweiterungs-

prüfung, Wiederholung der Prüfung oder Wechsel der Prüfungskommission musste 

gesondert bezahlt werden. 

                                                 
14 Die Gebühr von 80 Schilling für die Absolvierung der Lehramtsprüfung entspricht ~ 224,0 Euro 
1 Schilling heutiger Wert ~ 2,8 Euro,  
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7.4.2. Hausarbeiten 

Gleichzeitig mit dem Bescheid über die Zulassung zur Lehramtsprüfung (§ 7, P.7) wurden 

dem Lehramtsanwärter die Themen der Hausarbeiten übermittelt, die der Direktor der Prü-

fungskommission im Einvernehmen mit den Fachprüfern vergab (siehe Abb. 9, 10). Es 

musste für jedes Hauptfach und jedes Nebenfach eine Hausarbeit verfasst werden, die 

Bearbeitungsdauer war mit drei Monaten begrenzt, konnte jedoch auf Gesuch verlängert 

werden (siehe Abb. 11). 

Alle Regelungen hinsichtlich Teilgebieten von Fächern, Anrechenbarkeit von früheren Dis-

sertationen und wissenschaftlichen Publikationen, Beurteilung, Verwendung unerlaubter 

Hilfsmittel, negativer Beurteilung und Konsequenzen waren nahezu wortident zur Verord-

nung aus 1928. Die Gültigkeit der Hausarbeiten erlosch, wenn sich der Anwärter nicht 

innerhalb zweier Jahre ab Verständigung der positiven Approbation, zur Klausur- und 

mündlichen Prüfung gemeldet hatte, bzw. die Unterlassung der Meldung glaubhaft ge-

macht hatte. [VERORDNUNG 1937, § 9] 

 
Abb. 9 - Themen der Hausarbeiten – Dokument aus Privatbesitz 
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Abb. 10 - Thema der Hausarbeit aus Mathematik – Dokument aus Privatbesitz 

 

Abb. 11 - Approbation der Hausarbeiten aus Mathematik und Physik – Dokument aus Privatbesitz 
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7.4.3. Die Prüfungskommission 

„Behufs Vornahme der Lehramtsprüfung für Mittelschulen bestellt der Bundesminister für 

Unterricht Prüfungskommissionen. Diese führen die Bezeichnung Bundesstaatl iche 

Prüfungskommission für das Lehramt an Mit telschulen“. [VERORDNUNG 1937, 

§ 2] 

Zu Mitgliedern der Prüfungskommission wurden vom Bundesminister für Unterricht Hoch-

schulprofessoren, zu deren Lehrverpflichtung die einzelnen Fachgebiete des Mittelschul-

unterrichts gehörten, sowie bei Bedarf hervorragende „Schulmänner“ ernannt. Die Ernen-

nung erfolgte auf längstens fünf Jahre. 

Der Bundesminister für Unterricht konnte Beamte des Bundesministeriums für Unterricht 

zu den Prüfungen entsenden, diese Beamten hatten kein Stimmrecht (siehe auch 7.1.2). 

Die Prüfungskommissionen unterstanden unmittelbar dem Bundesminister für Unterricht, 

sie hatten einmal jährlich einen Bericht über alle „befähigt erklärten“ (approbierten) und 

„zurückgewiesenen“ (reprobierten) Lehramtsanwärter zu übermitteln. Im § 2, Punkt 11 

wird auch gefordert, dass über „besondere Wahrnehmungen und Erfahrungen, allenfalls 

unter Stellung von Anträgen, zu berichten“ ist. [VERORDNUNG 1937, § 2] 

7.4.4. Prüfung aus der Unterrichtssprache 

Die Prüfung aus der Unterrichtssprache gliederte sich in eine zweistündige Klausurarbeit 

und eine mündliche Prüfung. Sie wurde nur mehr von Lehramtsanwärtern gefordert, die 

nicht deutscher Muttersprache waren und ihre Vorbildung nicht an einer Mittelschule mit 

deutscher Unterrichtssprache erhalten hatten. [VERORDNUNG 1937, § 8] 

Diese Teilprüfungen konnten nach der Approbation der Hausarbeiten zugleich mit der 

mündlichen Prüfung aus den gewählten Unterrichtsfächern oder getrennt von ihr abgelegt 

werden. [VERORDNUNG 1937, § 13] Die inhaltlichen Vorgaben, die sich noch in der Ver-

ordnung aus 1928 finden, entfallen zur Gänze. 

7.4.5. Klausurarbeiten (schriftliche Abschlussprüfungen) 

In § 11 „Klausurarbeiten“ der Verordnung aus 1937 findet sich lediglich eine ergänzende 

Regelung zum neuen Fach „Lebenswirtschaftskunde“, alle anderen Regelungen wurden 

aus der Verordnung aus 1928 meist wortident übernommen. 

Die Kernaussage ist, dass in allen Fachgruppen aus jedem Fach (sowohl Haupt- wie Ne-

benfach) eine Klausurarbeit zu schreiben ist. Die Arbeitszeit für das Hauptfach betrug acht 

Stunden (außer für Philosophie und Turnen sowie für Lebenswirtschaftskunde je vier Stun-

den), für ein Nebenfach vier Stunden. 
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Ersatzregelungen und Sonderbestimmungen für gewisse Fächer, Aufteilung der Arbeits-

zeit, Aufsicht, Beurteilung, Verwendung unerlaubter Hilfsmittel und Wiederholungsmög-

lichkeiten sind die wichtigsten Punkte der Regelung zu den „Klausurarbeiten“, die sich 

im § 11 der Verordnung aus 1937 finden und bereits seit 1911 so zur Anwendung kamen. 

Unverändert blieb auch § 10 „Tei lung der weiteren Prüfung“, so konnten die Lehr-

amtsanwärter nach Approbation der Hausarbeiten, die übrigen Teile der Prüfung in zwei 

verschiedenen Terminen ablegen, wobei die Klausur- und mündliche Prüfung jedes ein-

zelnen Faches im selben Termin abzulegen war. Der zweite Teil der Klausur- und münd-

lichen Prüfung sollte in der Regel im unmittelbar nächstfolgenden Termin abgelegt wer-

den. Bei Fristüberschreitung konnten Teilprüfungen auch verfallen. [VERORDNUNG 

1937, § 10] 

7.4.6. Pädagogische Prüfung 

Die pädagogische Prüfung wurde inhaltlich, als auch hinsichtlich ihrer Abhaltung ident aus 

der Verordnung von 1928 übernommen (siehe 6.4.6.). 

7.4.7. Mündliche Prüfung aus den gewählten Lehrfächern 

Die Änderung der Kombinationsmöglichkeiten der Fächer sowie die Einführung des Fa-

ches „Lebenswirtschaftskunde“ hatten auch Auswirkungen auf die mündliche Prüfung, als 

auch auf die Regelungen für die Zusatzprüfungen für gewisse Fächerkombinationen. So 

entfiel zum Beispiel die Zusatzprüfung aus dem Deutschen als Unterrichtssprache bei 

Kombinationen mit einer Fremdsprache. 

Bei einer Prüfung aus einem Nebenfach war nur ein Prüfer zu bestellen, in der Verordnung 

von 1928 musste auch die Prüfung aus dem Nebenfach vor der Prüfungskommission statt-

finden. Die Prüfung aus einem Hauptfach dauerte durchschnittlich eine Stunde, die aus 

dem Nebenfach ungefähr eine halbe Stunde. Die mündlichen Prüfungen waren nicht öf-

fentlich, Studierenden der philosophischen Fakultät und Lehramtsanwärtern konnte auf 

Ansuchen der Zutritt gestattet werden. Die Landesschulinspektoren für Mittelschulen im 

„Amtsorte der Prüfungskommission“ waren berechtigt, den mündlichen Prüfungen beizu-

wohnen; die betreffenden Landesschulbehörden mussten von den Prüfungsterminen in-

formiert werden. Unverändert blieb die Notenvergabe „sehr gut“, „gut“, „genügend“ oder 

„nicht genügend“. [VERORDNUNG 1937, § 12] 

7.4.8. Bestehen der Abschlussprüfung – Inhalt des Zeugnisses 

Die Prüfung war bestanden, wenn der Lehramtsanwärter den Anforderungen in allen Tei-

len der Prüfung genügt hatte. Die Entscheidung über das Ergebnis jedes Teiles der Prü-

fung wurde dem Anwärter sofort mündlich mitgeteilt. Genügten die Prüfungsleistungen 
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nicht allen Anforderungen, dann kamen die Wiederholungsregelungen zur Anwendung. 

Grundsätzlich durften die Prüfungen zweimal wiederholt werden, eine weitere, dritte Wie-

derholung konnte nur vom Bundesminister für Unterricht auf Antrag der Prüfungskommis-

sion bewilligt werden. Den Termin der Wiederholungsprüfung bestimmte die Prüfungs-

kommission nach eigenem Ermessen. [VERORDNUNG 1937, §15] 

Auch im § 17. „Inhalt des Lehramtsprüfungszeugnisses“ sind nur wenige Abweichungen 

zur Verordnung aus 1928 festzustellen. Der Inhalt des Prüfungszeugnisses war bis ins 

letzte Detail geregelt. 

Das Prüfungszeugnis (Lehramtsprüfungszeugnis) hatte zu enthalten: 

• neben den persönlichen Daten wie Vor- und Zuname, Geburtsdatum, Geburtsort, 

Staatsangehörigkeit, Religionsbekenntnis, Mittelschule, 

• die Themen der Haus- und der Klausurarbeiten, die Teilgebiete der Prüfungsgegen-

stände der mündlichen Prüfung, die vergebenen Noten einschließlich der Noten der 

Sonderprüfungen, sowie die Noten der beiden pädagogischen Prüfungsfächer. 

• Für welche Lehrfächer und welche Stufe (Haupt- oder Nebenfach) die Lehramtsprü-

fung mit Erfolg bestanden wurde. Neu ist hier der Zusatz, dass „Erweiterungen und 

Einschränkungen der Approbation zum Ausdruck zu bringen sind“. [VERORDNUNG 

1937, §17] Im Vergleich hieß es an dieser Stelle in der Verordnung 1928 „hierbei ist 

jeder einschränkende oder abstufende Beisatz zu unterlassen“. 

Die Verleihung eines akademischen Grades war auch für Lehramtsabsolventen nach der 

Verordnung 1937 nicht vorgesehen. 

Völlig ident zur Regelung der Verordnung 1928 ist auch in der Verordnung 1937 § 18 die 

„Wirkung des Lehramtsprüfungszeugnisses“ geregelt. Die Gültigkeit des Zeugnisses er-

losch, wenn der Anwärter nicht innerhalb von fünf Jahren in den Probedienst oder den 

Schuldienst eintrat oder wenn seine Lehrtätigkeit länger als fünf Jahre unterbrochen war. 

In diesem Fall waren die Klausurarbeiten und die mündliche Prüfung erneut vor der Prü-

fungskommission abzulegen. 

Ein Beispiel eines Prüfungszeugnisses für die Hauptfächer Mathematik und Phy-

sik aus Privatbesitz,15 Lehramtsprotokollnummer Z. 448 aus 1948 zeigen die Abb. 12, 13, 

14. Die Absolvierung der Lehramtsprüfung erfolgte am 15. August 1949, die anzuwen-

dende Verordnung war jene aus 1937. 

 

                                                 
15 Hinweis: Da das Geburtsdatum der betreffenden Person noch keine 110 Jahre zurückliegt, wur-
den aus Datenschutzgründen die persönlichen Daten geschwärzt. 



59 

 
 

Abb. 12 - Prüfungszeugnis Seite 1, Hauptfächer Mathematik und Physik, – Dokument aus Privatbesitz 
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Abb. 13 - Prüfungszeugnis Seite 2, Hauptfächer Mathematik und Physik, – Dokument aus Privatbesitz 
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Abb. 14 - Prüfungszeugnis Seite 3, Hauptfächer Mathematik und Physik, – Dokument aus Privatbesitz 
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7.5. Das Probejahr 

Das Probejahr wurde in der Verordnung aus 1937 erheblich umstrukturiert, so wird nicht 

mehr vom „erweiterten“ und „einfachen“ Probejahr gesprochen, es werden im „Abschnitt 

B. Einführung in das praktische Lehramt an Mittelschulen.“ §§ 20 – 23, die zulässigen 

Arten der Einführung in das praktische Lehramt an Mittelschulen, Zulassung und Dauer, 

die Aufgaben der beteiligten Personen sowie die Zeugnisausstellung sehr ausführlich ab-

gehandelt. 

7.5.1. Arten der Einführung in das praktische Lehramt an Mittelschulen, 
Zulassung und Dauer 

Diese Einführung hatte die Aufgabe den Lehramtsanwärter mit den unmittelbaren Aufga-

ben der Erziehung und des Unterrichtes bekannt zu machen und seine Eignung für den 

Lehrberuf zu zeigen. 

Bei Vorliegen besonderer Umstände konnte der Probedienst auch als Hilfslehrer oder als 

„widerruflicher“ Lehrer oder in anderen vom Bundesministerium für Unterricht fallweise zu 

bestimmenden Formen erfolgen. [VERORDNUNG 1937, § 20] 

Der Lehramtsanwärter musste ein gestempeltes Gesuch an die zuständige Landesschul-

behörde richten, umfangreiche Beilagen wie Tauf- oder Geburtsschein, das Original des 

Lehramtsprüfungszeugnisses bzw. die vorläufige Bescheinigung, Nachweis der österrei-

chischen Bundesbürgerschaft, ein Leumundszeugnis nicht älter als drei Monate. Die Lan-

desschulbehörde wies den Anwärter einer Mittelschule zu, wobei die Bedürfnisse der ein-

zelnen Anstalten (Schulen) und des Lehramtsanwärters berücksichtigt werden konnten. 

Weibliche Lehramtsanwärter hatten den Probedienst grundsätzlich an Mädchenmittel-

schulen abzulegen. 

In der Mittelschulverordnung, B.G.Bl. I Nr. 198 aus 1934 wurde festgelegt welchen Mittel-

schulen die Rechte öffentlicher Lehranstalten zugekommen sind oder die mit dem Öffent-

lichkeitsrecht ausgestattet wurden. Nur in diesen Mittelschulen konnte der Probedienst 

absolviert werden. Einer Anstalt konnten in der Regel nicht mehr als acht Probelehrer zu-

gewiesen werden. Erst nach Durchführung einer amtsärztlichen Untersuchung, die bestä-

tigen sollte ob der Probelehrer für den Beruf eines Lehrers die erforderliche Gesundheit 

und Körperbeschaffenheit besaß, wurde die Zuweisung rechtswirksam. 

Der Probedienst dauerte zwölf Monate, er begann in der Regel am Beginn eines Schul-

jahres, Probelehrer erhielten kein Entgelt. [VERORDNUNG 1937, § 20] 
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7.5.2. Die Durchführung des Probedienstes 

Die Leitung des Probedienstes lag beim Direktor der jeweiligen Anstalt, die übergeordnete 

Stelle waren die Landesschulinspektoren. Die Befugnisse des Direktors waren eindeutig 

geregelt, auch hatte er die Möglichkeit bei Fehlverhalten den Probelehrer von seiner Tä-

tigkeit zu entheben. Am Ende des Schuljahres hatte der Direktor einen Bericht an die Lan-

desschulbehörde über den Verlauf und Ergebnis der Einführung des Probelehrers sowie 

über etwaige besondere Wahrnehmungen zu übermitteln. [VERORDNUNG 1937, § 21 a)] 

Der „einführende Lehrer“ war „der verantwortliche Führer und Berater des Probelehrers 

und überwacht die ordnungsgemäße Durchführung des Probedienstes auch außerhalb 

des eigenen Unterrichtes“. [VERORDNUNG 1937, § 21 b)] 

Der einführende Fachlehrer hatte höchstens drei Probelehrer gleichzeitig zu betreuen, zu 

seiner Aufgabe gehörte es, „die Ziele des Probelehrers in jeder Richtung zu fördern“. Er 

hatte „von Zeit zu Zeit“ dem Direktor Bericht über den Fortgang der Einführung sowie über 

sonst gemachte Wahrnehmungen zu erstatten, sowie nach Ablauf des Probedienstes 

„eine zusammenfassende Darstellung, in der der Gang der Einführung, das Ergebnis so-

wie die Eigenart des Probelehrers kurz umrissen wird, zu übergeben“. [VERORDNUNG 

1937, § 21 c)] 

Der zeitliche Ablauf des Probejahres war vorgegeben, so begann die unmittelbare Einfüh-

rung in den Unterricht mit dem „Anfangsunterricht“, dieser Abschnitt hatte wenigstens ein 

Drittel der Probedienstzeit zu umfassen. Darüber hinaus war es wünschenswert, dass der 

Probelehrer auch den Unterricht an Volks- und Hauptschulen, im weiteren Verlauf auf der 

Mittelstufe und erst danach auf der Oberstufe kennen lernte. Die Lehrbesuche sollten nach 

Möglichkeit auch auf andere Fächer und andere Mittelschulen ausgedehnt werden. In der 

nächsten Phase war der Probelehrer auf ein Klasse konzentriert, hier durfte er die ersten 

eigenen Lehrversuche machen. „Der Probelehrer hatte sich an die Weisungen des Fach-

lehrers zu halten, dieser wiederum hat seinerseits während des Unterrichtes alles zu ver-

meiden, was die Autorität des Probelehrers bei den Schülern beeinträchtigen könnte.“ 

[VERORDNUNG 1937, § 21 d)] 

In dieser Phase erfolgte auch eine Einweisung in die verschiedenen Fragen des Schulwe-

sens, die Gestaltung der Schulstunde, die methodische Behandlung des Gegenstandes, 

die Bedeutung der Lehrmittelsammlung für den Unterricht, administrative Tätigkeiten des 

Mittelschullehrers, die Schulordnung, die Schulgesundheitspflege, die Pflege der körperli-

chen (einschließlich der vormilitärischen) Übungen, Gesetze und Verordnungen des 

Schulwesens sowie die bedeutenderen Erscheinungen der neueren Pädagogik und der 

Schulbücherliteratur. [VERORDNUNG 1937, § 21 d)]. 
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In der Regel im zweiten Semester durfte der Probelehrer selbständigen Unterricht in einer 

Klasse abhalten. Auch diese Phase war durch strikte Vorgaben und Kontrollen geregelt. 

Erwähnt sei auch, dass der Direktor in seinem Wirkungsbereich durch gezielte Maßnah-

men für die Förderung der Probelehrer zu sorgen hatte. Die Landesschulbehörden konn-

ten eigenständige Kurse und Arbeitsgemeinschaften für Probelehrer anbieten, die Teil-

nahme war verbindlich. [VERORDNUNG 1937, § 21 d)] 

Der Probedienst war mit einem Zeugnis zu beurkunden, dessen Inhalt ebenfalls in der 

Verordnung § 21 e) geregelt war. Neben den persönlichen Daten, Fachgruppe, Dauer des 

Probedienstes hatte es zu beinhalten: 

• Verlauf der Einführung 

• Umfang und Dauer der selbständigen Unterrichtserteilung 

• Kurzgefaßtes charakterisierendes Gutachten über die Eignung des Probelehrers 

zur Führung des Unterrichtes, über seine Fähigkeiten in der Aufrechterhaltung der 

Schulzucht und in der Behandlung der Schüler, über sein Verhalten im dienstlichen 

Verkehr und über seine Kenntnis der erforderlichen Vorschriften 

Der Gesamterfolg der Einführung in das praktische Lehramt an Mittelschulen wurde mit 

einer „allgemeinen Befähigungsnote“ in den Abstufungen „sehr gut“, „gut“, „genügend“ be-

urteilt (vgl. Abb. 15, 16, 17: Beispiel eines Zeugnisses über die Ablegung des Probediens-

tes für die Hauptfächer Mathematik und Physik Hauptfach aus Privatbesitz, vom 

8. Juli 1950. Die anzuwendende Verordnung für das Probejahr war jene aus 1937). 

Konnte der Zweck des Probedienstes nicht erreicht werden, so war es zulässig, dass der 

Lehramtsanwärter um eine weitere Einführung in das praktische Lehramt gemäß dieser 

Verordnung § 23 beim Bundesministerium für Unterricht ansuchen konnte. [VERORD-

NUNG 1937, § 21 e)] 
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Abb. 15 - Zeugnis über die Ablegung des Probedienstes, Seite 1, Dokument aus Privatbesitz 

 



66 

 
Abb. 16 - Zeugnis über die Ablegung des Probedienstes, Seite 2, Dokument aus Privatbesitz 
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Abb. 17 - Zeugnis über die Ablegung des Probedienstes, Seite 3, Dokument aus Privatbesitz 
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7.6. Diskussion 

Erkennbar ist, dass auch in der Verordnung 1937 das Lehramtsstudium im Rahmen der 

Vorgaben der einzelnen Fächer relativ frei studierbar war, die Lehramtsprüfung, wie die 

Jahrzehnte davor, klar und straff geregelt war und dass es für alle Beteiligten des Probe-

jahres noch striktere Vorgaben und engmaschigere Abläufe gab. 

Der gesellschaftspolitische Wandel hinterließ auch Spuren in der Verordnung 1937, so ist 

ein größerer Grad an Kontrolle durch das Bundesministerium für Unterricht erkennbar, die 

Berichtspflicht dem Ministerium gegenüber war umfassender. Beamte des Ministeriums 

waren berechtigt den Lehramtsprüfungen beizuwohnen. 

Ausländer wurden nur mehr nach unmittelbarer Genehmigung durch das Ministerium für 

Unterricht zur Lehramtsprüfung und anschließend zum Probedienst zugelassen. 

Die Einsetzung der Lehrer und Probelehrer wurde flexibler und konnte auf fachnahe Ge-

genstände ausgedehnt werden. Bestehen blieb weiterhin die Regelung, dass nach Ablauf 

einer gewissen Frist die Lehramtsprüfung als auch das Probejahr verfielen, sofern die Ab-

solventen den Lehrberuf nicht ausübten. 

Im Laufe des langen Geltungsbereiches dieser Verordnung wurden vom zuständigen Mi-

nisterium weitere Verordnungen erlassen, die nähere Spezifizierungen vornahmen (siehe 

dazu auch Eintrag im Prüfungszeugnis unter 7.4.8.). 

 

  



69 

8. Gesetzliche Regelungen für Lehramtsstudie-
rende 1966 - 1997 

Die politischen Ereignisse der späten dreißiger Jahre sowie die Zeit des zweiten Welt-

krieges prägten die Universität Wien entscheidend. Nach Ende des Krieges waren die 

Parteien übereingekommen auf die gesetzliche Lage vor dem 05. März 1933 zurückzu-

kehren. Damit blieb im Großen und Ganzen das Hochschulrecht wirksam, welches 1873 

seine Grundlagen erhalten hatte und seither durch die regelnde und modifizierende Ver-

ordnungs- und Erlasstätigkeit verschiedener Ministerien in der Handhabung schon recht 

mühsam geworden war. 

1955 wurde nach jahrelanger Diskussion das Hochschul-Organisationsgesetz (ver-

öffentlicht im Bundesgesetzblatt für die Republik Österreich, ausgegeben am 4. August 

1955, 40 Stück, Nr. 154) erlassen, welches Übersicht und Systematik in das geltende 

Recht brachte. [HALTMAYER/GABRIEL, S 35] 

„Die wissenschaftlichen Hochschulen blieben „Anstalten des Bundes“ mit eigener Rechts-

persönlichkeit und dem Unterrichtsministerium unterstellt, erstmals wurde jedoch ihr auto-

nomer Wirkungsbereich genau umschrieben. Sie waren in den Handlungsbereichen an 

die Rechtsvorschriften gebunden aber weisungsfrei.“ [HALTMAYER/GABRIEL, S 36] 

1956 wurde der Entwurf zu einem Hochschulgesetz vom Unterrichtsministerium vorgelegt, 

erst am 1. Oktober 1966, nach zehn Jahren andauernden Verhandlungen trat das Al lge-

meine Hochschulstudiengesetz [AHStG] in Kraft. 

„Die politischen Machtpositionen spiegelten sich auch in dieser Gesetzgebung wider, so 

waren die beiden Regierungsparteien (Österreichische Volkspartei und Sozialistische Par-

tei) bedacht, weder Machtpositionen noch Einflussbereiche einzubüßen. Beim Allgemei-

nen Hochschulstudiengesetz begnügten sie sich nicht damit die allgemeinen Ziele, die 

Prüfungsordnungen und die Regulierungsmechanismen zu definieren und die Gestaltung 

der Studien zu vereinheitlichen, sie stellten sicher, dass ihre Interessen auch bei der Um-

setzung und Durchführung gewahrt blieben. So legten sie durch Parlamentsbeschlüsse in 

den „speziellen Studiengesetzen“ die Grundzüge der einzelnen Studien fest und ließen in 

den ministeriellen Studienordnungen die Anliegen der Zentraladministration verankern.“ 

[HALTMAYER/GABRIEL, S 37] 

Die akademischen Behörden durften nur entscheiden, wie sie den gesetzlichen Vorgaben 

und ministeriellen Verordnungen wissenschaftlich und pädagogisch in „Studienplänen“ ge-

recht werden konnten. 
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Dieses aufwändige Verfahren führte zu einer allgemeinen „Erstarrung der Studien“, so 

dauerte es über zwei Jahrzehnte bis der letzte Studienplan nach dem Allgemeinen Hoch-

schulstudiengesetz veröffentlicht werden konnte. [HALTMAYER/GABRIEL, S 37] 

Bereits in den sechziger Jahren des 20. Jahrhunderts war eine Krise der Hochschulen in 

der gesamten westlichen Welt zu erkennen, die Vergrößerung des „akademischen Mittel-

baues“ stand im Missverhältnis zu den Rechten im Wissenschaftsbetrieb. Gleichzeitig ent-

stand eine weltweite Bewegung gegen „etablierte Wertmaßstäbe“, „autoritäre Gesell-

schaftssysteme“ und „überholte Herrschaftsstrukturen“. Es wurde Mitbestimmung aller 

Hochschulangehörigen in den Kollegialorganen der Selbstverwaltung gefordert, die bis zur 

Forderung der „Drittelparität“ (jeweils ein Drittel der Stimmen für Vertreter der Hochschul-

lehrer, des Mittelbaues und der Studierenden) ging. [OTRUBA/DRISCHL, UOG 1a, S 59] 

Das UOG 1975 sollte die Weichen für neue Zielsetzungen der Universitäten in einer de-

mokratischen, modernen Gesellschaft stellen. „Die Zielvorstellungen der Hochschulpolitik 

müssen verbunden sein mit den Zielvorstellungen der gesellschaftlichen Entwicklung; 

Hochschulpolitik ist zu verstehen als ein essentieller Teil der Gesellschaftspolitik. Die zent-

rale Bedeutung von Wissenschaft und Technik in der Gegenwart und Zukunft gibt den 

Hochschulen und Universitäten als gewiß wichtigsten Trägern der Wissenschaftsentwick-

lung, den größten Bildungsstätten des Nachwuchses, höhere Bedeutung denn je zuvor.“ 

[OTRUBA/DRISCHL, UOG 1a, S 11] 

 

8.1. Gesetzliche Regelung nach dem Allgemeinen Hochschul-
Studiengesetz (AHStG) 

Das grundlegend Neue an diesem Gesetz war die vierstufige Gesetzgebung: 

I. Allgemeines Hochschulstudiengesetz (übergeordnete Rechtslage) 

II. Besondere Studiengesetze für die einzelnen Fächergruppen (Rahmengesetzge-

bung) 

III. Studienverordnungen für die einzelnen Studienrichtungen (Rahmenverordnungen) 

IV. Studienpläne (standortspezifische Konkretisierung der Studienverordnungen) 
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8.1.1. Was regelte das AHStG? 

Allgemeines Hochschul-Studiengesetz, veröffentlicht im Bundesgesetzblatt für die Repub-

lik Österreich, ausgegeben am 26. August 1966, 59. Stück, Nr. 177. In Kraft getreten am 

1. Oktober 1966. [AHStG] (Abb. 18) 

 

 
Abb. 18 - © 2019 Bundesministerium für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort 

Rechtsinformationssystem des Bundes (RIS) 
 
 

Das Allgemeine Hochschul-Studiengesetz bildete nach jahrelangen Bemühungen um eine 

Hochschulreform die Grundlage für alle Studien an Universitäten, es regelte in sieben Ab-

schnitten (Allgemeine Bestimmungen, Studierende (Hörer), Studien, Prüfungen, akademi-

sche Grade, Verfahrensvorschriften, Übergangs- und Schlussbestimmungen) das Stu-

dienrecht in Österreich. 

Im § 1 werden die leitenden Grundsätze für die zu gestaltenden Studien beschrieben, wie 

Freiheit der Wissenschaft und ihrer Lehre, Verbindung von Forschung und Lehre, Vielfalt 

wissenschaftlicher Lehrmeinungen und Methoden, Lernfreiheit, Zusammenwirken der 

Lehrenden und Lernenden und die Autonomie der Hochschulen nach Maßgabe der ge-

setzlichen Vorschriften. Die Studien an den Hochschulen haben folgenden Zielen zu die-
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nen: Heranbildung des wissenschaftlichen Nachwuchses, der wissenschaftlichen Berufs-

vorbildung, der Bildung durch Wissenschaft, der Weiterbildung der Absolventen. Die Stu-

dierenden sollen in kritischem Denken und selbständigem Handeln befähigt werden, eine 

Haltung erlangen, die in sachlicher Einstellung, klarer Urteilsfähigkeit, intellektueller Red-

lichkeit und Toleranz sowie erhöhter Verantwortlichkeit gegenüber der demokratischen 

Republik Österreich und der menschlichen Gesellschaft zum Ausdruck kommt. [AHStG, § 

1 Abs. 2] 

Die Gestaltung der Studienvorschriften (§ 3) soll unter Beachtung der im AHStG enthalte-

nen allgemeinen, für alle Studien geltenden Vorschriften, erfolgen. Sie sieht die Einrich-

tung von besonderen Studiengesetzen für die einzelnen Gebiete der Wissenschaften (Stu-

dienrichtungen), Studienordnungen für jede Studienrichtung und letztendlich die 

Einrichtung eines Studienplans für jedes Studium auf Grundlage der vorgelagerten Ge-

setze fest. Die Voraussetzungen für die Zulassung zum Studium, die Rechte und Pflichten 

der Studierenden, der Status von „ordentlichen Hörern“ wurde umfassend geregelt. Die 

Zulassung konnte verweigert werden, wenn Studierende aufgrund ihres Gesundheitszu-

standes eine Störung des Unterrichts oder eine Gefährdung der Umgebung darstellten. 

Ein Gesundheitszeugnis, sowie Leumundszeugnis war bei der Zulassung zum Studium 

vorzulegen. [AHStG, § 4] 

Studierende konnten Lehrveranstaltungen frei wählen, hatten das Recht zu Prüfungen zu-

gelassen zu werden, das Thema der Diplomarbeit aus einer Anzahl von Vorschlägen zu 

wählen, neben den Pflichtfächern aus einer Anzahl weiterer Fächer zu wählen (Wahlfä-

cher). Sie waren verpflichtet, die vorgeschriebenen Lehrveranstaltungen zu inskribieren, 

sich den Studienzielen „gewissenhaft“ zu widmen, die Benützungsordnungen für die Lehr- 

und Forschungseinrichtungen einzuhalten und die Weisungen der akademischen Behör-

den zu befolgen. [AHStG, § 5] 

Die Dokumentation der absolvierten Lehrveranstaltungen war ein wichtiger zu regelnder 

Punkt, da es zu diesem Zeitpunkt noch keine elektronische Erfassung der Lehrveranstal-

tungen gab. Regelungen über die Führung und Bestätigung des Studienbuches und eine 

normierte Bescheinigung (Abschlussbescheinigung – Absolutorium), wenn Studierende 

die Hochschule verlassen hatten, waren ebenfalls Inhalt des AHStG. Bei Studienunterbre-

chung, Unterlassung der Inskription, Prüfungsinaktivität, nach einem Disziplinarverfahren, 

welches mit Ausschluss bestraft wurde, erfolgte die Exmatr ikulation von Amts we-

gen. [AHStG, § 6]  

Regelungen über den „Nachweis der Hochschulreife und der besonderen Eignung“, inklu-
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sive Auflagen und Ergänzungsprüfungen, „Beurlaubung und Studienbehinderung“, „Stu-

dien der Gasthörer und der außerordentlichen Hörer“, erinnern an die aktuellen Regelun-

gen dieser Bereiche. 

Das AHStG definierte ordentliche Studien als Diplom- und Doktoratsstudien, legte die An-

zahl der Studienabschnitte fest, definierte den Inhalt der Studienordnungen, legte die Ar-

ten von Lehrveranstaltungen, deren Inhalte und Ziele fest. Ebenso finden sich Vorgaben 

für den Inhalt der Studienpläne, Genehmigungsverfahren bis zur Art der Veröffentlichung 

in diesem Gesetz. Das Studienjahr wurde mit Beginn 1. Oktober und Ende 30. September 

festgelegt. Ferien waren so festzulegen, dass insgesamt 30 Unterrichtswochen und auf 

jedes Semester wenigstens 14 Unterrichtswochen zu entfallen hatten. Zehn zusammen-

hängende Wochen während der Hauptferien waren prüfungsfrei zu belassen. 

Die Anrechnung von Studien und die Anerkennung von Prüfungen wurde im § 21 geregelt 

und fiel inhaltlich in den Wirkungsbereich der Hochschulen. Einen wesentlichen Teil des 

AHStG stellte der IV. Abschnitt  „Prüfungen“ dar, in diesem Abschnitt wurden die „Ar-

ten der Prüfungen“, die „Durchführung der Prüfungen“ bis zu den Vorgaben für die beson-

deren Studiengesetze und Studienordnungen, die Abfassung von wissenschaftlichen Ar-

beiten, die Prüfer und deren Berechtigungen, die Modalitäten für die Zulassung zu 

Prüfungen, die Notenvergabe, Regelungen für die Wiederholung von Prüfungen und un-

gültigen Prüfungen bis zur Ausstellung von Zeugnissen festgelegt. 

So wurden z. B. im AHStG geregelt, dass es Gesamtprüfungen geben kann, in den be-

sonderen Studiengesetzen die Art der Gesamtprüfung (Einzelprüfer, Einzelprüfer und Vor-

sitzender des Prüfungssenats oder gesamter Prüfungssenat) festgelegt und in der Studi-

enordnung wurde schlussendlich geregelt ob die Prüfung mündlich, schriftlich, mündlich 

und schriftlich oder in Form von Prüfungsarbeiten zu absolvieren war. 

Auch die Verleihung von akademischen Graden, zu finden im Abschnitt V „Akademische 

Grade“, wurde neu geregelt, damit verbunden auch die Führung und der Verlust von aka-

demischen Graden. Eine völlige Neuheit stellte die „Nostrifizierung“ von akademischen 

Graden dar (§ 40). 

Einen wichtigen Abschnitt im AHStG stellten die Übergangs- und Schlussbestimmungen 

dar. Da die volle Gültigkeit dieser Rechtsgrundlage erst mit der Umsetzung der nachgela-

gerten Verordnungen bis zum Studienplan zum Tragen kam, waren viele alte Rechts-

grundlagen vollständig oder teilweise noch über viele Jahre in Kraft. Sie waren damit die 

geltende Studienvorschrift für die Studierenden. Andererseits wurden mit Beginn des Stu-

dienjahres 1966/67 etliche Verordnungen des Staatsamtes für Volksaufklärung, für Unter-

richt und Erziehung und für Kultusangelegenheiten außer Kraft gesetzt. 
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8.1.2. Was regelte das Bundesgesetz über die geistes- und naturwis-
senschaftlichen Studienrichtungen? 

Bundesgesetz: Geisteswissenschaftliche und naturwissenschaftliche Studienrichtungen, 

veröffentlicht im Bundesgesetzblatt für die Republik Österreich, ausgegeben am 17. Au-

gust 1971, 91. Stück, Nr. 326, in Kraft getreten am 1. September 1971 (Abb. 19) 

 

Abb. 19 - © 2019 Bundesministerium für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort 
Rechtsinformationssystem des Bundes (RIS) 

 

Dieses Gesetz regelte im § 1, dass nach den Grundsätzen und Zielen des Allgemeinen 

Hochschul-Studiengesetzes, die Studien einzurichten sind. Es waren Diplomstudien, Dok-

toratsstudien und Kurzstudien einzurichten. 

Bei den Diplomstudien wurde unterschieden zwischen: 

1. Diplomstudien zur wissenschaftlichen Berufsvorbildung 

2. Besondere Diplomstudien zur wissenschaftlichen und wissenschaftlich-künstleri-

schen Berufsvorbildung für das Lehramt an höheren Schulen (Lehramtsstudien) 

3. Erweiterungsstudien 
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Diplomstudien hatten die Kombination einer Studienrichtung (eines Studienzweiges) mit 

weiteren Studien zu umfassen, wobei Studienzweige Gruppen von Wahlfächern waren, 

die innerhalb einer Studienrichtung gemeinsam zu wählen waren oder Studien, die zwar 

dasselbe Gebiet der Wissenschaften betrafen, aber ein anderes Ziel der wissenschaftli-

chen Berufsvorbildung zum Gegenstand hatten. [BG über geisteswissenschaftliche und 

naturwissenschaftliche Studienrichtungen, § 2] 

Die naturwissenschaftlichen Studienrichtungen konnten als Diplomstudium ohne eine wei-

tere Studienrichtung studiert werden, hingegen waren alle geisteswissenschaftlichen Stu-

dienrichtungen kombinationspflichtig. 

Erweiterungsstudien dienten unter anderem: 

• der Ergänzung der absolvierten Diplomstudien gemäß § 2 Abs. 4 auf Lehramtsstu-

dien, die teilweise das gleiche Gebiet der Wissenschaft betrafen; 

• der Ergänzung der absolvierten Lehramtsstudien durch Absolvierung einer weite-

ren Studienrichtung der Lehramtsstudien für die Vorschriften der ersten oder der 

zweiten Studienrichtung. 

Diplomstudien für die Studienrichtung „Mathematik“ waren mit den Studienzweigen: 

a) „Mathematik“ 

b) „Mathematik (Lehramt an höheren Schulen)“ einzurichten. 

Der § 3 des Bundesgesetzes regelte die Kombination von Studien. So war es nun möglich 

ein Studium als erste Studienrichtung und jedes weitere Studium als zweite Studienrich-

tung frei zu wählen und mit der pädagogischen Ausbildung für Lehramtskandidaten (§ 10 

Abs. 2 bis 7) zu kombinieren.  

Folgende Studienrichtungen / Studienzweige „Lehramt an höheren Schulen“ konnten mit 

einigen wenigen Ausnahmen miteinander kombiniert werden: 

Philosophie, Pädagogik und Psychologie; Sozial- und Wirtschaftskunde; Geschichte; 

Deutsche Philologie; Klassische Philologie (Latein oder Griechisch); Anglistik und Ameri-

kanistik; Romanistik; Slawistik; philologische und kulturkundliche Studienrichtung zur wis-

senschaftlichen Berufsvorbildung; Mathematik; Darstellende Geometrie; Physik; Chemie; 

Warenkunde und Technologie; Geographie; Leibeserziehung; Haushalts- und Ernäh-

rungswissenschaften; Bildnerische Erziehung; Werkerziehung; Textiles Gestalten und 

Werken; Musikerziehung; Instrumentalmusikerziehung. Das Studium der Studienrichtung 

„Biologie und Erdwissenschaften (Lehramt an höheren Schulen)“ war nur mit der pädago-

gischen Ausbildung zu kombinieren. 
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Soweit es im Hinblick auf die wissenschaftlichen Zusammenhänge und den Fortschritt der 

Wissenschaft sowie auf die Erfordernisse der wissenschaftlichen Berufsvorbildung für das 

Lehramt an höheren Schulen erforderlich war, konnten in den Studienverordnungen be-

stimmte Kombinationen von Studienrichtungen vorgeschrieben werden (siehe 8.1.3.). 

§ 5 des Gesetzes legte die Studienabschnitte und die Studiendauer fest, so bestand das 

Diplomstudium aus zwei Studienabschnitten, jeder Studienabschnitt war mit einer Diplom-

prüfung abzuschließen. Für das Lehramtsstudium inklusive des Schulpraktikums und der 

Anfertigung einer Diplomarbeit waren für den ersten Studienabschnitt vier Semester und 

für den zweiten Studienabschnitt fünf Semester zu inskribieren. 

Es konnte von der zuständigen akademischen Behörde die Inskription von höchstens zwei 

Semestern erlassen werden, die vorgesehenen Lehrveranstaltungen waren jedoch zu in-

skribieren und die Voraussetzungen für die Zulassung zum zweiten Teil der zweiten Dip-

lomprüfung waren zu erfüllen. [BG über geisteswissenschaftliche und naturwissenschaft-

liche Studienrichtungen, § 5 (6)] 

Die Prüfungsfächer wurden in der Anlage A dieses Gesetzes für den Studienzweig „Ma-

thematik (Lehramt an höheren Schulen)“ wie folgt festgelegt: 

Erste Diplomprüfung: 

Prüfungsfächer: 
a) Analysis 

b) Algebra und Geometrie 

Zweite Diplomprüfung: 

Besondere Zulassungsbedingungen: Vorprüfung aus Schulmathematik. Die Vor-

prüfung kann auch im ersten Studienabschnitt abgelegt werden. 

Prüfungsfächer: 
a) Analysis 

b) Algebraische und topologische Strukturen 

c) Ein Wahlfach gemäß § 6 Abs. 3 

Die Verleihung des akademischen Grades richtete sich nach der ersten Studienrichtung, 

in der auch die Diplomarbeit zu verfassen war. So wurde für die naturwissenschaftlichen 

Fächer und Mathematik der akademische Grad „Magister der Naturwissenschaften“, latei-

nische Bezeichnung „Magister rerum naturalium“, abgekürzt „Mag. rer. nat.“, verliehen. 

[BG über geisteswissenschaftliche und naturwissenschaftliche Studienrichtungen, § 15] 
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Die erste Diplomprüfung war eine Gesamtprüfung § 7 Abs. 1 und konnte nach Wahl des 

Kandidaten 

a) entweder in der Form von Teilprüfungen von Einzelprüfern 

b) oder als kommissionelle Prüfung in zwei Teilen vom gesamten Prüfungssenat nach 

Maßgabe von komplexen Regelungen (§ 7 Abs. 2ff) abgehalten werden. 

Die Zusammensetzung des Prüfungssenats wurde geregelt, sowie alle Möglichkeiten von 

Prüfungskonstellationen und Prüfungswiederholungen. 

Zusammengefasst gab das Bundesgesetz über geisteswissenschaftliche und naturwis-

senschaftliche Studienrichtungen den Rahmen für die Studien vor. Es regelte welche Stu-

dien in welchen Kombinationen studiert werden durften, legte die Studiendauer und die 

Struktur fest. Es wurden alle Diplomstudien in zwei Studienabschnitte mit vorgegebenen 

Prüfungsfächern eingeteilt. Für das Lehramt war die Verfassung einer Diplomarbeit in der 

ersten Studienrichtung Pflicht und damit war auch der zu verleihende akademische Grad 

festgelegt. 

Zahlreiche Änderungen im Laufe seines Gültigkeitsbereiches ließen dieses Gesetz zu ei-

ner Hürde für die Administration und die Studierenden werden. Ein Beispiel dafür ist die 

Änderung vom 8. April 1994. Es wurde der § 10 „Sonderbestimmungen für Lehramtsstu-

dierende“ um einen Absatz 9 ergänzt, der besagte, dass ab 01.10.1994 das weitere Teil-

gebiet eines Prüfungsfaches der zweiten Diplomprüfung nach Wahl des Kandidaten je-

denfalls der zweiten Studienrichtung zu entnehmen war. 

Alle Studierenden, die vor dem 30. September 1994 den ersten Studienabschnitt abge-

schlossen hatten, konnten noch beide Prüfer aus dem Hauptfach (erste Studienrichtung) 

wählen, für alle Studierenden, die den ersten Studienabschnitt nach diesem Datum ab-

schlossen, mussten sich der Änderung unterwerfen. 

Gemäß einer Sonderbestimmung, die Absolventen betraf, die nach der Prüfungsvorschrift 

von 1937 ihr Lehramtsstudium abgeschlossen hatten, waren diese laut Bundesgesetz für 

die geistes- und naturwissenschaftlichen Studienrichtungen § 18 Abs. 8 berechtigt, den in 

§ 15 in Betracht kommenden akademischen Grad zu führen. Auf Ansuchen war eine Be-

scheinigung auszustellen. 

Absolventen der Hauptfächer Mathematik und Physik waren somit berechtigt, den akade-

mischen Grad „Magister der Naturwissenschaften (Mag. rer. nat.)“  zu führen. 

(Abb. 20). Darüber hinaus waren Absolventen von Lehramtsstudien nach der Prüfungs-

vorschrift von 1937 gemäß § 18 Abs. 7 zum Doktoratsstudium zuzulassen. 
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Abb. 20 - Beispiel einer Bescheinigung über die Berechtigung zur Führung des akademischen Grades. 

Die Absolvierung der Lehramtsprüfung erfolgte am 15. August 1949. - Dokument aus Privatbesitz 
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8.1.3. Was regelte die Verordnung über die Studienrichtung 
Mathematik? 

Verordnung des Bundesministers für Wissenschaft und Forschung vom 1. September 

1975 über die Studienrichtung Mathematik, veröffentlicht im Bundesgesetzblatt für die Re-

publik Österreich, ausgegeben am 12. September 1975, 160. Stück, Nr. 470. 

[VO Studienrichtung Mathematik] (Abb. 21) 

 
Abb. 21 - © 2019 Bundesministerium für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort 

Rechtsinformationssystem des Bundes (RIS) 
 

Die Verordnung regelte im § 1 an welchen Universitäten und Fakultäten die Studienrich-

tung Mathematik und der Studienzweig Mathematik, sowie der Studienzweig 

Mathematik (Lehramt an höheren Schulen) einzurichten ist. 

Im Ausbildungsziel wird auf die allgemeinen Ziele des AHStG verwiesen, auf die Ausbil-

dungsziele des Studienzweiges Mathematik und auf jene des Studienzweiges Mathematik 

(Lehramt an höheren Schulen). Gefordert werden, selbständiges und kritisches Studium 

von Publikationen aus dem Teilgebiet der Mathematik, dem das Thema der Diplomarbeit 

zuzuordnen ist, Erlangung eines Gesamtüberblickes über die Wissenschaft der Mathema-

tik, mathematische Sachverhalte in einfacher und einfacher Form darstellen können, be-

kannte mathematische Methoden anwenden können. Für das Lehramt ist das Studium 
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zusätzlich so zu gestalten, dass es in Verbindung mit der pädagogischen Ausbildung der 

wissenschaftlichen Berufsvorbildung auf dem Gebiet der Mathematik dient, wobei insbe-

sondere auf die in Betracht kommenden Lehrpläne der höheren Schulen Bedacht zu neh-

men ist. 

Während der vier Semester des ersten Studienabschnittes sind mindestens 26 bis 31 
Wochenstunden aus Pflichtfächern und zumindest 9 Wochenstunden aus Freifä-
chern zu inskribieren. Bei kombinationspflichtigen Studien müssen mindestens 15 Wo-

chenstunden pro Semester inskribiert werden. 

a) Analysis    14 – 21 Wochenstunden 

b) Algebra und Geometrie  12 – 15 Wochenstunden 

Der erste Studienabschnitt wird mit einer Diplomprüfung aus den genannten Prüfungsfä-

chern abgeschlossen. Differenzierte Wiederholungsregelungen von Teilprüfungen bis zur 

kommissionellen Prüfung wurden im § 4 geregelt. 

Während der fünf Semester des zweiten Studienabschnittes sind mindestens 33 bis 38 
Wochenstunden aus Pflichtfächern für die erste Studienrichtung und 29 – 34 Wo-
chenstunden für die zweite Studienrichtung zu inskribieren. Zusätzlich sind zumindest 

9 Wochenstunden aus Freifächern zu inskribieren. Bei kombinationspflichtigen Studien 

müssen im fünften und neunten Semester mindestens je fünf, in den übrigen Semestern 

15 Wochenstunden pro Semester inskribiert werden. 

a) Analysis         7 – 14 Wochenstunden 

b) Algebra und topologische Strukturen     7 – 14 Wochenstunden 

c) Nach Wahl des Kandidaten ein Wahlfach   4 – 8 Wochenstunden 

d) Fachdidaktik        8 Wochenstunden 

e) Vorprüfungsfach Schulmathematik    3 – 6 Wochenstunden 

f) Gewähltes Vorprüfungsfach (sofern 1. Studienrichtung) 2 – 4 Wochenstunden 

Das Vorprüfungsfach konnte bereits im 1. Studienabschnitt inskribiert werden. 

Der erste Teil der zweiten Diplomprüfung umfasste die oben genannten Prüfungsfächer, 

der zweite Teil der zweiten Diplomprüfung war mündlich abzuhalten und umfasste die im 

Bundesgesetz über geisteswissenschaftliche und naturwissenschaftliche Studienrichtun-

gen angeführten Prüfungen. [VO, Studienrichtung Mathematik, § 13] 

Jeder Student, der vor „Inkrafttreten“ des neuen Studienplans, sein Studium begonnen 

hatte, konnte sich dem neuen Studienplan unterwerfen. Zurückgelegte Studien wurden 

zur Gänze in die vorgeschriebene Studiendauer eingerechnet und alle abgelegten Prüfun-

gen wurden anerkannt. [VO, Studienrichtung Mathematik, § 14] 
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8.1.4. Studienplan für die Studienrichtung Mathematik, Studienzweig 
Mathematik (Lehramt an Höheren Schulen) 

Das Bundesministerium für Wissenschaft und Forschung hat mit GZ 68 409 / 2-14 / 83 

vom 11. Juli 1983 den Studienplan für die Studienrichtung Mathematik (Lehramt an höhe-

ren Schulen) genehmigt, veröffentlicht im Mitteilungsblatt der Universität Wien, am 

09.09.1983, Stück 23a, Nr. 509.) [STUDIENPLAN MATHEMATIK 1] (Abb. 22) 

 

 

Abb. 22 - Mitteilungsblatt der Universität Wien 
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Als Bildungsziele wurden definiert:  

Für den 1. Studienabschnitt: Sowohl grundlegende als auch weiterführende Kenntnisse 

der Analysis, der Algebra und der Geometrie. 

Für den 2. Studienabschnitt: Weiterführende Kenntnisse der Algebra, die auf den bisheri-

gen aufbauen, sowie Kenntnis von topologischen Strukturen, darüber hinaus Kenntnisse 

über den Computereinsatz im Mathematikunterricht. Für den Wahlbereich: Selbstständi-

ges Erarbeiten eines Themas aus der Analysis oder aus der Algebra und für die Fachdi-

daktik: Methodische und didaktische Kenntnisse aus verschiedenen Gebieten der Schul-

mathematik. 

Nachstehende Tabelle 4 zeigt einen Überblick über die zu absolvierenden Fachgebiete 

sowie die zu absolvierenden Semesterwochenstunden, aufgeteilt auf die beiden Studien-

abschnitte und abhängig davon ob Mathematik als 1. oder 2. Studienrichtung studiert 

wurde. Eine Änderung des Studienplans erfolgte 1993 („Änderung des Studienplans Stu-

dienrichtung Mathematik, Studienzweig Mathematik an höheren Schulen: veröffentlicht im 

MBl. der UW, ausgegeben am 3.6.1993, 17a. Stück, Nr. 519“), die Auswirkungen auf die 

Stundenaufteilung der Fachgebiete im 2. Studienabschnitt hatte. 

Mathematik 
Lehramt 

  als 1. Studienrich-
tung 

als 2. Studienrich-
tung 

Version 
1983 

Änderung 
1993 

Version 
1983 

Änderung 
1993 

1.Studienab-
schnitt 

Pflichtfächer (a) Analysis (I-III)  17 SWS 17 SWS 

  (b) Algebra und 
Geometrie (I,II) 

14 SWS 14 SWS 

 Freifächer lt. Emp-
fehlungen im Stu-
dienplan 

 9 SWS 9 SWS 

1.Studienab-
schnitt gesamt 

  40 SWS 40 SWS 

2.Studienab-
schnitt 

Pflicht- und Wahlfä-
cher 

Analysis 12 SWS 14 SWS 12 SWS 14 SWS 

  Algebraische und 
topologische 
Strukturen 

11 SWS 12 SWS 7 SWS 8 SWS 

  Wahlfach 7 SWS 4 SWS 7 SWS 4 SWS 
  Fachdidaktik 8 SWS 8 SWS 
     
     
2.Studienab-
schnitt gesamt 

  38 SWS 34 SWS 

 Vorprüfungsfächer 
(im 1. oder 2. schnitt 
zu absolvieren) 

 10 SWS 6 SWS 

Gesamtes Stu-
dium 

  88 SWS 80 SWS 

Tabelle 4: zu absolvierende Semesterwochenstunden pro Studienabschnitt 
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Für den Studienzweig Mathematik – Lehramt an Höheren Schulen dauerte es somit 17 

Jahre ab „Inkrafttreten“ des Allgemeinen-Hochschulstudiengesetzes bis ein Studienplan in 

Kraft trat, der wiederum 25 Jahre lang studiert werden konnte, bis zu seinem Auslaufen am 

30.11.2008. 

 

8.2. Das Lehramtsstudium – allgemeine Regelungen 

Die Änderungen, die das „Allgemeine Hochschul-Studiengesetz“ im Vergleich zur Prü-

fungsvorschrift von 1937 brachte, waren allumfassend. Das AHStG gab einen klar defi-

nierten, strikten Rahmen für alle Studien in Österreich vor, die besonderen Studiengesetze 

regelten die einzelnen Gebiete der Wissenschaft, die Studienordnungen die Ebene der 

einzelnen Studienrichtung und der Studienplan das konkrete Studium. Das Probejahr, wie 

noch in der Verordnung aus 1937 verankert, wurde abgeschafft. 

Das rechtliche „Korsett“ ließ den akademischen Behörden kaum Spielraum. Das Ministe-

rium regelte jedes kleinste Detail im universitären Bereich, es wurde nichts der individuel-

len Auslegung überlassen. Selbst Form und Inhalt von Erklärungen, Bescheinigungen und 

Zeugnissen, Form und Inhalt der Aufnahme, Inskription und Hochschüler-Evidenz, Ab-

schlussbescheinigungen, Form und Inhalt von Studienbüchern und Ausweisen wurden 

durch Verordnungen des Bundesministeriums für Unterricht bestimmt. [AHStG, § 12] 

Die Studien wurden als Diplomstudien mit mindestens zwei Studienabschnitten eingerich-

tet, die jeweils durch Prüfungen abzuschließen waren. Die zu absolvierenden Prüfungen 

wurden wiederum in Studienplänen gesetzlich festgelegt. Die fachdidaktische und päda-

gogische Ausbildung während des Studiums erhielt einen höheren Stellenwert. 

Die an der Universität Wien eingerichteten Unterrichtsfächer durften beliebig kombiniert 

werden (außer katholische und evangelische Religion). Die Wahl, ob erste oder zweite 

Studienrichtung, hatte eine Auswirkung auf die zu absolvierenden Semesterwochenstun-

den, so mussten in der ersten Studienrichtung mindestens acht Semesterwochenstunden 

mehr absolviert werden (siehe 8.1.3.). 

Völlig neu war die verpflichtende Abfassung einer wissenschaftlichen Arbeit (Diplomarbeit) 

in einer Studienrichtung, wobei eine Festlegung über die erste und zweite Studienrichtung 

zu treffen war, ein Wechsel galt als Studienrichtungswechsel. 

Die Abschlussprüfung war Teil des Studiums und fand in Form einer kommissionellen 

mündlichen Prüfung vor einem Prüfungssenat statt und hatte beide Studienrichtungen als 

Prüfungsgegenstand (siehe 8.1.2.). Die Dauer der Abschlussprüfung war gesetzlich nicht 
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geregelt, es galt eine Stunde als ausreichend Zeit um die Leistungen des Kandidaten be-

urteilen zu können. 

Die Wertigkeit der Abschlussprüfung hatte sich damit völlig geändert. Ein etwa einstündi-

ger mündlicher Prüfungsakt über beide Studienrichtungen / Studienzweige am Ende eines 

reglementierten Studiums trat anstelle von stundenlangen schriftlichen und mündlichen 

Prüfungen über beide Unterrichtsfächer sowie der Pädagogik. 

Alle Lehramtsabsolventen erhielten einen akademischen Grad, der sich an der ersten Stu-

dienrichtung orientierte. 

8.2.1. Die pädagogische Ausbildung 

Parallel zur Entstehung des Studienplans für die Studienrichtung Mathematik (Lehramt an 

höheren Schulen), wurde die Gesetzesgrundlage für die pädagogische Ausbildung für 

Lehramtskandidaten geschaffen. 1984, somit 18 Jahre nach „Inkrafttreten“ des Allgemei-

nen Hochschulstudiengesetzes, wurde schlussendlich auch der Studienplan für die päda-

gogische Ausbildung vom Bundesministerium für Wissenschaft und Forschung geneh-

migt. 

Verordnung des Bundesministers für Wissenschaft und Forschung vom 31. März 1977 

über die Studienordnung für die pädagogische Ausbildung für Lehramtskandidaten, BGBl. 

Nr. 170 (in Kraft getreten am 30. April 1977). 

Studienplan für die allgemeine pädagogische Ausbildung für das Schulpraktikum für Lehr-

amtskandidaten, veröffentlicht im MBl der UW, am 28.9.1984, 24b. Stück, Nr. 448. [STU-

DIENPLAN FÜR DIE ALLGEMEINE PÄDAGOGISCHE AUSBILDUNG] 

Die pädagogische Ausbildung der Lehramtsstudierenden bestand aus der „Al lgemeinen 

pädagogischen Ausbi ldung“ und dem „Schulpraktikum“. 

Die „Allgemeine Pädagogische Ausbildung“ umfasste zehn Semesterwochenstunden an 

Vorlesungen, Übungen oder Seminaren aus den Bereichen Theorie des Unterrichts, The-

orie der Erziehung, Theorie der Schule, pädagogische Psychologie und Entwicklungspsy-

chologie. 

Das „Schulpraktikum“ bestand aus einer Einführungsphase sowie je einer Übungsphase 

zu den gewählten Unterrichtsfächern. Die Übungsphasen fanden an Schulen unter der 

Leitung eines Betreuungslehrers statt. Eine Übungsphase umfasste 15 Blöcke, wobei ein 

Block aus einer Unterrichtsstunde, der Vor- und Nachbesprechung bestand. Von den Stu-

dierenden waren drei bis vier Unterrichtsstunden eigenverantwortlich zu halten, ergänzend 

waren Beobachtungsprotokolle, sowie Protokolle der Vorbereitungs- und Kontaktstunden 

anzufertigen. 
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8.2.2. Voraussetzungen für die Abschlussprüfung 

Voraussetzungen für die Zulassung zum zweiten Teil der 2. Diplomprüfung waren: 

o 1. Diplomprüfung in beiden Studienrichtungen / Studienzweigen 

o Absolvierung aller lt. Studienplan geforderten Prüfungen beider Studienrichtun-

gen (erster Teil der 2. Diplomprüfung) 

o Absolvierung der pädagogischen Ausbildung (Abschlussbescheinigung über die 

„Allgemeine pädagogische Ausbildung“ und über das „Schulpraktikum der Lehr-

amtsstudierenden“) 

o Positive Beurteilung der Diplomarbeit 

8.2.3. Die Abschlussprüfung 

Die Abschlussprüfung fand in Form einer kommissionellen mündlichen Prüfung vor einem 

Prüfungssenat der Universität Wien statt. Die Prüfungsfächer waren aus den gewählten 

Studienrichtungen zu wählen, den Vorsitz hatte ein Professor der ersten Studienrichtung 

inne. Die Dauer der mündlichen Prüfung wurde mit ungefähr einer Stunde (pro Fach eine 

halbe Stunde) festgelegt. Dem Studierenden war ausreichend Zeit zu geben um seine 

Kenntnisse unter Beweis zu stellen. 

Nach dem erfolgreichen Studienabschluss wurde ein 2. Diplomprüfungszeugnis ausge-

stellt. Für den Studienabschluss wurde ein akademischer Grad verliehen, wobei sich der 

akademische Grad nach der ersten Studienrichtung zu richten hatte (siehe 8.1.2.). 

So wurde zum Beispiel für das Lehramtsstudium mit erster Studienrichtung Mathematik 

und zweiter Studienrichtung Katholische Religion, der akademische Grad „Magister der 

Naturwissenschaften (Mag. rer. nat.)“ verliehen. Es wurde ausschließlich die männliche 

Form verliehen. [BG über geisteswissenschaftliche und naturwissenschaftliche Studien-

richtungen, § 15 (2)] 

Die Wahl einer dritten Studienrichtung war als Erweiterungsstudium möglich. Voraus-

setzung für den Abschluss war die Absolvierung der vorgeschriebenen Lehrveranstaltun-

gen. Es wurde kein akademischer Grad verliehen, jedoch ein Abschlusszeugnis ausge-

stellt. Dieses berechtigte zum Unterrichten des entsprechenden Faches. 

Die akademischen Grade wurden im Rahmen einer feierlichen Sponsionsfeier im großen 

Festsaal der Universität Wien verliehen (Abb. 23). 
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Abb. 23 – zeigt ein Beispiel einer Sponsionsurkunde aus 1990 - Dokument aus Privatbesitz 
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8.3. Die Übergangszeit ASVS zum AHStG 

Mit der „alten Studienvorschrift“ (ASVS) wird die Verordnung aus 1937 bezeichnet, nach 

welcher Generationen von Studierenden, bis zum Auslaufen am 30.09.2002, ihre Lehr-

amts-Diplomstudien betrieben. 

Während der 17 Jahre dauernden Übergangszeit war das AHStG anzuwenden, aus Man-

gel eines gültigen Studienplans galt nach wie vor die Prüfungsvorschrift aus 1937 (z. B. 

Zulassung zu den Fächern Mathematik und Physik, mit der Studienkennzahl A 286 288, 

LA Mathematik ASVS, LA Physik ASVS), wobei „ASVS“ bedeutete, dass es sich um die 

„Alte Studienvorschrift von 1937“ handelte. 

Diese lange Übergangszeit führte zu zahlreichen „Zwischen- und Individuallösungen“, die 

im Detail aktuell nicht mehr nachvollziehbar sind. Das „Probejahr“, die Einführung in das 

praktische Lehramt, war für Studierende nach der „alten Studienvorschrift“ weiterhin zu 

absolvieren.  

Am 01.08.1988 trat das „Unterrichtspraktikumsgesetz – UPG“ in Kraft, veröffentlicht im 

Bundesgesetzblatt für die Republik Österreich am 18. März 1988, 51. Stück, Nr. 145. 

[UNTERRICHTSPRAKTIKUMSGESETZ] (Abb. 24) 

Abb. 24 - © 2019 Bundesministerium für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort 
Rechtsinformationssystem des Bundes (RIS) 
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Studierende, die das Probejahr bereits begonnen hatten, durften dieses beenden. Nach 

einer einjährigen Übergangsfrist war das Unterrichtspraktikumsgesetz für alle Studieren-

den anzuwenden. Die Lehramtsprüfungskommissionen hingegen blieben bis 30.09.2002 

bestehen und wurden danach aufgelöst. 

Abb. 25-27 zeigen ein Beispiel für das Anmeldeprozedere zur Lehramtsprüfung im Jahr 

1967 für die Hauptfächer Mathematik und Physik Hauptfach und Chemie 

Nebenfach aus Privatbesitz. Die anzuwendende Verordnung war jene aus 1937. 

 
Abb. 25 - Ansuchen um Zulassung zur Lehramtsprüfung 

Dokument aus Privatbesitz 



89 

 
Abb. 26 - Zahlungsbestätigung über Prüfungstaxen 

Dokument aus Privatbesitz 

 

 

Abb. 27 - Nachweis über das Hospitieren – Dokument aus Privatbesitz 
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In den Abb. 28 – 31 ist ein Beispiel eines Prüfungszeugnisses für die Hauptfächer 

Mathematik und Physik Hauptfach und Chemie Nebenfach aus Privatbesitz, 

Protokollnummer Z. 330 aus 1967, Absolvierung der Lehramtsprüfung am 27. Juni 1969, 

zu sehen. Die anzuwendende Verordnung war jene aus 1937. 

Abb. 28 – Prüfungszeugnis Seite 1, Hauptfächer Mathematik und Physik, 
Nebenfach Chemie – Dokument aus Privatbesitz 
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Abb. 29 - Prüfungszeugnis Seite 2, Hauptfächer Mathematik und Physik, Nebenfach Chemie 

Dokument aus Privatbesitz 
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Abb. 30 - Prüfungszeugnis Seite 3, Hauptfächer Mathematik und Physik, Nebenfach Chemie 

Dokument aus Privatbesitz 
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Abb. 31 - Prüfungszeugnis Seite 4, Hauptfächer Mathematik und Physik, Nebenfach Chemie 
Dokument aus Privatbesitz 
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Schließlich folgt in den Abb. 32 – 34 ein Beispiel einer Bescheinigung über die Einführung 

in das praktische Lehramt an Höheren Schulen für die Hauptfächer Mathematik und 

Physik Hauptfach und Chemie Nebenfach aus Privatbesitz, vom 8. Dezember 

1970. Die anzuwendende Verordnung für das Probejahr war jene aus 1937.  

 
Abb. 32 - Bescheinigung über die Einführung in das praktische Lehramt an Höheren Schulen, 

Seite 1, Dokument aus Privatbesitz 
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Abb. 33 - Bescheinigung über die Einführung in das praktische Lehramt an Höheren Schulen, 

Seite 2, Dokument aus Privatbesitz 

 

 



96 

 

 
Abb. 34 - Bescheinigung über die Einführung in das praktische Lehramt an Höheren Schulen, 

Seite 3, Dokument aus Privatbesitz 
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8.4. Diskussion 

Die Lehramtsstudien an Universitäten erfuhren mit Einführung des „Allgemeinen Hoch-

schul-Studiengesetzes“, den „Besonderen Studiengesetzen“ für die einzelnen Fächer-

gruppen, den „Studienordnungen“ für jede Studienrichtung, sowie den standortspezifi-

schen „Studienplänen“ eine vollständige Neuorientierung. Anstelle einer österreichweiten, 

allgemeingültigen Verordnung, die lediglich den Rahmen für die Inhalte des Studiums vor-

gab, traten komplexe gesetzliche Bestimmungen, die Inhalt, Organisation und Administra-

tion des Lehramtsstudiums exakt regelten. 

Das Lehramtsstudium blieb weiter kombinationspflichtig, lediglich die Studienrichtung „Bi-

ologie und Erdwissenschaften“ wurde aufgrund des großen Umfangs als Einzelstudium 

eingerichtet. Das Lehramtsstudium wurde ein „vollwertiges“ Diplomstudium, nach erfolg-

reicher Absolvierung aller in den entsprechenden Studienplänen vorgeschriebenen Prü-

fungen wurde ein akademischer Grad verliehen. Für das Unterrichtsfach Mathematik als 

erste Studienrichtung war dies „Magister der Naturwissenschaften (Mag. rer. nat.)“ (vgl. 

8.1.2.). 

Der Fokus des Studiums war auf die Absolvierung von Lehrveranstaltungen während des 

Studiums gerichtet, die Abschlussprüfung stellte einen einstündigen mündlichen Prü-

fungsakt vor einem Prüfungssenat dar. Anstelle der Hausarbeiten in beiden Unterrichtsfä-

chern trat eine umfangreichere Diplomarbeit, die in der ersten Studienrichtung verfasst 

wurde. Die pädagogische und fachdidaktische Ausbildung erhielten einen höheren Stel-

lenwert und es wurde bereits während des Studiums eine Einführung in die schulprakti-

sche Ausbildung in den Studienplänen verankert. 

Das Jahr 1970 mit Beginn der Ära Kreisky und der ersten sozialdemokratischen Alleinre-

gierung führte zu richtungsweisenden Änderungen im Bildungsbereich. Das neue Wissen-

schaftsministerium unter der Leitung von Hertha Firnberg wurde gegründet. Die Agenden 

der Universitäten, die seit 1848 im Unterrichtsministerium beheimatet waren, wurden her-

ausgelöst und in ein eigenständiges Ministerium übergeleitet. Mit dem [Universitäts-Orga-

nisationsgesetz UOG 1975] fand ein vollständiger Systemwechsel statt. Professoren, Mit-

telbau und Studierende besetzten zu gleichen Teilen die neuen Gremien der Universitäten 

(Drittelparität), ein Ende der „Ordinarienuniversität“ zeichnete sich ab. Das [Universitäts-

Organisationsgesetz UOG 1993] wertete die Stellung der Professoren wieder etwas auf, 

die Errungenschaften des UOG 1975 hinsichtlich Mitbestimmung des Mittelbaus und der 

Studierenden waren nicht mehr rückgängig zu machen. [WITZMANN, 40 Jahre Wissen-

schaftsministerium] 
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9. Gesetzliche Regelung für Lehramtsstudierende 
1997 bis 2003 

Obwohl die vollständige Umsetzung des AHStG noch nicht abgeschlossen war, wurde 

bereits im Hochschulbericht 1978 festgestellt, dass sich das mehrstufige System der Stu-

dienvorschriften als relativ starr und nicht leicht handhabbar herausgestellt hatte. 

„Die Erwartungen einer weitgehenden Anpassung der Studienvorschriften an die Erforder-

nisse der Berufsvor- und – ausbildung konnte durch die sehr ins Detail gehende Regelung 

nicht erfüllt werden […]“. [BAST/LANGEDER, S. 1] 

In den achtziger Jahren wurden vereinzelte Reformmaßnahmen zur Dezentralisierung der 

Studiengestaltung gesetzt, eine umfassende Studienreform blieb jedoch aus. Erst 1991 

begann eine Arbeitsgruppe des Bundesministeriums für Wissenschaft und Forschung ihre 

Arbeit, der Auftrag lautete: 

„Mit einer Neufassung des Studienrechts den studienrechtlichen Rahmen für eine effekti-

vere und zielorientierte Gestaltung von Lehre und Studium zu schaffen. Die Universitäten 

und Hochschulen sollen in die Lage versetzt werden, viel rascher, flexibler und mit einem 

vielfältigeren Angebot auf die Nachfrage nach universitären Qualifikationen zu reagieren, 

auch um im internationalen Wettbewerb konkurrenzfähig zu bleiben.“ [BAST/LANGEDER, 

S. 4] 

Es wurde erkannt, dass zum Erreichen dieser Ziele eine generelle Dezentralisierung und 

Deregulierung der Studienvorschriften erforderlich war. 

„Die universitätsübergreifende Steuerung sollte sich auf die Setzung der entscheidenden 

Rahmenbedingungen und Verfahrensregelungen beschränken.“ [BAST/LANGEDER, S. 

5] 
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9.1. Gesetzliche Regelung nach dem Universitätsstudienge-
setz (UniStG) 

Bundesgesetz über die Studien an den Universitäten (Universitäts-Studiengesetz – 

UniStG), veröffentlicht im Bundesgesetzblatt für die Republik Österreich, am 25. April 

1997, Nr. 48, Teil I, in Kraft getreten am 01. August 1997. [UniStG] (Abb. 35) 
 

Abb. 35 - © 2019 Bundesministerium für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort 
Rechtsinformationssystem des Bundes (RIS) 

 

Mit der Reform durch das [UniStG] ging eine radikale Reduktion der gesetzlichen Bestim-

mungen einher, so wurden die besonderen Studiengesetze und die Studienordnungen 

ersatzlos gestrichen. Die Verbesserung der fachdidaktischen und pädagogischen Ausbil-

dung in den Lehramtsstudien, als eine Forderung im Koalitionsübereinkommen zwischen 

der Sozialdemokratischen Partei Österreichs und der Österreichischen Volkspartei, fand 

im UniStG ihren Niederschlag. 

Das Universitäts-Studiengesetz gab die Grundsätze für die Gestaltung der Studien vor, 

regelte die Begutachtungsverfahren, sowie die Untersagung bzw. Nicht-Untersagung der 
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Studienpläne für Diplomstudien, gab „Rechte und Pflichten der Studierenden“ vor und re-

gelte die Zulassung von ordentlichen und außerordentlichen Studierenden. Das UniStG 

regelte darüber hinaus Prüfungsarten, Prüfungsverfahren, die Anerkennung von Prüfun-

gen, wissenschaftliche Arbeiten, die Verleihung und Führung von akademischen Graden 

sowie die Nostrifizierung ausländischer akademischer Grade und Studien. 

Die Entscheidung ob eine neue Studienrichtung eingeführt wurde, traf jedoch nach wie vor 

das Bundesministerium für Wissenschaft und Verkehr. Die Studienpläne wurden an den 

Universitäten erlassen und waren teilautonome, standortspezifische Bestimmungen. 

Mit dem UniStG wurde für die Universitäten die Möglichkeit geschaffen, bisher zweistufige 

Studiengänge in nunmehr drei Abschnitte zu gliedern. Von dieser Möglichkeit machten in 

den kommenden Jahren nur wenige Studienrichtungen Gebrauch, Pharmazie und Rechts-

wissenschaften gehörten dazu. Das Lehramtsstudium blieb weiterhin in zwei Studienab-

schnitte geteilt. 

Die Umsetzung der Lehramtsstudienpläne erfolgte an der Universität Wien zwischen 2000 

und 2002. Die Folge der zeitlich unterschiedlichen Umsetzung war, dass es in diesen Jah-

ren Konstellationen gab, bei denen in einem Unterrichtsfach noch nach dem AHStG Stu-

dienplan studiert wurde und im zweiten Unterrichtsfach bereits nach dem neuen UniStG 

Studienplan. Diese Übergangsphase endete mit dem Auslaufen der AHStG Studienpläne 

am 30.11.2008. 

Das UniStG Lehramtsstudium erhielt einen neuen studienrechtlichen „Rahmen“, so wurde 

eine eigene Diplomstudienrichtung „Lehramt“ geschaffen. Die neue Studienkennzahl (190 

xxx yyy) dokumentierte dies, wobei xxx und yyy die mittlerweile 28 Unterrichtsfächer re-

präsentierten, die an der Universität Wien studiert werden konnten. 

In der Anlage I (3) UniStG wurde die Aufgabenstellung der Lehramtsstudien, die Einrich-

tung, Studienkommission, Studiendauer, Fächerwahl, schulpraktische Ausbildung, akade-

mischer Grad sowie die Anerkennung von Studien, die an den Pädagogischen oder Reli-

gionspädagogischen Akademien absolviert wurden, festgelegt. 

An den Universitäten wurden folgende Unterrichtsfächer eingerichtet: 

a) geistes- und kulturwissenschaftliche Unterrichtsfächer: Bosnisch / Kroatisch / Ser-

bisch, Deutsch, Englisch, Französisch, Geschichte und Sozialkunde, Griechisch, Itali-

enisch, Latein, Psychologie und Philosophie, Russisch, Slowenisch, Spanisch, Tsche-

chisch, Ungarisch 
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b) naturwissenschaftliche Unterrichtsfächer: Biologie und Umweltkunde, Biologie und 

Warenlehre, Chemie, Darstellende Geometrie, Geographie und Wirtschaftskunde, 

Haushaltsökonomie und Ernährung, Informatik, Leibeserziehung, Mathematik, Physik 

c) theologische Unterrichtsfächer: Evangelische Religion, Katholische Religion 

d) wissenschaftlich-künstlerische Unterrichtsfächer: Bildnerische Erziehung, Instrumen-

talmusikerziehung, Musikerziehung, Textiles Gestalten, Werkerziehung 

Die Studierenden hatten anlässlich der Zulassung zum Lehramtsstudium die zwei gewähl-

ten Unterrichtsfächer bekanntzugeben. 

Zu beachten war, dass Darstellende Geometrie nur mit Informatik oder Mathematik ver-

bunden werden durfte, Instrumentalmusikerziehung nur mit Musikerziehung und Evange-

lische Religion nicht mit Katholischer Religion verbunden werden durfte. [BAST/LANGE-

DER, S. 316] 

Die Studierenden konnten erst im 2. Studienabschnitt entscheiden in welchem Unterrichts-

fach die Diplomarbeit verfasst wurde. In Bezug auf die zu absolvierenden Lehrveranstal-

tungen gab es keinen Unterschied mehr zwischen Unterrichtsfächern in denen die Diplo-

marbeit verfasst wurde und jenen in denen die Diplomarbeit nicht verfasst wurde. 

In der Anlage I (3.7) UniStG wurde die Verleihung der akademischen Grade geregelt. 

Wurden zwei Unterrichtsfächer aus verschiedenen Gruppen a) – d) verbunden, war jener 

akademische Grad zu verliehen, der dem Unterrichtsfach entsprach, aus dem das Thema 

der Diplomarbeit gewählt wurde. Für die naturwissenschaftlichen Unterrichtsfächer wurde 

der akademische Grad „Magister / Magistra der Naturwissenschaften (Mag. rer. nat.)“ ver-

liehen. 

9.2. Das Diplomstudium Lehramt, Studienrichtung Mathematik, 
Studienzweig Mathematik (Lehramt an höheren Schulen) 

An der Formal- und Naturwissenschaftlichen Fakultät der Universität Wien wurde ein Stu-

dienplan für das Lehramtsstudium erlassen, der aus gemeinsamen Bestimmungen für fünf 

Unterrichtsfächer (Biologie und Umweltkunde, Chemie, Haushaltsökonomie und Ernäh-

rung, Mathematik und Physik), der allgemeinen pädagogischen und schulpraktischen Aus-

bildung sowie aus den speziellen Fachteilen dieser fünf Unterrichtsfächer bestand. 
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Studienplan für das Lehramtsstudium an der Formal- und Naturwissenschaftlichen Fakul-

tät der Universität Wien, erschienen im Mitteilungsblatt der Universität Wien, Stück LIX, 

nummer 713, am 29.09.2000. [STUDIENPLAN MATHEMATIK 2] (Abb. 36) 
 

 
Abb. 36 – Mitteilungsblatt der Universität Wien 

 
Das Lehramtsstudium des Unterrichtsfachs Mathematik (Studienplan Pkt. 7) war in zwei 

Studienabschnitte gegliedert, wobei für den ersten Studienabschnitt vier Semester vorge-

sehen waren und für den zweiten fünf Semester. Die Gesamtstundenanzahl betrug 92 

Stunden, davon entfielen 32 Stunden auf den ersten Studienabschnitt, 50 Stunden auf den 

zweiten Studienabschnitt und 10 Stunden auf freie Wahlfächer (siehe Tabelle 5). 
 

Unterrichtsfach Mathematik  

1.Studienabschnitt Pflichtfächer Einführung in das math. Arbeiten 2 SWS 
  Analysis (I-III)  18 SWS 
  Algebra und Geometrie (I,II) 12 SWS 

1.Studienabschnitt 
gesamt 

   
32 SWS 

2.Studienabschnitt Pflicht- und Wahlfä-
cher 

Analysis 6 SWS 

  Algebra 6 SWS 

  Angewandte Mathematik 7 SWS 

  Wahrscheinlichkeitstheorie 6 SWS 

  Wahlfächer  6 SWS 

  Fachdidaktik 19 SWS 

2.Studienabschnitt 
gesamt 

   
50 SWS 

Freie Wahlfächer  Freie Wahlfächer (im 1. oder 2. 
Studienabschnitt zu absolvieren) 

10 SWS 

Gesamtes Studium   92 SWS 

Tabelle 5: Aufteilung der Semesterwochenstunden (SWS) im Unterrichtsfach Mathematik 
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Die fachlichen Unterschiede zum AHStG Diplomstudium Lehramt waren gering, es er-

folgte eine Umgruppierung, teilweise Umbenennung der Prüfungsfächer. So kamen die 

Lehrveranstaltungen der „Vorprüfungsfächer“ zum Pflichtfach „Fachdidaktik“ dazu, „Ange-

wandte Mathematik“ und „Wahrscheinlichkeitstheorie“ wurden eigenständige Prüfungsfä-

cher, die „Freien Wahlfächer“ wurden um eine Stunde erhöht. Die Lehrveranstaltung „Ein-

führung in das wissenschaftliche Arbeiten“ im Ausmaß von zwei Semesterwochenstunden 

wurde erstmalig als Studieneingangsphase definiert.  

Es gab keinen Unterschied mehr zwischen Unterrichtsfach in dem die Diplomarbeit ver-

fasst wurde und dem zweiten Unterrichtsfach ohne Diplomarbeit. Das AHStG differen-

zierte hier: in der Studienrichtung, in der die Diplomarbeit verfasst wurde, waren acht Se-

mesterstunden mehr an Lehrveranstaltungen zu absolvieren (vgl. 8.1.3.). 

§ 61 UniStG regelte die Abfassung von Diplomarbeiten. Im Vergleich zum AHStG wurde 

dieser Paragraph detaillierter formuliert: Wahl des Themas, Betreuungs- und Beurteilungs-

befugnisse, Meldung des Themas und Betreuers, Einreichung der fertigen Arbeit, sowie 

Beurteilungsfristen sind Gegenstand dieser Regelung. 

9.2.1. Die pädagogische Ausbildung 

Neu war die Verankerung der „Allgemeinen Pädagogischen und Schulpraktischen Ausbil-

dung“ (PWB und SPA) im Studienplan für das Lehramtsstudium an der Formal- und Na-

turwissenschaftlichen Fakultät der Universität Wien. 

„Durch die PWB und SPA sollen die Studierenden persönliche, soziale und fachliche Kom-

petenzen erwerben, die es ihnen ermöglichen, eigenverantwortlich, auf wissenschaftlicher 

Grundlage und in sozialer Verantwortung den Anforderungen des Lehrberufs an allge-

meinbildenden höheren Schulen, berufsbildenden höheren Schulen oder anderen Schu-

len und Lehrinstitutionen zu entsprechen.“ [STUDIENPLAN MATHEMATIK 2, Z 3.1] 

„Für die pädagogische und fachdidaktische Ausbildung sind unbeschadet der schulprakti-

schen Ausbildung im Studienplan 20 bis 25 vH der gemäß § 13 Abs. 4 Z 1 festzulegenden 

Gesamtstundenanzahl des Lehramtsstudiums für das jeweilige Unterrichtsfach vorzuse-

hen.“ [UniStG Anlage 1 Z 3.4] 

Stundenausmaß und Durchführung wurden exakt geregelt, so umfasste die PWB 7 Se-

mesterwochenstunden (SWS) für jedes Unterrichtsfach. Die SPA umfasste 11 SWS (165 

Stunden), die im Rahmen von 12 Wochen zu absolvieren waren (gemäß [UniStG Anlage 

1 Z 3.6]). Die PWB und die Phase 1 der SPA (pädagogisches Praktikum – 3 SWS) waren 

nur einmal zu absolvieren, die Phase 2 der SPA, das fachbezogene Praktikum, war in 
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jedem Unterrichtsfach im Ausmaß von je 4 SWS zu absolvieren. Die Leitung des fachbe-

zogenen Praktikums hatten die Betreuungslehrer an der jeweiligen Schule inne, sie ent-

schieden auch über die erfolgreiche Teilnahme. 

Die erfolgreiche Absolvierung der PWB und SPA wurden im ersten und zweiten Diplom-

prüfungszeugnis dokumentiert. 

9.2.2. Voraussetzungen für die Abschlussprüfung 

Die erfolgreiche Absolvierung der ersten Diplomprüfung, durch Teilnahme an den vor-

geschriebenen Lehrveranstaltungen, durch Lehrveranstaltungsprüfungen oder durch Ab-

solvierung von Fachprüfungen oder durch eine kommissionelle Gesamtprüfung am Ende 

des Studienabschnitts vor dem Prüfungssenat ist Voraussetzung, um Lehrveranstaltun-

gen im zweiten Studienabschnitt absolvieren zu dürfen und um das Thema der Diplomar-

beit anmelden zu dürfen. Gelockert wurde diese Regelung durch Vorziehregelungen, die 

es erlaubten, Lehrveranstaltungen des zweiten Studienabschnitts bereits vor Beendigung 

des ersten Studienabschnitts zu absolvieren. 

Die zweite Diplomprüfung ist in zwei Teilen abzulegen. 

Der erste Tei l  der zweiten Diplomprüfung ist durch Teilnahme an den vorgeschrie-

benen Lehrveranstaltungen, durch Lehrveranstaltungsprüfungen oder durch Absolvierung 

von Fachprüfungen oder durch eine kommissionelle Gesamtprüfung am Ende des Studi-

enabschnitts vor dem Prüfungssenat zu absolvieren. 

Ein positiv absolvierter erster Teil der zweiten Diplomprüfung, eine positive Beurteilung 

der Diplomarbeit, sowie die Absolvierung der PWB und SPA sind Voraussetzungen für die 

Anmeldung zur studienabschließenden Diplomprüfung. 

9.2.3. Die Abschlussprüfung 

Der zweite Tei l  der zweiten Diplomprüfung ist die studienabschließende Prüfung 

eines Lehramtsstudiums. Sie ist in Form einer maximal einstündigen kommissionellen Ge-

samtprüfung vor dem Prüfungssenat abzulegen, wobei aus jedem Unterrichtsfach jeweils 

ein Prüfer zu wählen ist. Dabei ist den Prüfern annähernd dieselbe Zeit einzuräumen. 

In Bezug auf die Abschlussprüfung gab es im Vergleich zum AHStG keine Änderung, An-

meldung, Ablauf, Dauer, Prüfungssenat, Beurteilung blieben unverändert. 

Die große Anzahl an abschlusswilligen Studierenden veranlasste den Senat, das Rektorat 

sowie den Studienpräses (ist das monokratische Organ für studienrechtliche Angelegen-

heiten) im Jänner 2018 die Prüfungsordnung für alle Diplomstudien Lehramt zu ändern, 



105 

da die gemeinsame Diplomprüfung beider Unterrichtsfächer für hunderte zu erwartende 

Studienabschlüsse eine administrative Hürde darstellte. 

Verordnung des Senates über die Durchführung des zweiten Teils der zweiten Diplomprü-

fung der Lehramtsstudien nach UniStG (Diplomstudien), veröffentlicht im Mitteilungsblatt 

der Universität Wien, am 27.02.2018, Nr. 56 [ÄNDERUNG PRÜFUNGSORDNUNG 

DIPLOM-LA] 

Die Verordnung regelte Folgendes: 

• Der zweite Teil der zweiten Diplomprüfung ist eine Prüfung in Form von je einer 

maximal 30-minütigen Teilprüfung aus dem ersten und zweiten Unterrichtsfach. 

• Die einzelnen Teilprüfungen sind getrennt innerhalb von sieben Tagen zu absol-

vieren. 

• Die mündlichen Teilprüfungen sind öffentlich. Die Prüferin oder der Prüfer ist be-

rechtigt, den Zutritt erforderlichenfalls auf eine den räumlichen Verhältnissen ent-

sprechende Anzahl von Personen zu beschränken [UG § 79]. 

• Wird eine Teilprüfung negativ beurteilt, ist die gesamte Prüfung in Form einer kom-

missionellen Prüfung mit beiden Unterrichtsfächern zu wiederholen. Für die Ge-

samtanzahl der Wiederholungsmöglichkeiten gelten die Regelungen des Studien-

rechtlichen Teils der Satzung. 

• Die Prüferin oder der Prüfer wird von der Studienprogrammleitung des jeweiligen 

Unterrichtsfachs bestellt. Wünsche der Studierenden sind nach Möglichkeit zu be-

rücksichtigen. 

• Auf Antrag der Studierenden kann eine gemeinsame kommissionelle Prüfung der 

beiden Unterrichtsfächer durchgeführt werden 

Seit „Inkrafttreten“ der Verordnung findet der Großteil der Abschlussprüfungen im Diplom-

studium Lehramt in Form von Teilprüfungen statt. 

 

9.3. Wesentliche Änderung zum AHStG 

Der Aufbau des Universitäts-Studiengesetzes unterschied sich grundlegend vom vierstu-

figen Aufbau des Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes. Das UniStG gliederte sich in 

sechs Teile, die „Allgemeinen Bestimmungen“, die „Studien“, die „Feststellung des Stu-

dienerfolges“, „Akademische Grade“, sowie „Übergangsbestimmungen“ und "Schlussbe-

stimmungen“. In den Anlagen 1 und 2 wurden die grundlegenden Rahmenbedingungen 

und Aufgabenstellungen für die einzelnen Diplom- und Doktoratsstudien und für das neue 

Lehramtsstudium getroffen. Die Universitäten erhielten die Möglichkeit anhand weniger 
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Festlegungen, jedoch innerhalb der studienbezogenen Rahmenbedingungen, weitgehend 

eigenverantwortlich, Studienpläne zu gestalten. [BAST/LANGEDER, S 7, 8] 

Wurden im AHStG die Studienzweige „Lehramt an höheren Schulen“ gemeinsam mit den 

Fachstudien in Studienordnungen geregelt, wurde im UniStG eine eigenständige Diplom-

studienrichtung „Lehramt“ geschaffen, in der die beiden Fachdisziplinen der gewählten 

Unterrichtsfächer, die dazugehörige Fachdidaktik sowie die pädagogische und schulprak-

tische Ausbildung vereint wurden. 

Das Erweiterungsstudium wurde gestrichen, diese Tatsache wird sich in den kommenden 

Jahren als sehr problematisch herausstellen. Bei Wahl eines dritten Unterrichtsfaches, 

musste ein neues Studium mit einem identen Unterrichtsfach inskribiert werden. Das be-

reits absolvierte Unterrichtsfach inklusive Diplomarbeit16 und Diplomprüfung und die pä-

dagogische Ausbildung wurden zur Gänze anerkannt. Es wurde ein weiterer akademi-

scher Grad verliehen. Eine Erhöhung der inskribierten Lehramtsstudien, als auch eine 

Erhöhung der verliehenen akademischen Grade war die Folge. Ob dies der politische Wille 

war oder lediglich ein Versehen in der Formulierung des UniStG lässt sich zum heutigen 

Zeitpunkt nicht mehr feststellen. 

§ 80 UniStG regelte die Übergangsbestimmungen für Studierende, die bereits im AHStG 

ihr Studium begonnen hatten. In Abs. 3 wurde festgelegt, dass ordentliche Studierende, 

die ihr Studium auf Grund von Studienvorschriften aus der Zeit vor dem „Inkrafttreten“ des 

AHStG begonnen hatten, berechtigt waren, dieses Studium bis längstens 30. September 
2002 nach diesen Vorschriften abzuschließen. Nach Ablauf dieser Frist wurden alle Stu-

dierenden, die noch nach der „alten Studienvorschrift“ studierten, den neuesten Studien-

plänen unterstellt.  

Absolventinnen, denen akademische Grade vor dem 1. Oktober 1993 in der männlichen 

Sprachform verliehen wurden, waren berechtigt, diese in der weiblichen Sprachform zu 

führen. [BAST/LANGEDER, S 275] 

  

                                                 
16 Seit 01.01.2011 ist die Anerkennung von Diplomarbeiten nicht mehr möglich, die Senatsverord-
nung bezüglich der Anerkennung eines bereits absolvierten Unterrichtsfachs wurde geändert, es 
ist in jedem Fall eine Diplomarbeit zu verfassen. 
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9.4. Diskussion 

Die staatliche Einflussnahme in Form von Studienordnungen wurde maßgeblich reduziert, 

das UniStG legte die Vorgangsweise zur Erstellung oder Veränderung der Studienpläne 

an den Universitäten durch Begutachtungsverfahren fest. [SEEL, BPAG] 

Einer Stärkung der fachdidaktischen und pädagogischen Ausbildung stand eine geringe 

Änderung der fachlichen Inhalte gegenüber. Dieser Umstand erleichterte am 30.11.2008 

den Umstieg vom AHStG Diplomstudium in das UniStG Diplomstudium, mit diesem Datum 

liefen die AHStG Lehramts-Diplomstudien endgültig aus und alle noch zugelassenen Stu-

dierenden wurden dem UniStG Diplomstudienplan unterstellt. 

Die Diskussion über mehr oder weniger Selbständigkeit der Universitäten wechselte je 

nach politischer Zugehörigkeit der Wissenschaftsagenden. 1993 wurde ein neues Bun-

desgesetz über die Organisation der Universitäten [UOG 1993] erlassen, das wiederum 

die Rektoren stärkte. 

Auf internationaler Ebene wird seit Ende der achtziger Jahre an der Schaffung eines eu-

ropäischen Hochschulraumes gearbeitet. Am 19. Juni 1999 wird die Bologna Deklaration 

der europäischen Bildungsminister unterzeichnet. 

„Die wesentlichen Ziele, auf die sich die europäischen Bildungsminister einigten waren: 

• Einführung eines Systems leicht verständlicher und vergleichbarer Abschlüsse, 

auch durch die Einführung des Diplomzusatzes (Diploma Supplement) mit dem 

Ziel, die arbeitsmarktrelevanten Qualifikationen der europäischen Bürger ebenso 

wie die internationale Wettbewerbsfähigkeit des europäischen Hochschulsystems 

zu fördern. 

• Einführung eines Leistungspunktesystems – ähnlich dem ECTS als geeignetes 

Mittel der Förderung größtmöglicher Mobilität der Studierenden. […] 

• Förderung der Mobilität durch Überwindung der Hindernisse, der Freizügigkeit in 

der Praxis im Wege stehen, insbesondere 

• für Studierende: Zugang zu Studien- und Ausbildungsangeboten und zu entspre-

chenden Dienstleistungen 

• für Lehrer, Wissenschaftler und Verwaltungspersonal: Anerkennung und Anrech-

nung von Auslandsaufenthalten zu Forschungs-, Lehr- oder Ausbildungszwecken, 

unbeschadet der gesetzlichen Rechte dieser Personengruppen. 

• Förderung der europäischen Zusammenarbeit bei der Qualitätssicherung im Hin-

blick auf die Erarbeitung vergleichbarer Kriterien und Methoden. 
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• Förderung der erforderlichen europäischen Dimensionen im Hochschulbereich, 

insbesondere in bezug auf Curriculum-Entwicklung, Zusammenarbeit zwischen 

Hochschulen, Mobilitätsprojekte und integrierte Studien-, Ausbildungs- und For-

schungsprogramme.“ [BOLOGNA DEKLARATION] 

Mit Unterzeichnung der Bologna Deklaration startet national eine jahrelange Diskussion 

über die Modernisierung der Lehramtsstudien.  

Mit der Novelle zum UniStG vom 01.09.1999 konnten erstmals Bakkalaureats- und 

Magisterstudien eingerichtet werden, dies galt jedoch nur für Fachstudien, Lehramtsstu-

dien waren nach wie vor ausschließlich als Diplomstudien einzurichten. 

Für das Lehramtsstudium sollte es bis zum 01.10.2014 für das Bachelorstudium und bis 

zum 01.10.2015 für das Masterstudium dauern, bis das neunsemestrige Diplomstudium 

Lehramt auf die Bologna Architektur umgestellt wurde.  
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10. Gesetzliche Regelung für Lehramtsstudie-
rende 2004 - dato 

„Die Universität Wien hatte bis zu den Reformen Gerard van Swietens (1700 – 1772) An-

fang der 1750er Jahre völlige Autonomie; ein Vierteljahrtausend später wurden die mitt-

lerweile 18 staatlichen österr. Universitäten mit „Inkrafttreten“ des „UNIVERSITÄTSGE-

SETZ 2002 (UG)“ aus der Obhut des Staates entlassen und wieder autonom“. [HEUREKA, 

Heft 4/02] 

Mit 01. Jänner 2004 wurden die Universitäten selbständige juristische Personen des öf-

fentlichen Rechts, parallel dazu erfolgte eine vollständige Umstrukturierung der internen 

Organisation der Universitäten, sowie Änderungen des Studienrechts: Damit stellte das 

Universitätsgesetz 2002 den einschneidendsten Paradigmenwechsel in der Geschichte 

des österreichischen Universitätswesens dar. [BAST 2003, S. V] 

An der Universität Wien wurden fünfzehn Fakultäten und drei Zentren eingerichtet, die 

Medizinische Fakultät wurde ausgegliedert und als eigenständige Medizinische Universi-

tät konstituiert. Die obersten Organe der Universität sind seit dieser Zeit der Universitäts-

rat, das Rektorat und der Senat. [UG § 20] Mit dem Bund sind für jeweils drei Jahre detail-

lierte Leistungsvereinbarungen abzuschließen, dieser öffentlich-rechtliche Vertrag hat die 

Aufgaben der Universitäten, die zu erreichenden Ziele sowie die Vorhaben zu enthalten. 

Einmal jährlich hat die Universität dem Ministerium einen Leistungsbericht sowie eine Wis-

sensbilanz vorzulegen. [UG § 13] Ab „Inkrafttreten“ des UG unterliegt die Gebarung der 

Universitäten der Prüfung durch den Rechnungshof. 

 

10.1. Gesetzliche Regelung nach dem Universitätsgesetz 2002 (UG) 

Universitätsgesetz 2002 sowie Änderung des Bundesgesetzes über die Organisation der 

Universitäten und des Bundesgesetzes über die Organisation der Universitäten der 

Künste, veröffentlicht im Bundesgesetzblatt für die Republik Österreich, am 9. August 

2002, Teil I, Nr. 120 [UG] (Abb. 37) 

Aufgrund der komplexen neuen Rechtslage wurden im 7. Abschnitt umfassende UG Re-

gelungen für das „Inkrafttreten“ und die „Vollziehung“ vorgegeben. So trat der II. Teil des 

UG mit den studienrechtlichen Bestimmungen erst mit 1. Jänner 2004 in Kraft. 
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Abb. 37 - © 2019 Bundesministerium für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort 
Rechtsinformationssystem des Bundes (RIS) 

Die universitäre Lehrerausbildung blieb im Universitätsgesetz 2002 im Wesentlichen er-

halten, waren doch die Reformen des UniStG für die Lehramtsstudienpläne erst 2000 so-

wie 2002 umgesetzt worden. So sah das UG im § 54 (2) vor, dass Lehramtsstudien nur in 

Form von Diplomstudien angeboten werden dürfen. 

In den folgenden Jahren sollten zahlreiche Änderungen des Universitätsgesetzes be-

schlossen werden, so wurden unter anderem die Umstellung der Studienstruktur auf die 

Bologna-Architektur, Aufnahmeverfahren, eine Studieneingangs- und Orientierungsphase 

für alle Studien, die Einrichtung der Lehramtsstudien als Bachelor- und Masterstudien, die 

Zusammenarbeit mit den pädagogischen Hochschulen und ein mehrstufiges Zulassungs-

verfahren für Lehramtsstudierende gesetzlich geregelt. 

Die Autonomie der Universitäten bei der Gestaltung der Curricula sollte im Bereich der 

Lehrerausbildung sehr bald für Diskussionen sorgen, schien doch der Zusammenhang 

von Schulsystem und Universität nicht mehr gegeben und dem Anspruch der Universitäten 

auch die Lehrerfortbildung übernehmen zu wollen, wurde von der Unterrichtsministerin 

Elisabeth Gehrer als eine zu weitgehende Autonomie abgelehnt. [SEEL, BPAG] 

Der folgende, mehr als zehn Jahre dauernde, Diskussionsprozess über ein neues Ausbil-

dungskonzept für Lehrer war untrennbar mit einer Reform der Schulorganisation und einer 



111 

Reform des Lehrerdienstrechts verbunden. Ein politisches Tauziehen zwischen Reform-

willen, Verharren in politischen Positionen und Kompromisslösungen begann. 

Mit 01. Oktober 2014 traten an der Universität Wien neue Curricula in Kraft, das neunse-

mestrige Diplomstudium Lehramt wurde durch ein achtsemestriges Bachelorstudium und 

ein darauffolgendes viersemestriges Masterstudium abgelöst. Studierende konnten ab 

diesem Zeitpunkt ausschließlich eine Zulassung zum Bachelor- und anschließendem Mas-

terstudium Lehramt erlangen. Für das Diplomstudium Lehramt wurde als Auslaufdatum 

der 30. April 2020 festgelegt. 

Nach schwierigen Verhandlungen kam es 2016 zur Unterzeichnung eines Kooperations-

vertrages zwischen der Universität Wien, der Kirchlichen Pädagogischen Hochschule 

Wien/Krems, der Pädagogischen Hochschule Niederösterreich, der Pädagogischen Hoch-

schule Wien und der Hochschule für Agrar- und Umweltpädagogik und damit zur Grün-

dung des Verbundes Nord-Ost. 

 
„Seit dem Studienjahr 2016/17 gibt es in Wien und Niederösterreich eine neue akademi-

sche Ausbildung für zukünftige LehrerInnen. Grundlage ist ein gemeinsam entwickeltes 

und angebotenes Studium, das den fachlichen und fachdidaktischen sowie den bildungs-

wissenschaftlichen und praktischen Anforderungen der Schule von morgen entspricht. An-

geboten wird damit eine neue Ausbildung für alle LehrerInnen der "Sekundarstufe Allge-

meinbildung" an Allgemeinbildenden Pflichtschulen (APS), Allgemeinbildenden Höheren 

Schulen (AHS), Berufsbildenden Mittleren und Höheren Schulen (BMHS) sowie an Allge-

meinen Sonderschulen (ASO).“ [LEHRAMT NEU] 

„Die Universität Wien ist die damit größte Einrichtung für LehrerInnenbildung in Österreich. 

Mit 27 verschiedenen Unterrichtsfächern bietet sie ein breites Spektrum an unterschiedli-

chen Fächern an, das eine interdisziplinäre Vernetzung ermöglicht. Aktuell sind rund 

12.000 Studierende für ein Lehramtsstudium an der Universität Wien inskribiert. Zur Stär-

kung und weiteren Professionalisierung der LehrerInnenausbildung wurde mit 1. Jänner 

2013 das Zentrum für LehrerInnenbildung (ZLB) eingerichtet, das als zentrale Stelle für 

alle Agenden der LehrerInnenbildung fungiert und auch die Kooperation mit anderen Ein-

richtungen als Aufgabenbereich hat.“ [LEHRAMT NEU] 
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10.2. Das Bachelor- und Masterstudium Lehramt 
Unterrichtsfach Mathematik 

Bedingt durch die lange Diskussion wie die „neuen“ Lehramtsstudien aussehen sollen, hat 

es zwölf Jahre nach „Inkrafttreten“ des UG gedauert, bis zunächst am 01.10.2014 die Ba-

chelor-Lehramtsstudien und mit 01.10.2015 die Master-Lehramtsstudien in Kraft getreten 

sind. 

Die Kombinationspflicht von zwei Unterrichtsfächern einschließlich einer pädagogischen 

Ausbildung, der „Allgemeinen Bildungswissenschaftlichen Grundlagen“, blieb bestehen. 

Mit dem Universitätsgesetz 2002 wurde auch die Möglichkeit geschaffen ein drittes Unter-

richtsfach als Erweiterungsstudium zu betreiben. An der Universität Wien konnte ab 01. 

März 2015 ein Erweiterungsstudium Bachelor Lehramt und ab 01.10.2016 auch 

ein Erweiterungsstudium Master Lehramt inskribiert werden. Dieses Studium kann 

erst nach Abschluss eines Diplomstudiums Lehramt oder Bachelor- bzw. Masterstudiums 

Lehramt abgeschlossen werden und befähigt Absolventen dieses Unterrichtsfach zu un-

terrichten. Ein akademischer Grad wird nicht verliehen. 

In einem Allgemeinen Curriculum, welche die pädagogische Ausbildung normiert und in 

zwanzig Teilcurricula, welche die fachspezifische und fachdidaktische Ausbildung vorge-

ben, werden die Inhalte für alle siebenundzwanzig, an der Universität Wien eingerichteten, 

Unterrichtsfächer geregelt. Darüber hinaus kann ein Unterrichtsfach durch die Spezialisie-

rung „Inklusive Pädagogik (Fokus Beeinträchtigung)“ ersetzt werden. 

Das neue Lehramtsstudium wird durch vier Säulen definiert, die Fachwissenschaft, die 

Fachdidaktik, die Allgemeinen Bildungswissenschaftlichen Grundlagen und Querschnitts-

aufgaben (ABG) und als vierte Säule die Schulpraxis. 
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Abb. 38 zeigt die schematische Darstellung des Viersäulenprinzips für das Bachelorstu-

dium Lehramt. 

 
Abb. 38 – Mitteilungsblatt der Universität Wien 

[BACHELOR-LA PÄDAGOGIK] 
 

Abb. 39 zeigt die schematische Darstellung des Viersäulenprinzips für das Masterstudium 

Lehramt. 

Abb. 39 – Mitteilungsblatt der Universität Wien 
[MASTER-LA PÄDAGOGIK] 

 
 

 



114 

Anders als alle anderen Bachelorstudien ist das Bachelorstudium Lehramt ein achtse-

mestriges Studium, das Masterstudium Lehramt wurde mit vier Semestern eingerichtet. 

Damit wurde die neunsemestrige Ausbildung der Lehramtsstudierenden im Diplomstu-

dium auf zwölf Semester in der Bachelor- / Masterstruktur verlängert. Das dem Lehramts-

studium folgende Unterrichtspraktikum wurde durch eine Induktionsphase ersetzt. Für alle 

Bachelor- und Masterstudien Lehramt werden einheitliche akademische Grade verliehen, 

„Bachelor of Education (BEd)“ und „Master of Education (MEd)“. 

Mit dem „Inkrafttreten“ des UG mussten alle eingerichteten Studien auf das European 

Credit  Transfer System (ECTS) umgestellt werden, wobei die ECTS-Punkte den ge-

schätzten Arbeitsaufwand (workload) eines durchschnittlichen Studierenden wiedergeben 

sollen, in diesem Arbeitsaufwand ist die Präsenzzeit in Lehrveranstaltungen, die Vorberei-

tungs- und Selbststudienzeiten, sowie die Prüfungsvorbereitung inkludiert. Ein ECTS-

Punkt ist festgelegt mit 25 Echtstunden á 60 Minuten an tatsächlichem Arbeitsaufwand. 

Der Arbeitsaufwand eines Studienjahres wird für Vollzeitstudierende mit 60 ECTS-Punk-

ten festgelegt. Das entspricht einem Arbeitsaufwand von ca. 1.500 Stunden. 

10.2.1. Bachelorstudium Lehramt - Unterrichtsfach Mathematik 

Der Senat der Universität Wien hat am 26. Juni 2014 das Teilcurriculum für das Unter-

richtsfach Mathematik im Rahmen des Bachelorstudiums zur Erlangung eines Lehramts 

im Bereich der Sekundarstufe (Allgemeinbildung) an der Universität Wien erlassen, ver-

öffentlicht im Mitteilungsblatt der Universität Wien, am 27.06.2014, 39. Stück, Nr. 208. 

[BACHELOR-LA MATHEMATIK] (Abb. 40) 

Abb. 40 – Mitteilungsblatt der Universität Wien 
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Dieses Teilcurriculum, sowie die Teilcurricula aller anderen Unterrichtsfächer traten mit 

01. Oktober 2014 in Kraft. 

Mit Unterzeichnung des Kooperationsvertrages und Gründung des Verbundes Nord-

Ost wurden alle Curricula des Bachelorstudiums Lehramt als gemeinsam eingerichtete 

Curricula verlautbart und traten mit 01. Oktober 2016 in Kraft. 

1. Änderung und Wiederverlautbarung des Teilcurriculums für das Unterrichtsfach Mathe-

matik im Rahmen des gemeinsamen Bachelorstudiums zur Erlangung eines Lehramts im 

Bereich der Sekundarstufe (Allgemeinbildung) im Verbund Nord-Ost, veröffentlicht im Mit-

teilungsblatt der Universität Wien am 27.06.2016, 41. Stück, Nr. 246 

[BACHELOR-LA MATHEMATIK VERBUND NORD-OST] 

Daraus resultiert Tabelle 6: 

Bachelorstudium UF Mathematik  
StEOP-Modul  7 ECTS 
Pflichtmodul Aspekte der Mathematik 3 ECTS 
Pflichtmodul Geometrie 16 ECTS 
Pflichtmodul Analysis 16 ECTS 
Pflichtmodul Stochastik 14 ECTS 
Pflichtmodul Angewandte Mathematik 12 ECTS 
Pflichtmodul Fachdidaktik 10 ECTS 
Pflichtmodul Arithmetik und Algebra in der Sekundarstufe 4 ECTS 
Wahlbereich 0-10 ECTS 
Fachbezogenes Schulpraktikum 7 ECTS 
Bachelormodul 8 ECTS 
GESAMT 97-107 ECTS 

Tabelle 6: Module eines Bachelorstudiums Lehramt für das Unterrichtsfach Mathematik 

 

Im Bachelormodul (siehe Tabelle 6) sind zwei Bachelorarbeiten fachlichen Inhalts zu ver-

fassen. 
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10.2.2. Masterstudium Lehramt - UF Mathematik 

Der Senat der Universität Wien hat am 18. Juni 2015 das Teilcurriculum für das Unter-

richtsfach Mathematik im Rahmen des Masterstudiums zur Erlangung eines Lehramts im 

Bereich der Sekundarstufe (Allgemeinbildung) an der Universität Wien erlassen, veröffent-

licht im Mitteilungsblatt der Universität Wien, am 23.06.2015, 25. Stück, Nr. 151. 

[MASTER-LA MATHEMATIK] (Abb. 41) 

 
Abb. 41  – Mitteilungsblatt der Universität Wien 

 
 

Dieses Teilcurriculum, sowie die Teilcurricula aller anderen 26 Unterrichtsfächer trat am 

01. Oktober 2014 in Kraft. 

Nach den Curricula der Bachelorstudien Lehramt wurden auch alle Masterstudien Lehramt 

als gemeinsam eingerichtete Curricula verlautbart und traten mit 01. Oktober 2017 in Kraft. 

1. (geringfügige) Änderung und Wiederverlautbarung des Teilcurriculums für das Unter-

richtsfach Mathematik im Rahmen des Masterstudiums zur Erlangung eines Lehramts im 

Bereich der Sekundarstufe (Allgemeinbildung) im Verbund Nord-Ost, veröffentlicht im Mit-

teilungsblatt der Universität Wien, am 29.06.2017, 33. Stück, Nr. 184 

[MASTER-LA MATHEMATIK VERBUND NORD-OST] 
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Daraus resultiert Tabelle 7: 

Masterstudium UF Mathematik  

Pflichtmodul Mathematik im Rⁿ 12 ECTS 
Pflichtmodul Höhere Mathematik 3 ECTS 
Pflichtmodul Anwendungsorientierung im Mathematikunterricht 4 ECTS 
Pflichtmodul Wahlfach Fachdidaktik 3 ECTS 
Pflichtmodul Fachdidaktische Begleitung der Praxisphase  4 ECTS 
Abschlussphase Pflichtmodul (bei Verfassen der Masterarbeit im Unter-
richtsfach Mathematik) 30 ECTS 

GESAMT 26 ECTS 
GESAMT inkl. Abschlussphase 56 ECTS 

Tabelle 7: Module eines Masterstudiums Lehramt für das Unterrichtsfach Mathematik 

 

10.2.3. Die pädagogische Ausbildung - Bachelorstudium 

Der Senat der Universität Wien hat am 26. Juni 2014 das Allgemeine Curriculum für das 

Bachelorstudium zur Erlangung eines Lehramts im Bereich der Sekundarstufe (Allgemein-

bildung) an der Universität Wien erlassen, veröffentlicht im Mitteilungsblatt der Universität 

Wien, am 27.06.2014, 39. Stück, Nr. 195. [BACHELOR-LA PÄDAGOGIK] (Abb. 42) 

Abb. 42  – Mitteilungsblatt der Universität Wien 
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Das „Allgemeine Curriculum“, sowie alle Teilcurricula der Unterrichtsfächer traten am 01. 

Oktober 2014 in Kraft. 

Analog zu den Teilcurricula der Unterrichtsfächer wurde mit Unterzeichnung des Koope-

rationsvertrages und Gründung des Verbundes Nord-Ost auch das „Allgemeine Curri-

culum“ des Bachelorstudiums Lehramt als gemeinsam eingerichtetes Curriculum verlaut-

bart und traten mit 01. Oktober 2016 in Kraft. 

1. Änderung und Wiederverlautbarung des Allgemeinen Curriculums für das gemeinsame 

Bachelorstudium zur Erlangung eines Lehramts im Bereich der Sekundarstufe (Allgemein-

bildung) im Verbund Nord-Ost, veröffentlicht im Mitteilungsblatt der Universität Wien, am 

27.06.2016, 41. Stück, Nr. 239. [BACHELOR-LA PÄDAGOGIK VERBUND NORD-OST] 

Daraus resultiert Tabelle 8: 

  
Pflichtmodul Lehren und Lernen gestalten 5 ECTS 
Pflichtmodul Ausbau Sozialer und Personaler Kompetenzen und Reflexion 
von Praxis 6 ECTS 

Pflichtmodul Professionsverantwortung, Evaluation und Practitioner Rese-
arch 5 ECTS 

Pflichtmodul Wahlfach Gestaltung inklusiver Bildungsprozesse 4 ECTS 
GESAMT 20 ECTS 

Tabelle 8: Module des Bachelorstudiums Lehramt im Bereich der Pädagogik 
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10.2.4. Die pädagogische Ausbildung - Masterstudium 

Der Senat der Universität Wien hat am 18. Juni 2015 das Allgemeine Curriculum für das 

Masterstudium zur Erlangung eines Lehramts im Bereich der Sekundarstufe (Allgemein-

bildung) an der Universität Wien erlassen, veröffentlicht im Mitteilungsblatt der Universität 

Wien, am 23.06.2015, 25. Stück, Nr. 138. [MASTER-LA PÄDAGOGIK] (Abb. 43) 

Abb. 43 – Mitteilungsblatt der Universität Wien 
 
 

Mit 01. Oktober 2017 trat neben den Teilcurricula der Masterstudien Lehramt das „Allge-

meine Curriculum“ als gemeinsam eingerichtetes Curriculum in Kraft. 

1. (geringfügige) Änderung und Wiederverlautbarung des Allgemeinen Curriculums für das 

Masterstudium zur Erlangung eines Lehramts im Bereich der Sekundarstufe (Allgemein-

bildung) im Verbund Nord-Ost, veröffentlicht im Mitteilungsblatt der Universität Wien, am 

29.06.2017, 41. Stück, Nr. 170. [BACHELOR-LA PÄDAGOGIK VERBUND NORD-OST] 

Tabelle 9 zeigt die zu absolvierenden Module des Masterstudiums Lehramt im Bereich der 
Pädagogik. 

  
Pflichtmodul Lehren und Lernen gestalten 5 ECTS 
Pflichtmodul Ausbau Sozialer und Personaler Kompetenzen und Reflexion 
von Praxis 6 ECTS 

Pflichtmodul Professionsverantwortung, Evaluation und Practitioner Rese-
arch 5 ECTS 

Pflichtmodul Wahlfach Gestaltung inklusiver Bildungsprozesse 4 ECTS 
GESAMT 20 ECTS 

Tabelle 9: Module des Masterstudiums Lehramt im Bereich der Pädagogik 
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10.2.5. Voraussetzungen für die Abschlussprüfung 

Das Bachelorstudium Lehramt sieht keine studienabschließende Prüfung vor, mit Erbrin-

gung aller im Curriculum vorgesehenen Prüfungen sind die Voraussetzungen für die Ver-

leihung des akademischen Grades erfüllt und der Studienpräses17 hat „ex lege“ den aka-

demischen Grad „Bachelor of Education (BEd)“ zu verleihen. 

Im Masterstudium Lehramt ist eine kommissionelle Abschlussprüfung („Defensio“) in bei-

den Unterrichtsfächern vorgesehen. 

„Voraussetzung für die Zulassung zur Masterprüfung ist die positive Absolvierung aller 

vorgeschriebenen Module und Prüfungen, die erfolgreiche Ablegung der Praxisphase so-

wie die positive Beurteilung der Masterarbeit.“ [MASTER-LA MATHEMATIK, § 4] 

Die Abfassung der Masterarbeit ist in einem der beiden Unterrichtsfächer möglich. 

 

10.2.6. Die Abschlussprüfung 

„Die Masterprüfung ist eine Defensio und die letzte Prüfung vor dem Studienabschluss. 

Sie umfasst a) die Verteidigung der Masterarbeit einschließlich der Prüfung über deren 

wissenschaftliches Umfeld und b) eine Prüfung aus einem Bereich des zweiten Unter-

richtsfaches. Die gesamte Prüfung soll auch professionsrelevante Aspekte berücksichti-

gen. Die Masterprüfung hat einen Umfang von 4 ECTS-Punkten (2 ECTS-Punkte je Un-

terrichtsfach).“ [MASTER-LA MATHEMATIK, § 4] 

Der Prüfungssenat besteht analog zu Abschlussprüfungen im Diplomstudium Lehramt aus 

drei Personen, wobei der Betreuer und der Vorsitzende aus dem Unterrichtsfach kommen, 

in dem die Masterarbeit verfasst wurde, der zweite Prüfer ist aus dem zweiten Unterrichts-

fach zu bestellen. 

Die Dauer der Abschlussprüfung ist nicht geregelt, es wird jedoch eine Prüfungszeit von 

maximal einer Stunde empfohlen. Die Mitglieder des Prüfungssenats entscheiden in nicht 

öffentlicher Sitzung über die Noten der beiden Unterrichtsfächer. 

  

                                                 
17 Zur Vollziehung der studienrechtlichen Bestimmungen in erster Instanz wird gemäß § 19 Abs. 2 
Z 2 Universitätsgesetz 2002 ein monokratisches Organ mit der Funktionsbezeichnung Studienprä-
ses eingerichtet. [Satzung Teil Studienpräses, § 1 (1)] 
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10.3. Wesentliche Änderungen zum UniStG 

Mit der Umstellung der Studienstruktur auf Bachelor- und Masterstudien erfolgte die end-

gültige Ablöse der Diplomstudien. Die Lehrinhalte wurden an die ECTS-Systematik ange-

passt, dadurch ist ein unmittelbarer Vergleich der gelehrten Fächer des Diplomstudiums, 

die in Semesterwochenstunden angegeben wurden, zu den Modulen mit ECTS-Angaben 

nur mehr bedingt möglich. Waren im Diplomstudium Lehramt, Unterrichtsfach Mathematik 

92 Semesterwochenstunden an Lehrveranstaltungen zu absolvieren, hinzu kam die Dip-

lomarbeit und die Abschlussprüfung, so sind es im Bachelor- und Masterstudium Lehramt, 

Unterrichtsfach Mathematik 123 - 133 ECTS, für die Masterarbeit und Abschlussprüfung 

kommen weitere 30 ECTS hinzu.  

Die Zulassung zu einem Lehramtsstudium unterliegt keiner gesetzlichen Beschränkung, 

allerdings ist die Zulassung zum Bachelorstudium Lehramt an ein dreistufiges Eignungs-

verfahren gebunden, welches einmal im Studienjahr durchgeführt werden kann. Es ist ein 

Online-Self-Assessment (OSA), eine fristgerechte Registrierung und ein schriftlicher Eig-

nungstest zu absolvieren. Jene Studieninteressierten, die beim Eignungstest weniger als 

30% der zu erlangenden Punkte erreicht haben, werden zu einem verpflichtenden indivi-

duellen Eignungs- und Beratungsgespräch eingeladen. Nach Durchlaufen dieses Eig-

nungsverfahrens ist eine Zulassung zum Bachelorstudium Lehramt, mit den gewünschten 

Unterrichtsfächern möglich. 

Die Studienabschnitte der Diplomstudien gehören der Vergangenheit an, am Beginn eines 

Bachelorstudiums steht aktuell die Studieneingangs- und Orientierungsphase, die in bei-

den Unterrichtsfächern, sowie in der pädagogischen Ausbildung erfolgreich abgeschlos-

sen werden muss, um das gesamte Studium fortsetzen zu können. 

Für das Bachelorstudium ist keine Abschlussprüfung vorgesehen, das Studium ist mit Er-

bringung aller curriculumsrelevanten Lehrveranstaltungen abgeschlossen, es wird der 

akademische Grad „Bachelor of Education (BEd)“ verliehen. Im Masterstudium ist analog 

zum Diplomstudium eine kommissionelle Abschlussprüfung in beiden Unterrichtsfächern 

verpflichtend. Im Unterrichtsfach in dem die Masterarbeit verfasst wurde, findet eine De-

fensio und eine Befragung über das wissenschaftliche Umfeld der Arbeit statt. Der zu ver-

leihende akademische Grad lautet „Master of Education (MEd)“ (vgl. Abschnitt 10.2.). 

Das achtsemestrige Bachelorstudium berechtigt bereits zum Unterrichten, allerdings mit 

dienstrechtlichen Einschränkungen. Erst mit der Absolvierung des aufbauenden Master-

studiums erlangen Absolventen ein dem Diplomstudium vergleichbare Qualifikation. Das 

verpflichtende Unterrichtspraktikum wird durch eine Induktionsphase abgelöst. Mit dem 
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Auslaufen des alten Dienstrechts für angehende Lehrer und den komplexen Übergangs-

regelungen werden auch die Schulen vor große Herausforderungen hinsichtlich der ver-

fügbaren Ressourcen und sinnvollen Implementierung der neuen Induktionsphase ge-

stellt. 

 

10.4. Diskussion 

Da im Jahr 2000 und 2002 erst die Diplomstudienpläne Lehramt in Kraft getreten sind und 

parallel noch die AHStG Studienpläne liefen, gab es keinen dringenden Handlungsbedarf 

neue Lehramtscurricula zu gestalten. 

Der bereits begonnene Bolognaprozess und die anhaltende politische Diskussion über die 

Modernisierung der Lehrerausbildung, mündeten in einer völligen Neustrukturierung und 

Neuorganisation der Curricula. Die Implementierung der neuen Bachelor- und Mastercur-

ricula, gefolgt von der Kooperation mit den pädagogischen Hochschulen und Gründung 

des Lehrverbundes Nord-Ost, stellten die Universität Wien vor große Herausforderungen 

und die Lehramtsausbildung auf völlig neue Beine. 

Bis zum 30. April 2020 werden noch hunderte Studierende einen Abschluss im Diplom-

studium Lehramt erlangen und mit den akademischen Graden „Magister“ / „Magistra“ der 

Philosphie / Naturwissenschaften / Katholische Religion / Evangelische Religion ihr Stu-

dium abschließen. 

Ab Mai 2020 erfolgt die Umstellung aller Studierenden in Bachelor- und Masterstudien 

Lehramt. Die neuen akademischen Grade, Bachelor und Master of Education stellen ein 

Alleinstellungsmerkmal für die Lehramtsausbildung dar, ob dieses neue Ausbildungskon-

zept der Lehrer jedoch in der Gesellschaft angekommen ist, darf bezweifelt werden. 

Parallel dazu gilt das neue Dienstrecht für Lehrer, großzügige Übergangsregelungen sol-

len den Einstieg in unbefristete Dienstverhältnisse erleichtern. 
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11. Resümee 
Was hat sich nun im Beobachtungszeitraum zwischen 1884 und 2019 geändert, was blieb 

gleich? 

Die Anzahl als auch die Unterrichtsfächer selber haben sich im Laufe dieser 135 Jahre 

geändert, die Kombinationspflicht jedoch blieb bestehen, wobei die Kombinationsmöglich-

keiten stetig liberalisiert wurden. Aktuell können an der Universität Wien alle Unterrichts-

fächer bis auf Katholische und Evangelische Religion miteinander kombiniert werden. 

Bis einschließlich der Prüfungsordnung 1937 war die Abschlussprüfung die zentrale Prü-

fung, auf die das gesamte Studium vorzubereiten hatte. Sie bestand aus mehrstündigen 

schriftlichen und mündlichen Prüfungen beider Unterrichtsfächer, darüber hinaus aus Prü-

fungen über die Unterrichtssprache, pädagogische und psychologische Prüfungen. Einen 

Studienplan mit eindeutig definierten Lehrveranstaltungen gab es nicht, es waren jedoch 

Fachgebiete vorgegeben, die Gegenstand der Abschlussprüfung waren. Die Abschluss-

prüfung lag im Zuständigkeitsbereich des Ministeriums, die Universität vergab keinen aka-

demischen Grad. In enger Verbindung mit der Abschlussprüfung stand das darauffolgende 

Probejahr, lagen zwischen Abschlussprüfung und Probejahr mehr als fünf Jahre oder 

wurde das Probejahr nicht absolviert, dann konnte die Abschlussprüfung verfallen. Das 

Probejahr hatte einen hohen Stellenwert und erst nach positiver Absolvierung bekamen 

Absolventen die Lehrbefähigung ausgesprochen, die sie zum Unterrichten berechtigte. 

Mit Einführung von Studienordnungen und Studienplänen wurde das Lehramtsstudium ein 

Universitätsstudium mit Abschluss an der Universität und Verleihung eines akademischen 

Grades. Der staatliche Einfluss blieb dennoch bestehen, denn jeder Studienplan musste 

vom zuständigen Wissenschaftsministerium genehmigt bzw. „nicht untersagt“ werden. 

Der Ablauf eines Studiums änderte sich völlig, die verpflichtenden Prüfungen beider Stu-

dienrichtungen sowie der pädagogischen Ausbildung verteilten sich auf das gesamte Stu-

dium. Mit der Abfassung einer Diplomarbeit sollte bewiesen werden, dass wissenschaftlich 

gearbeitet werden konnte. Die Abschlussprüfung war eine circa einstündige kommissio-

nelle Prüfung in der ein Überblickswissen über beide Studienrichtungen gefordert wurde. 

Das Probejahr bzw. Unterrichtspraktikum gab es weiterhin, es konnte nach dem Studien-

abschluss absolviert werden und galt als Anstellungserfordernis. Eine wichtige Änderung 

zu den Regelungen vor Inkrafttreten des AHStG war, dass auch bei Nichtabsolvierung des 

Unterrichtspraktikums der Studienabschluss nicht mehr verfiel. 

Bis dato ist die Lehramtsausbildung eine universitäre Ausbildung, das Diplomstudium 

wurde durch ein Bachelor- und ein Masterstudium abgelöst. Die Dauer des Studiums hat 
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sich von neun Semester auf zwölf Semester verlängert, wobei eine Verzahnung mit der 

Praxis in der Schule hergestellt wurde. Eine Abschlussprüfung ist im Masterstudium Lehr-

amt vorgesehen, sie umfasst eine Defensio im Unterrichtsfach in dem die Masterarbeit 

verfasst wurde, sowie eine Befragung über das wissenschaftliche Umfeld des Themas und 

eine Prüfung über das zweite Unterrichtsfach. Im Bachelorstudium ist keine studienab-

schließende Prüfung vorgesehen, Studierende absolvieren alle, im Curriculum beider Un-

terrichtsfächer und der Pädagogik, vorgesehenen Prüfungen. 

Der Staat hat sich aus der curricularen Entwicklung herausgenommen, Qualitätssiche-

rungsmaßnahmen, Evaluierungen, Leistungsvereinbarungen, etc. wurden als neue Kon-

trollmechanismen im Universitätsgesetz 2002 verankert und geben damit, neben den stu-

dienrechtlichen Vorgaben, den rechtlichen Rahmen für die Universitäten vor. 

Unverändert geblieben ist das große politische und gesellschaftliche Interesse an den 

Themen Bildung, Schule und Ausbildung von Lehrern. 
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Nachstehende Zeitleiste zeigt einen schematischen Überblick über die geltenden Ver-
ordnungen und Gesetze sowie ihre Geltungsbereiche für Lehramtsstudierende Mathe-
matik seit 1884 bis dato. 
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Abstract 
In dieser Arbeit wurde anhand von anzuwendenden Rechtsgrundlagen die Entwicklung 

des Unterrichtsfachs Mathematik mit Schwerpunkt auf die Abschlussprüfung gezeigt. Im 

Beobachtungszeitraum zwischen 1884 bis 2019 kamen acht unterschiedliche Rechts-

grundlagen zur Anwendung, wobei die Verordnungen bis inklusive 1937 den Schwerpunkt 

der Lehramtsausbildung in der Abschlussprüfung sahen. Die Abschlussprüfung wurde 

beim zuständigen Ministerium abgelegt, das Studium war als Vorbereitung auf die Ab-

schlussprüfung zu sehen, es wurde kein akademischer Grad verliehen. Die Vorgaben für 

das Probejahr waren Teil der Verordnungen und erst nach erfolgreicher Absolvierung 

wurde die Lehrbefähigung ausgesprochen. Erst mit dem AHStG und seinen Begleitgeset-

zen trat 1966 ein Gesetz in Kraft, welches ein vollwertiges Diplomstudium Lehramt mit 

Abschluss an der Universität und Verleihung eines akademischen Grades vorsah. Eine 

kontinuierliche Absolvierung von Prüfungen nach einem Studienplan und eine einstündige 

mündliche Abschlussprüfung löste die mehrstündigen schriftlichen und mündlichen Ab-

schlussprüfungen ab. Das Unterrichtspraktikum, welches das Probejahr ablöste, war dem 

Lehramtsstudium nachgereiht und blieb nach wie vor in der Verantwortung des Ministeri-

ums. Die Umstellung der Diplomstudien auf Bachelor- und Masterstudien sowie die Ko-

operation mit den Pädagogischen Hochschulen stellte die Lehramtsausbildung nochmals 

auf völlig neue Beine. Hinsichtlich der Abschlussprüfung ist im Masterstudium Lehramt 

eine circa einstündige kommissionelle Prüfung mit einer Defensio im Unterrichtsfach der 

Masterarbeit und einer Prüfung über das zweite Unterrichtsfach vorgesehen. Das Unter-

richtspraktikum wurde durch eine Induktionsphase abgelöst. 
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Anhang 
1. Akt Elisabeth Leitner: Protokollnummer 321-1912 

2. Akt Otto Fritsch: Protokollnummer 93-1920 

3. Akt Maria Galambos: Protokollnummer 69-1926 

4. Prüfungsordnung 1884 

5. Prüfungsordnung 1897 

6. Prüfungsordnung 1911 

7. Prüfungsordnung 1928 

8. Prüfungsordnung 1937 
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Anhang 1: Akt Elisabeth Leitner: Protokollnummer 321-1912 
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Anhang 2: Akt Otto Fritsch: Protokollnummer 93-1920 
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Anhang 3: Akt Maria Galambos: Protokollnummer 69-1926 
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Anhang 4: Akt Hertha Müller: Protokollnummer 289-1932 
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Anhang 5: Prüfungsordnung 1884 
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Anhang 6: Prüfungsordnung 1897 
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Anhang 7: Prüfungsordnung 1911 
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Anhang 8: Prüfungsordnung 1928 
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Anhang 9: Prüfungsordnung 1937 

 

  



272 

 

  



273 

 

  



274 

 

  



275 

 

  



276 

 

  



277 

 

  



278 

 

  



279 

 

  



280 

 

  



281 

 

  



282 

 

  



283 

 

  



284 

 

  



285 

 

  



286 

 

  



287 

 

  



288 

 

  



289 

 

  



290 

 

  



291 

 


	1.  Vorwort
	2. Einleitung
	3. Die universitäre Ausbildung im Spannungsfeld der Politik
	3.1. Die Monarchie (bis 1914)
	3.2. Erste Republik (1919 - 1933)
	3.3. Ständestaat und Austrofaschismus (1933 - 1937)
	3.4. Nationalsozialismus (1938 - 1945)
	3.5. Zweite Republik unter alliierter Kontrolle (1945 - 1955)
	3.6. Zweite Republik (1955 - dato)

	4. Das Lehramtsstudium Mathematik
	5. Gesetzliche Regelungen für Lehramtsstudierende Ende des 19. und Beginn des 20. Jahrhunderts
	5.1. Prüfungsordnungen
	5.1.1. Kommentare zu den drei Gesetzestexten

	5.2. Gesetzliche Regelung im Unterrichtsfach Mathematik
	5.2.1. Die Verordnung aus 1897
	5.2.2. Die Verordnung aus 1911

	5.3. Die Abschlussprüfung
	5.3.1. Voraussetzungen für die Abschlussprüfung
	5.3.2. Die Hausarbeiten
	5.3.3. Die Prüfungskommission
	5.3.4. Verlauf der Abschlussprüfung
	5.3.5. Bestehen der Prüfung - Inhalt des Zeugnisses
	5.3.6. Beispiele von Absolventen nach der Prüfungsvorschrift von 1897
	5.3.7. Beispiele von Absolventen nach der Prüfungsvorschrift von 1911

	5.4. Der Vorbereitungsdienst – das Probejahr
	5.5. Diskussion

	6. Gesetzliche Regelungen für Lehramtsstudierende in den zwanziger Jahren
	6.1. Prüfungsvorschrift für das Lehramt an Mittelschulen
	6.1.1. Übergangsbestimmungen
	6.1.2. Kommentar

	6.2. Pflichtprüfungen während der Studienzeit
	6.3. Gesetzliche Regelungen im Unterrichtsfach Mathematik
	6.4. Die Abschlussprüfung - Lehramtsprüfung
	6.4.1. Voraussetzungen für die Lehramtsprüfung
	6.4.2. Die Hausarbeiten
	6.4.3. Die Prüfungskommission
	6.4.4. Prüfung aus der Unterrichtssprache
	6.4.5. Klausurarbeiten (schriftliche Abschlussprüfungen)
	6.4.6. Pädagogische Prüfung
	6.4.7. Mündliche Prüfung aus den gewählten Lehrfächern
	6.4.8. Bestehen der Prüfung – Inhalt des Zeugnisses

	6.5. Das Probejahr
	6.6. Diskussion

	7.  Gesetzliche Regelung für Lehramtsstudierende 1937-1965
	7.1. Prüfungsvorschrift für das Lehramt
	7.1.1. Übergangsbestimmungen
	7.1.2. Kommentar

	7.2. Das Lehramtsstudium – allgemeine Regelungen
	7.3. Gesetzliche Regelungen im Unterrichtsfach Mathematik
	7.4. Die Lehramtsprüfung
	7.4.1. Voraussetzungen für die Lehramtsprüfung
	7.4.2. Hausarbeiten
	7.4.3. Die Prüfungskommission
	7.4.4. Prüfung aus der Unterrichtssprache
	7.4.5. Klausurarbeiten (schriftliche Abschlussprüfungen)
	7.4.6. Pädagogische Prüfung
	7.4.7. Mündliche Prüfung aus den gewählten Lehrfächern
	7.4.8. Bestehen der Abschlussprüfung – Inhalt des Zeugnisses

	7.5. Das Probejahr
	7.5.1. Arten der Einführung in das praktische Lehramt an Mittelschulen, Zulassung und Dauer
	7.5.2. Die Durchführung des Probedienstes

	7.6. Diskussion

	8. Gesetzliche Regelungen für Lehramtsstudierende 1966 - 1997
	8.1. Gesetzliche Regelung nach dem Allgemeinen Hochschul-Studiengesetz (AHStG)
	8.1.1. Was regelte das AHStG?
	8.1.2. Was regelte das Bundesgesetz über die geistes- und naturwissenschaftlichen Studienrichtungen?
	8.1.3. Was regelte die Verordnung über die Studienrichtung Mathematik?
	8.1.4. Studienplan für die Studienrichtung Mathematik, Studienzweig Mathematik (Lehramt an Höheren Schulen)

	8.2. Das Lehramtsstudium – allgemeine Regelungen
	8.2.1. Die pädagogische Ausbildung
	8.2.2. Voraussetzungen für die Abschlussprüfung
	8.2.3. Die Abschlussprüfung

	8.3. Die Übergangszeit ASVS zum AHStG
	8.4. Diskussion

	9.  Gesetzliche Regelung für Lehramtsstudierende 1997 bis 2003
	9.1. Gesetzliche Regelung nach dem Universitätsstudiengesetz (UniStG)
	9.2. Das Diplomstudium Lehramt, Studienrichtung Mathematik, Studienzweig Mathematik (Lehramt an höheren Schulen)
	9.2.1. Die pädagogische Ausbildung
	9.2.2. Voraussetzungen für die Abschlussprüfung
	9.2.3. Die Abschlussprüfung

	9.3. Wesentliche Änderung zum AHStG
	9.4. Diskussion

	10. Gesetzliche Regelung für Lehramtsstudierende 2004 - dato
	10.1. Gesetzliche Regelung nach dem Universitätsgesetz 2002 (UG)
	10.2. Das Bachelor- und Masterstudium Lehramt Unterrichtsfach Mathematik
	10.2.1. Bachelorstudium Lehramt - Unterrichtsfach Mathematik
	10.2.2. Masterstudium Lehramt - UF Mathematik
	10.2.3. Die pädagogische Ausbildung - Bachelorstudium
	10.2.4. Die pädagogische Ausbildung - Masterstudium
	10.2.5. Voraussetzungen für die Abschlussprüfung
	10.2.6. Die Abschlussprüfung

	10.3. Wesentliche Änderungen zum UniStG
	10.4. Diskussion

	11. Resümee
	Abstract
	Quellenverzeichnis
	Anhang
	Anhang 1: Akt Elisabeth Leitner: Protokollnummer 321-1912
	Anhang 2: Akt Otto Fritsch: Protokollnummer 93-1920
	Anhang 3: Akt Maria Galambos: Protokollnummer 69-1926
	Anhang 4: Akt Hertha Müller: Protokollnummer 289-1932
	Anhang 5: Prüfungsordnung 1884
	Anhang 6: Prüfungsordnung 1897
	Anhang 7: Prüfungsordnung 1911
	Anhang 8: Prüfungsordnung 1928
	Anhang 9: Prüfungsordnung 1937


